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Vorwort und Einleitung 
Seit dem Beginn der Planungen für das Sicherheitswissenschaftliche Kolloquium im 
Sommer 2003 haben die Herausgeber von Zeit zu Zeit über das Format der Veran-
staltung und die Konzeption der Sicherheitswissenschaft diskutiert; dabei nicht zu-
letzt auch über vielerlei andere, lebensrelevantere Dinge philosophiert und nach-
rangiges in die Zukunft verschoben.  

Die Konzeption der Sicherheitswissenschaft haben wir dann wieder im Sommer 2006 
aufgegriffen, dies im Vorwort von Band 2 zur Kolloquiumsreihe reflektiert1 und dazu 
Volker Ronge, Rektor der Bergischen Universität Wuppertal und Professor für Allge-
meine Soziologie, im Herbst 2006 beim 24. Kolloquium für den Beitrag „Zur Syste-
matik der Sicherheitswissenschaft“ eingeladen und gehört.2  

Im Band 2 zur Kolloquiumsreihe hatten wir aus Umfangsgründen darauf verzichtet 
darzustellen, wie der Begriff Sicherheitswissenschaft in die Brockhaus Enzyklopädie3 
eingegangen ist, was auszugsweise hier nachgeholt wird:  

… „Die Sicherheitswissenschaft ist eine autonome wissenschaftliche Disziplin mit 
einer homogenen und fachtypisch disziplinären Struktur und pragmatischen Um-
setzung. Die sicherheitswissenschaftlichen Terminologie und Nomenklatur sowie  
Methodologie bilden ihre Grundlagen von Definitionen, Prinzipien, Methoden und 
Techniken; sie verbinden sich dabei mit integrativer Funktion den sicherheits- bzw. 
risikorelevanten Komponenten der Geistes-, Natur-, Human-, Sozial- und anderen 
Wissenschaften. Die mehrfache Zielsetzung der Sicherheitswissenschaft zeigt sich in 
ihrem interdisziplinären Charakter und ihren vielseitigen Anwendungen mit individual- 
und sozialethischen, ökonomischen sowie ökologischen Interesse. Pragmatisch-
strategisch orientiert an einer rationellen und effektiven Schadensprävention bzw.  
-limitation wirkt sie in Forschung und Lehre z. B. für Verkehrssicherheit (Straße, 
Schiene, Wasser, Luft), Brand- und Explosionsschutz, Umweltschutz, Korrosions-
schutz, Kernreaktorschutz, Schadenverhütung in der Privatsphäre (Haus, Freizeit, 
Sport, Hobby, Heimwerken usw.), in Industrien (z. B. Produkte und Fertigungs-
prozesse in Erst- und Umgestaltung), Verbraucherschutz u. a. – Der international 
erste universitäre Fachbereich mit interdisziplinärer sicherheitswissenschaftlicher 
Konzeption besteht seit 1975 an der Bergischen Universität in Wuppertal.“ … 

                                            
1 PIEPER, R.; K.-H. LANG (Hrsg.):  

Sicherheitsrechtliches Kolloquium 2005 – 2006 (Band 2) 
Forschungsbericht - Nr. 14, Institut ASER e.V., ISBN 978-3-936841-12-1, Wuppertal, Januar 2007. 

2 RONGE, V.: 
Zur Systematik der Sicherheitswissenschaft 
In: Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium 2006 – 2007 (Band 3), Hrsg.: R. Pieper & K.-H. Lang, 
Forschungsbericht - Nr. 18, Institut ASER e.V., ISBN 978-3-936841-15-2, Wuppertal, Januar 2008. 

3 Brockhaus Enzyklopädie 
Band 20: SCI-SQ, 19. völlig neu bearbeitete Auflage, Mannheim: Verlag F.A. Brockhaus GmbH,  
ISBN 3-7653-1120-0, Mannheim, 1993, S. 233-234. 
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Soweit der Entwicklungsstand Anfang der 1990-iger Jahre auch in Bezug auf die 
Bergische Universität Wuppertal. Seitdem gewann die Sicherheitswissenschaft u. a. 
in der deutschen Hochschullandschaft4 sowie im Wissenschafts- und Forschungs-
bereich5 sehr stark an Bedeutung.  

Das Sicherheitswissenschaftliche Kolloquium haben wir auf Basis unserer FuEuI-
Arbeiten seit dem Frühjahr 2004 sukzessive weiterentwickelt. Es wird von den fach-
lich interessierten Kreisen aus dem Bergischen Städtedreieck und dem Land 
Nordrhein-Westfalen als Forum für den sicherheitswissenschaftlichen Wissenstrans-
fer genutzt. Dadurch ist das Profil der Wuppertaler Sicherheitswissenschaft, der  
Bergischen Universität Wuppertal und der Wirtschaftsregion Bergisches Städte-
dreieck gestärkt worden.  

 

Im vorliegenden Band 9 sind u. a. die Beiträge der 85. bis 94. Sicherheitswissen-
schaftlichen Kolloquien dokumentiert, welche im Wintersemester 2012/2013 und im 
Sommersemester 2013 vom Fachgebiet Sicherheitstechnik / Sicherheits- und Quali-
tätsrecht der Bergischen Universität Wuppertal und dem Institut für Arbeitsmedizin, 
Sicherheitstechnik und Ergonomie e.V. (ASER) veranstaltet wurden.  

Beim ersten Beitrag von Manfred Hagenkötter, ehemaliger Präsident und Professor 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung (BAU) in Dortmund, handelt 
es sich um Anmerkungen zum Beitrag von Lutz Wienhold im Titel „Sicherheits-
wissenschaftliches Kolloquium 2011 – 2012 (Band 8)“6. Der Beitrag von Norbert 
Roskopf, geschäftsführender Gesellschafter der Roskopf Vulkanisation GmbH in  
Aachen, ist das verschriftete Statement vom 7. SuQR-Alumni-Kolloquium 2014 in 
Wuppertal7. 

 
Ralf Pieper & Karl-Heinz Lang Wuppertal, im Mai 2014 

 

                                            
4 GERHOLD, L.; J. SCHILLER, S. STEIGER (Hrsg.): 

Sicherheit studieren. Studienangebote in Deutschland. 
Forschungsforum Öffentliche Sicherheit: Schriftenreihe Sicherheit Nr. 15, Freie Universität Berlin, 
ISBN 978-3-929619-86-7, Berlin, 2014 (s. www.sicherheit-forschung.de/projekte/studienfuehrer/). 

5 So hat zum Beispiel die Bundesregierung das erste nationale Rahmenprogramm zur zivilen  
Sicherheitsforschung im Jahr 2007 gestartet, welches innerhalb der Hightech-Strategie für  
Deutschland mit dem Rahmenprogramm Sicherheitsforschung – Forschung für die zivile  
Sicherheit 2012-2017 fortgeführt wird (vgl. www.bmbf.de/de/6293.php). 

6 WIENHOLD, L.: 
Arbeitsschutz in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) –  
Zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
In: Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium 2011 – 2012 (Band 8), Hrsg.: R. Pieper & K.-H. Lang, 
Forschungsbericht - Nr. 28, Institut ASER e.V., ISBN 978-3-936841-25-1, Wuppertal, Mai 2013. 

7 Siehe auch: www.suqr.uni-wuppertal.de/index.php?id=1151 
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1 Woran man so zurückdenkt 
(MANFRED HAGENKÖTTER) 

 

Autobiografische Fragmente und Betrachtungen zum Thema Arbeitsschutz  
in der Bundesrepublik Deutschland und zum Teil darüber hinaus  

in den Jahren 1962 bis 1983 mit einigen aktuellen Aspekten 

 

Präsident und Professor a.D., Dr., Dr. Manfred Hagenkötter 
Dortmund, im November 2013 

 

Vorwort der Herausgeber Ralf Pieper & Karl-Heinz Lang: 

Der Beitrag von Lutz Wienhold „Arbeitsschutz in der Deutschen Demokratischen  
Republik (DDR) – Zwischen Anspruch und Wirklichkeit“ im Titel „Sicherheitswissen-
schaftliches Kolloquium 2011 – 2012“1 ist zusammen mit der vorausgegangenen  
Abendveranstaltung des 80. Sicherheitswissenschaftlichen Kolloquiums am 24. April 
2012 in Wuppertal als eine komprimierte Übersicht zu seiner 881 Seiten umfassen-
den Monografie2 zu verstehen. Zu ersterem übersandte uns Manfred Hagenkötter 
Anfang Oktober 2013 seine Anmerkungen, die wir mit Interesse aufnahmen und 
auch der Fachwelt zugänglich machen wollen (siehe nachfolgendes Kapitel 1.1). An-
zumerken ist, dass es u.E. Lutz Wienhold in seiner Monografie um die gesellschaft-
lichen Zusammenhänge in der DDR selbst ging und nicht um Vergleiche mit der  
Bundesrepublik Deutschland.  

Von den Anmerkungen zum Beitrag von Lutz Wienhold unabhängig hatte uns  
Manfred Hagenkötter auch ursprünglich entstandene, autobiografische Fragmente 
und Betrachtungen zum Thema Arbeitsschutz über den Zeitraum von 1962 bis 1983 
teilweise mit aktuellen Bezügen zur Verfügung gestellt, die wir gleichermaßen für die 
breite Fachwelt find- und lesbar machen wollen (siehe nachfolgende Kapitel 1.2 bis 
1.5). Hierzu baten die Herausgeber um ein nachmittägliches Arbeitstreffen, was ver-
einbart wurde, so dass Mitte November 2013 in Dortmund im Hause Hagenkötter bei 
herrlichstem Herbstwetter, ostfriesischem Tee mit Klömpkes sowie Gebäck die End-
redaktion des Beitrages abgestimmt und vorgenommen wurde. So wünschen wir nun 
auch der Fachwelt viel Freude beim Lesen, Diskutieren und Schreiben. 

                                            
1 Pieper, R.; K.-H. Lang (Hrsg.): Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium 2011 – 2012 (Band 8). 

Forschungsbericht Nr. 28, Schriftenreihe vom Institut für Arbeitsmedizin, Sicherheitstechnik und 
Ergonomie e.V., Institut ASER e.V., Wuppertal, 2013, ISBN 978-3-936841-25-1 

2 Wienhold, L.: Zwischen Anspruch und Wirklichkeit – Historischer Abriss zum Arbeitsschutz in der 
SBZ/DDR. GRIN, München, 2011, ISBN 978-3-656-08827-1 
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1.1 Anmerkungen zum Beitrag von Lutz Wienhold 

In der Schriftenreihe des Instituts für Arbeitsmedizin, Sicherheitstechnik und Ergo-
nomie e.V. (ASER) an der Bergischen Universität Wuppertal ist der Band 8 des von 
Ralf Pieper und Karl-Heinz Lang herausgegebenen Forschungsbericht Nr. 28 über 
das „Sicherheitswissenschaftliche Kolloquium 2011 – 2012“1 erschienen, der auch 
einen Beitrag von Lutz Wienhold über den „Arbeitsschutz in der Deutschen Demo-
kratischen Republik (DDR) – Zwischen Anspruch und Wirklichkeit“ enthält. 

Der Beitrag ist von einem umfassenden Wissen des Autors getragen und von akribi-
scher Genauigkeit geprägt. Er ist deshalb nicht nur für alle Arbeitsschützer interes-
sant, die sich noch daran erinnern, dass es einmal eine DDR gab, sondern wird auch 
für alle späteren Arbeitsschutz-Historiker eine wichtige und wertvolle Fundstelle sein. 
Gleichwohl und gerade deshalb sind einige Anmerkungen notwendig und zwar zu 
Punkten, in denen Wienhold die Bundesrepublik Deutschland erwähnt – oder eben 
auch nicht erwähnt. 

Grundlage dieser Stellungnahme sind die „Bemerkungen und Thesen zum Arbeits-
schutz“, die als Nr. 7 der Schriftenreihe Arbeitsschutz der damaligen Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Unfallforschung (BAU) – der heutigen Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) – im Jahre 1974 erschienen sind3 und in der 
DDR sehr eingehend sowohl fachlich wie auch politisch-ideologisch beachtet worden 
waren.4 

Ein besonders wichtiger Punkt in den Ausführungen von Wienhold ist die Beschrei-
bung und Wirkung der von Erwin Gniza vertretenen „Wegetheorie“. Sie wird als 
„bahnbrechend“ für den Arbeitsschutz der DDR beschrieben und als „schöpferisch 
für das weitere Denken und Handeln im Arbeitsschutz“. Als besondere Bedeutung 
wird herausgestellt, „dass durch das Denkmodell Primat der Technik eine einseitige 
Fixierung auf Verhaltensanforderungen an die Beschäftigen prinzipiell in Frage ge-
stellt wurde“. Wenn danach weiter angeführt wird, dass auch in der Bundesrepublik 
heute noch im Arbeitsschutz in der Hierarchie der Rangfolge von Arbeitsschutzmaß-
nahmen der Vorrang der Gestaltung sicherer und gesundheitsgerechter Arbeitsbe-
dingungen vor der Anpassung des Menschen an die Arbeit auf diese Kerngedanken 
„zurückgehen“, so wird damit der Eindruck erweckt, als habe der moderne Arbeits-
schutz in der Bundesrepublik seine wahren Ursachen aus Anschauungen, die in der 
DDR entstanden sind und dort entwickelt wurden. Das ist jedoch keineswegs der 
Fall. 

                                            
3  Hagenkötter, M.; G. Koch, M. Wallner, U. Wölcke, K. Bartels, J. Illgen, H. Kamps: Bemerkungen 

und Thesen zum Arbeitsschutz. Nr. 7 Schriftenreihe Arbeitsschutz der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Unfallforschung (BAU), Dortmund, 1974 

4  Preusche, B.: Arbeitsschutzkonzeptionen in der BRD. In: Zeitschrift „Sozialistische Arbeitswissen-
schaften“ Jhrg. 28 (1984) Heft 5 
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Als ich im Jahre 1962 mit einem Kollegen zusammen vor der Aufgabe stand, für das 
neu geschaffene Unterrichtsfach „Arbeitsschutz und Grubensicherheit“ an den Berg-
schulen des Ruhrbergbaus ein inhaltliches und methodisches Konzept zu entwickeln, 
war unsere erste Überlegung, den Arbeitsschutz und die Sicherheit allgemein nicht 
als Sonderfall des Betriebsgeschehens anzusehen oder sogar als etwas was dem 
„normalen“ Betrieb hinzugefügt werden muss, sondern generell als Bestandteil des 
allgemeinen normalen Betriebsablaufes zu betrachten. Der Arbeitsschutz unterliegt 
also den gleichen Einflussfaktoren und Bedingungen wie der Betrieb allgemein. 

Von diesem Ansatz aus folgten wir dann den Rationalisierungsthesen, wonach 
Technik, Organisation und Mensch die generellen Einflussgrößen für das Betriebs-
geschehen sind, die es aufeinander abzustimmen und ihrem Zusammenspiel zu op-
timieren gilt (Prof. Dr.-Ing. Joseph Mathieu schon 1960 mit seiner Triade Konstruk-
tion – Organisation – Mensch)5 und operationalisierten diese Grundgedanken für den 
Unterricht und praktische Maßnahmen für den Arbeitsschutz in den Betrieben vor 
allem durch Schlussfolgerungen aus einer Nach-Analyse von mehr als 1.000 stattge-
fundenen und sehr gut dokumentierten tödlichen Unfällen im Bergbau. 

Bis 1972 war mein berufliches Wirkungsfeld der Ruhrbergbau. Als Präsident der 
1972 aus dem vormaligen Bundesinstitut für Arbeitsschutz in Koblenz hervorgegan-
genen Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung (BAU) in Dortmund hatte 
ich dann Gelegenheit, meine Überlegungen stärker in die allgemeine Arbeitsschutz-
Diskussion hineinzutragen. Das führte dann auch zur schriftlichen Manifestation die-
ser Überlegungen in den „Bemerkungen und Thesen zum Arbeitsschutz“ (Hagenköt-
ter, M. et al., 1974), in denen es auf Seite 17 heißt, dass der Arbeitsschutz, „wie alle 
Erscheinungsformen des Betriebes seine letzten Ursache in den Entscheidungen 
hat, die den Betrieb in seinen personellen, organisatorischen und technischen Be-
dingungen konstituieren. Von einem Bezug zu Erwin Gniza, in dessen Ansatz nach 
Lutz Wienhold's Darstellung der Begriff „Organisation“ überhaupt nicht vorkommt, 
kann also keine Rede sein. Eine Beziehung bestand vielmehr zu Rationalisierungs-
konzepten. 

Unser Ansatz war also zunächst nicht arbeitsschutzspezifisch, sondern generell, 
wurde aber in Richtung Arbeitsschutz in Zielen und Teilzielen des Arbeitsschutzes 
mit ihren Verzahnungen und wechselseitigen Beziehungen und Abhängigkeiten aus-
differenziert und spezifiziert [„Bemerkungen und Thesen zum Arbeitsschutz“ (Hagen-
kötter, M. et al., 1974), Seite 12ff.]. 

                                            
5  Zitiert in: Hagenkötter M.; H.G. Koch, A. Herzmann: Auf dem Weg zu einer Theorie des Arbeits-

schutzes. Sonderschrift Nr. 6 der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung (BAU), 
Dortmund, 1979 
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Die dabei getroffene Feststellung, dass „in einer wertorientierten Rangfolge der Teil-
ziele des Arbeitsschutzes die Anpassung der Anforderung an den Menschen höher 
als die nur eingeschränkt erreichbare Anpassung des Menschen an die an ihn ge-
stellten Anforderungen (steht), da es die Achtung vor dem Menschen gebietet, ihn 
nicht als abhängige Variable sondern als bestimmende Größe anzusehen“ stellt ne-
ben der Triade Mensch, Organisation, Technik den eigentlichen Kerngedanken des 
neuen Arbeitsschutzes in der Bundesrepublik dar. Dieser Kerngedanke muss immer 
wieder betont und bekräftigt werden, da sonst die Gefahr besteht, den Vorrang wie-
der in einer immer perfekter werdenden Technik zu sehen und er ist nicht nur für den 
Arbeitsschutz richtig und wichtig. Der Erfolg eines Unternehmens hängt bei aller 
Technisierung, Automatisierung und Roboterisierung letzten Endes von den Gedan-
ken und Handlungen von Menschen ab, die den Betrieb gestalten und leiten. Und so 
wird es auch bleiben. 

Interessant ist auch ein Blick auf die von Wienhold beschriebene Gesetzgebung der 
DDR sowie auf weitere Aspekte des Arbeitsschutzes in der DDR. 

Das Gesetzbuch der Arbeit (GBA) von 1961 ist laut Lutz Wienhold als „erzieheri-
sches Instrumentarium“ zu betrachten, bei dem die Betriebsleitungen „für die Erzie-
hung der Werktätigen zur Einhaltung der Bestimmungen des Gesundheits- und Ar-
beitsschutzes“ verantwortlich gemacht werden (vgl. § 92 Abs. 1 GBA). 

Diese „Bestimmungen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes“ sind trotz vieler tech-
nischer Regelungen getragen von der Grundvorstellung, dass das menschliche Ver-
halten die entscheidende Ursache für Unfälle darstellt und deshalb geändert werden 
muss. 

Die „Erziehung“ zur Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen bedeutet also im 
Ergebnis nichts anderes als Verhaltensbeeinflussung und hat dem gemäß letzten 
Endes das Ziel, menschliches Versagen oder – milde ausgedrückt – menschliches 
Fehlverhalten zu vermeiden und auf diese Weise den Menschen (wie ich es einmal 
ein andere Stelle gesagt habe) das Versagen abzugewöhnen. Trotz aller sozialis-
tisch-ideologischen Wortakrobatik war damals der Arbeitsschutz in der DDR inhaltlich 
und methodisch identisch mit dem Arbeitsschutz in der Bundesrepublik. Neue Akzen-
te enthält dann das drei Jahre nach Erscheinen der „Bemerkungen und Thesen zum 
Arbeitsschutz“ (Hagenkötter, M. et al., 1974) erlassene neue Arbeitsgesetzbuch 
(ABG) von 1977. Die u.a. in diesem Gesetz enthaltenen Grundsätze wie die „Pflich-
ten des Betriebes zur Gestaltung der Arbeitsmittel, Arbeitsstätten und Arbeitsverfah-
ren“ und die „Pflicht des Betriebes zur Gestaltung und Erhaltung sicherer, erschwer-
nisfreier sowie die Gesundheit und Leistungsfähigkeit fördernden Arbeitsbedingun-
gen“ erinnern doch sehr an die in den „Bemerkungen und Thesen zum Arbeits-
schutz“ (Hagenkötter, M. et al., 1974) aufgezeigten Ansätze und Forderungen. 
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Auch das Dieter Uhlig zugeschriebene Grundmodell der „Stellung von Arbeitsverfah-
ren im Arbeitssystem“ zeigt bei aller Unterschiedlichkeit in der Darstellung den glei-
chen gedanklichen Ansatz wie „integrierter Arbeitsschutz im Regelkreis Modell  
Arbeitssystem“ [„Bemerkungen und Thesen zum Arbeitsschutz“ (Hagenkötter, M. et 
al., 1974), Seite 23]. 

Und schließlich ist das von Wienhold auf das Jahr 1980 datierte Modell „Maßnahmen 
zur Gewährleistung sicherer und erschwernisfreier Arbeitsbedingungen mit den 
Hauptbegriffen objektbezogene Schutzmaßnahmen, organisatorische Schutz-
maßnahmen und subjektgebundene Schutzmaßnahmen und ihre Wechselwir-
kungen und gegenseitigen Ergänzungen bei den verschiedenen Schutzmaßnahmen“ 
nun wirklich nichts anderes als die Triade „Technik, Organisation, Mensch“ mit ihren 
Verzahnungen und Wechselwirkungen aus den „Bemerkungen und Thesen zum  
Arbeitsschutz“ (Hagenkötter, M. et al., 1974). 

Nun ist es ja in der Geschichte von Wissenschaft und Technik immer wieder vorge-
kommen, dass zur gleichen Zeit in verschiedenen Köpfen an verschiedenen Orten 
die gleichen Gedanken heranreiften und gleiche Entwicklungen stattfanden, warum 
also nicht auch hier? Manchmal scheint eine Zeit auch reif für etwas Neues zu sein, 
das an verschiedenen Stellen gleichzeitig durchbricht. 

Wem ist es nicht auch schon passiert, dass man Gedanken und Formulierungen auf-
schnappt und für so naheliegend, zwingend und vor allem für so selbstverständlich 
hält, dass man bei ihrer weiteren Verwendung trotz aller intellektueller Redlichkeit 
übersieht, dass es da einen konkreten Urheber gab. 

Hinzu kommt, dass man die Gesamtstruktur eines Prozesses von seinen Anfängen, 
Hintergründen, Gründen und Veranlassungen über den Ablauf und die Geschehnisse 
selbst bis hin zu den Ergebnissen und Folgewirkungen in einer analytischen Retro-
spektive oft besser übersieht und erkennt, als in der Phase des eigenen Handelns 
und Mitwirkens, auch wenn dies sehr konzeptionell und zielgerichtet geschieht. 

Das hört sich vielleicht etwas paradox an, ist aber so und jeder Historiker wird das 
bestätigen. Da wir (wie an anderer Stelle in einem ähnlichen Zusammenhang schon 
einmal gesagt) seit Christian Morgenstern wissen, dass nicht sein kann, was nicht 
sein darf, ist natürlich jeder Gedanke daran abzulehnen, dass der Arbeitsschutz in 
der DDR ausgerechnet beim Klassenfeind Bundesrepublik gedankliche Anregung 
gefunden haben könnte. 

 



Manfred Hagenkötter 

14 

1.2 Wie alles so kam 

Nachdem ich im Herbst 1957 in Aachen mein Examen als Dipl.-Ing. der Fachrichtung 
Bergbau gemacht hatte, wurde ich zunächst Angestellter der Hoesch-Bergwerks AG 
und zwar in der Stabsstelle der Zeche Kaiserstuhl II in Dortmund. Zu meinen 
Aufgaben gehörten die Planung der Grubenbewetterung, das Zeitstudienwesen, die 
Lagerwirtschaft und bergmännische Spezialprojekte. Es sah alles gut aus und der 
Weg in eine gute berufliche Zukunft schien offen. 

Gerade in dieser Zeit (1958/1959) setzte jedoch die Bergbaukrise ein und ein Teil der 
Zeche Kaiserstuhl wurde stillgelegt. Ich wurde zur Zeche Radbod in Hamm verlegt 
und übernahm als Reviersteiger ein Förderrevier mit der Verantwortung für 600 t 
Kohle Förderung pro Tag. Da ich weiterhin in Dortmund wohnte und inzwischen auch 
Familie hatte, sah mein Tagesablauf so aus, dass ich um 04:00 Uhr aufstand, um 
04:30 Uhr das Haus verlies und nach ca. 12 Std. zurückkam. 

Trotz dieser Belastungen habe ich nach Möglichkeit einmal wöchentlich meinen 
Stammtisch in einem Verein in Dortmund besucht.  

An einem dieser Abende traf ich dort den Bergassessor a.D. O.E. Schröder. 
Schröder erzählte von seiner Arbeit als Bergschullehrer und erwähnte dabei, dass er 
bis auf die Unterrichtsstunden seine Arbeitszeit ziemlich frei gestalten könne. 

In Gedanken an den Wecker um 04:00 Uhr am nächsten Morgen entrang sich 
meiner Brust der Seufzer: „So einen Job möchte ich auch mal haben“. Die 
verblüffende Entgegnung von Schröder war: „Das können sie haben, da ist noch eine 
Stelle frei“. So wurde ich nach entsprechender Bewerbung und Vorstellung im 
Frühjahr 1961 Lehrer an den Bergschulen und zwar für das neu geschaffene Fach 
„Arbeitsschutz und Grubensicherheit“.  

Die Bergschulen waren eine Gemeinschaftseinrichtung des Bergbaus und hatten die 
Aufgabe, tüchtige und intelligente Hauer zu Steigern auszubilden und ggf. später in 
weiteren Bildungsmaßnahmen auch für höhere Führungsaufgaben zu befähigen. 

Das Unterrichtsfach „Arbeitsschutz und Grubensicherheit“ war trotz des 
Arbeitsschutz- und Sicherheitsgehaltes in vielen anderen Lehrfächern wie Berg-
technik, Maschinenkunde, Markscheidewesen und dergleichen als fächerübergrei-
fend und personenbezogen gedacht und sollte sich in erster Linie mit Unfallver-
hütung befassen. Vorbild hierfür waren die so genannten Sicherheitshauer, die auf 
den Zechen der Dortmunder Bergbau AG (kurz Dortberg genannt), in Kursen darauf 
vorbereitet wurden, durch fachliches Vorbild und kameradschaftliche Ratschläge zur 
Unfallverhütung beizutragen. Der VV der Dortberg, Bergassessor a.D. W. Haack, der 
zugleich Vorsitzender des Trägers der Bergschulen war, wollte diese Wirkungen von 
der Hauer-Ebene auf die Steiger-Ebene und weitere Führungsebenen ausdehnen. 
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Für die Steiger-Ausbildung musste dieser Ansatz natürlich vertieft und systematisiert 
werden. Schröder hatte damit neben der Übernahme der Inhalte der Hauer-
Schulungen schon begonnen gehabt und als Konzeption ein gedankliches Konstrukt 
von Prof. Dr.-Ing. Joseph Mathieu übernommen, dem Inhaber des 1. Deutschen 
Lehrstuhls für Rationalisierung an der RWTH Aachen mit dem Forschungsinstitut für 
Rationalisierung (FIR) in der Pontstraße. Dieses Konstrukt oder Denkmodell besagte, 
dass Technik, Mensch und Organisation in Harmonie miteinander stehen müssen, 
wenn der Betrieb rationell laufen soll. Dabei kommt es darauf an, die genannten 
Einflussgrößen immer auch in ihrer Verzahnung und Wechselwirkung zu sehen. 

Ein technischer Fehler muss nicht nur technisch beseitigt werden, sondern es ist 
gleichzeitig zu prüfen, ob nicht z.B. durch Veränderung der Wartungsintervalle 
(Organisation) oder durch verbesserte Qualifikationen der Beteiligten (Mensch) 
gleiche Fehler in Zukunft zu verhindern sind. Bei organisatorischen Pannen kann die 
wahre Ursache auch z.B. in der technischen Infrastruktur oder in der Personal-
auswahl zu suchen sein. Solche Gedanken waren im Einzelnen nicht unbedingt neu, 
Mathieu hat sie aber systematisiert und zu einer Denkschulung gemacht. 

Dieses komplexe Denken hörte merkwürdigerweise in der Unfallverhütung auf. Nach 
damals gängigen Auffassungen und Standpunkten waren je nach politischem 
Standort des Redners 70, 80 oder noch mehr Prozent der Unfälle auf das berühmte 
„menschliche Versagen“ zurückzuführen. Die Unfallverhütung bestand neben 
Sicherheitsbekleidung dementsprechend vor allem darin, dem Menschen das 
Versagen abzugewöhnen. Hört sich verrückt an, war aber so. 

Die Bedeutung der Einflüsse Technik und Organisation wurde erst gar nicht geprüft, 
da beides für ausgereift und fehlerfrei gehalten wurde. 

In diese Lücke stießen Schröder und ich. Wir waren fest davon überzeugt, dass viele 
Unfälle durch technische und organisatorische Veränderungen und eben nicht nur 
durch Änderungen des menschlichen Verhaltens unwahrscheinlicher gemacht 
werden können. Das war unser Axiom (wirkt heute banal und selbstverständlich, war 
damals aber neu). Das Konzept war also da und musste mit Inhalt gefüllt werden. 

Es ist zu betonen und zu beachten, dass die Menschen dabei nicht in Watte gepackt 
und von jeglicher Verantwortung freigestellt werden. Lern- und Leistungswille, 
Disziplin, Zuverlässigkeit, Pünktlichkeit und angemessenes Verhalten zu 
Vorgesetzten, Kollegen und Nachgeordneten sind und bleiben uneingeschränkt und 
unverzichtbar notwendige Gegenleistungen der Beschäftigten für die verabredete 
Entlohnung. Der einzige, aber entscheidende Unterschied zu früheren 
Anschauungen ist lediglich, auf den Versuch zu verzichten, aus dem Menschen doch 
noch irgendwann und irgendwie einen fehlerfrei funktionierenden biologischen 
Roboter zu machen. 
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Natürlich gab es auch damals schon punktuell in unserem Sinne gute berg- und 
maschinentechnische Lösungen z.B. in der Förderung, im Strebausbau und dgl. 
Diese Lösungen waren jedoch nicht im Sinne einer Gesamtkonzeption entstanden, 
sondern einfach von guten Ingenieuren zur Verbesserung der Betriebsabläufe 
erdacht worden. Schröder hatte mit der Sammlung dieser Beispiele bereits begonnen 
gehabt und sie in den Unterrichtsstoff eingebaut, wobei immer wieder darauf 
hingewiesen werden konnte, dass es sich dabei gleichzeitig um Verbesserungen von 
Wirtschaftlichkeit und Sicherheit handelte. Die Sammlung dieser guten Beispiele 
wurde mit mir natürlich fortgesetzt und so der Unterrichtsstoff ständig erweitert. 

Zum weiteren Ausbau der Inhalte haben wir uns dann stapelweise beim 
Oberbergamt in Dortmund und später bei den Staatsanwaltschaften, Akten von 
stattgefundenen tödlichen Unfällen in Bergwerken ausgeliehen und „nachanalysiert“. 
Diese Akten sind sehr aussagekräftig, da jeder tödliche Unfall im Bergbau eingehend 
untersucht wird, wobei die Beamten der Bergbehörde als Hilfsbeamte der 
Staatsanwaltschaft agieren, um dem Verdacht einer evtl. Straftat nachzugehen. 
Ergebnisse dieser Untersuchungen sind Vernehmungsprotokolle, Stellungnahmen 
und Bilder bzw. Zeichnungen des Unfallortes und Schilderungen des tatsächlichen 
oder vermuteten Verlaufs des Unfallherganges. 

Beim Studium dieser Akten (im Laufe der Jahre mehr als Tausend) fielen uns sehr 
bald Gleichheiten und Ähnlichkeiten der räumlichen Situationen und Arbeits-
verrichtungen bei verschiedenen Unfällen auf. 

Von den dafür geeigneten Bildern und Unfallzeichnungen aus diesen Akten ließen 
wir Dias herstellen und konnten nun im Unterricht anhand von Beispielen tatsächlich 
stattgefundener Unfälle unser Denkmodell darlegen. 

Hier möchte ich eine kleine Episode einführen: Beim Literaturstudium für meinen 
Unterricht und die inzwischen begonnene 2. Dissertation war ich auf das 
amerikanische Sammelwerk „Accident research“ gestoßen, in der verschiedene 
Autoren den Stand der Unfallforschung in den USA beschrieben. 

Dieses Buch erschien mir so gut und wichtig, dass ich zu der Meinung kam, es 
müsste auch in Deutschland bekannt werden. Dazu war in erster Linie eine 
Übersetzung erforderlich, da wohl kaum eine Verlag bereit gewesen wäre, die 
Vorlaufkosten für eine Übersetzung zu investieren. Also überlegte ich, ob nicht 
öffentliche Hilfe möglich sein könnte, da die Unfallverhütung zweifellos eine „res 
publica“ also eine öffentliche Angelegenheit ist. Bei einer Erwähnung dieser 
Überlegungen im Familienkreis erinnerte sich mein Vater daran, dass er einen Vetter 
habe, zu dem zwar kein aktueller Kontakt bestehe, mit dem er aber früher viel 
gemeinsam unternommen habe. Dieser Vetter hieß Karl Hölscher und war 
inzwischen Staatssekretär im Arbeitsministerium in Düsseldorf. Es wurde telefoniert 
und ein Termin vereinbart. Dann fuhren mein Vater und ich nach Düsseldorf und ich 
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stand zum ersten Mal in meinem Leben vor einem leibhaftigen Staatssekretär, zu 
dem ich auch noch Onkel Karl sagen musste. Nachdem familiäre Erinnerungen 
ausgetauscht waren und Onkel Karl auch meine Idee mit dem Buch gut fand, wurde 
der zuständige Abteilungsleiter für Arbeitsschutz, der Ministerialdirigent Dr. N. 
Boisserèe hinzugezogen. Herr Boisserèe fand die Meinung seines Vorgesetzten 
bezüglich des Buches natürlich richtig, fügte aber hinzu, dass so etwas nicht 
Ländersache sei, sondern an den Bund herangetragen werden müsse. Es gäbe da in 
Koblenz so ein Bundesinstitut für Arbeitsschutz, das für eine solche Aufgabe wie 
geschaffen sei. Wenn der Staatssekretär zustimme, wolle er dafür sorgen, dass Herr 
Hagenkötter jun. dort einen Termin bekäme. Die Beteiligten waren einverstanden 
und so fuhr ich eines Tages mit „Accident research“ in der Tasche und viel Hoffnung 
im Herzen nach Koblenz und traf dort den kommissarischen Leiter des Instituts, 
Herrn Regierungsdirektor A.. 

Nach 2 Stunden und etlichen Tassen Kaffee wusste ich alles über das französische 
Eisenbahnsystem und den Weinanbau in Rheinland-Pfalz. Herr A. war ein tüchtiger 
Beamter, der das Institut sicherlich gut verwaltete, hatte sich aber nur ungern vom 
Ministerium abordnen lassen. 

Nachdem wir doch noch über das Buch und über den Arbeitsschutz allgemein 
diskutiert hatten, sagte Herr A. den Einstieg in die Übersetzung zu und stellte dann 
völlig überraschend die Frage, ob ich nicht Lust hätte, an seiner Stelle das Institut zu 
leiten. Er habe in der Diskussion mit mir festgestellt, dass ich sehr interessante 
Gedanken zum Arbeitsschutz hätte und wenn ich nichts dagegen hätte, würde er 
sich beim Ministerium entsprechend einsetzen. Ich hatte nichts dagegen, habe dann 
aber nichts mehr davon gehört. Wie das Leben so spielt. 

Doch zurück zur Bergschule: 

Der Auf- und Ausbau des Unterrichtes an den Bergschulen machte durch die 
Auswertung der alten Unfallakten große inhaltliche und methodische Fortschritte. 
Das blieb nicht unbemerkt. Wir wurden eingeladen, im Rahmen der „Gemeinsamen 
Sozialarbeit der Konfessionen im Bergbau“ in entsprechenden Kursen mitzuwirken. 
Da Schröder an solchen Dingen weniger interessiert war, hatte ich es übernommen, 
über unsere Art des Arbeitsschutz-Denkens dort zu referieren. 

Da die Teilnehmer dieser Kurse überwiegend Betriebsräte von den Zechen waren, 
bat mich – wohl auf deren Anregung – die IG Bergbau, einen Schulungstag bei der 
Betriebsräteschulung in der IG Bergbau-Schule in Haltern zu übernehme, was ich 
gerne tat. 

Wir wurden auch immer häufiger gebeten, Vorträge vor den Steigern auf den 
Schachtanlagen zu halten. In solchen Fällen führten wir (jeweils der eine oder der 
andere) Grubenfahrten durch, bei denen wir mit einem von uns extra dafür 
entwickelten schlagwettergeschützten Blitzlichtgerät und einer rein mechanischen 
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Kamera (m3 von Leica) Aufnahmen der Stellen machten, die uns unfallträchtig 
schienen. In den Vorträgen selbst konnten wir dann Dias von stattgefundenen 
Unfällen (s.o.) mit den fotografierten Situationen des eigenen Betriebes im Vergleich 
zeigen. Mein makaberster „Erfolg“ war, dass ich auf diese Weise auf einer 
Schachtanlage 3 Stellen fotografiert hatte, an denen später tatsächlich tödliche 
Unfälle passierten. 

Wir hatten also den ursprünglichen Ansatz der reinen Personenbezogenheit längst 
verlassen und unsere Vorträge hießen auch nicht mehr nur Arbeitsschutz oder 
Unfallverhütung, sondern auch Arbeits- und Arbeitsplatzgestaltung. 

Eine weitere wichtige Quelle für unsere Lehr- und Vortragsstoffe bildete neben den 
eigenen Überlegungen, Beobachtungen und Untersuchungsergebnissen natürlich 
auch die Literatur. Für mich besonders wichtig war dabei ein Aufsatz von  
A. Wiedemann über „Arbeitsgestaltung aus psychologischer Sicht“ in den REFA-
Nachrichten vom April 1960, der für mich auch heute noch so etwas wie die Bibel für 
die Gestaltung von Arbeit ist. 

Mit dem inzwischen erreichten Kenntnis- und Erkenntnisstand besuchte ich eines 
Tages als Zuhörer eine Podiumsveranstaltung auf dem Arbeitsschutz-Kongress in 
Düsseldorf. Es ging wieder einmal um das menschliche Versagen. Nachdem die 
Podiumsmitglieder ihre Statements abgegeben hatten, habe ich mich aus dem 
Publikum zu Wort gemeldet und die vorgetragenen Ansätze attackiert. Ich bin nicht 
auf die Frage eingegangen, ob die These vom menschlichen Versagen falsch oder 
richtig sei, sondern ich habe einfach festgestellt, dass sie unzweckmäßig sei, da sie 
den Blick auf technische und organisatorische Lösungsmöglichkeiten verstelle. Nicht 
die Technik sei manifest und der Mensch habe sich anzupassen, sondern – 
mathematisch ausgedrückt – der Mensch sei die unabhängige Variable und Technik 
und Organisation seien die abhängigen Variablen. Anders ausgedrückt heiße das, 
dass nicht der Mensch der Arbeit, sondern vorrangig die Arbeit dem Menschen 
angepasst werden müsse. Diese damals neuen Postulate riefen besonders bei den 
Vertretern der Gewerkschaften ein starkes Echo hervor. Meine rein fachlich 
gemeinten Ausführungen wurden von den Gewerkschaften auch gewerkschafts-
politisch gesehen, da sie die Möglichkeiten boten, die Arbeitnehmer, also die 
Mitglieder der Gewerkschaften, vom Makel des Versagens bei Arbeitsunfällen 
freizusprechen. 

Als eine Folge meines Auftrittes wurde ich dann regelmäßig zu den Treffen der 
Arbeitsschutz-Sekretäre der Gewerkschaften eingeladen. Später wurde aus der 
These von der Anpassung der Arbeit an den Menschen das politische Schlagwort 
von der „Humanisierung der Arbeit“ (erstmals so ausgesprochen 1969 in der 
Regierungserklärung von Willy Brand). Ich glaube, dass heute kaum noch jemand 
den Hintergrund und die Geschichte dieses Schlagwortes kennt. Hier sind sie! 
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Die Welt bestand aber auch damals nicht nur aus Arbeitsschutz und Unfallverhütung. 
Mitte der 60er Jahre verschärfte sich die Kohlenkrise. Die Schließung von 
Bergwerken war naturgemäß für die Bergschulen von existenzieller Bedeutung. 
Weniger Bergwerke bedeuteten weniger Steiger und dem gemäß weniger 
Bergschulen und somit auch letzten Endes auch weniger Bergschullehrer. 

Mit der Stilllegung eines der modernsten Bergwerke im Ruhrgebiet, der Zeche Fürst 
Bismark in Herne, wurde auch dem letzten klar, dass Stilllegungen wie bisher nach 
den jeweiligen Gesichtspunkten von 27 einzelnen Gesellschaften keine Lösungen 
sein konnten, sondern ein Gesamtkonzept nötig war. Dafür waren schon einige 
Pläne in der Diskussion. Es gab den Rheinstahl-Plan, den Söhngen-Plan und den 
Walsum-Plan. Diese Pläne gingen alle von den bestehenden Besitzverhältnissen aus 
und kamen wohl auch deshalb nicht voran. 

In dieser Situation sprach mich der Vorsitzender des Betriebsrates der Bergschulen, 
H. Schweers, an, ob ich bereit sei, mit 2 weiteren Kollegen ein Gespräch mit Heinz 
Oskar Vetter, dem 2. Vorsitzenden der IG Bergbau (und späteren DGB-Vorsitzen-
den) zu führen, um die Möglichkeit auszuloten, einen Vereinigungsplan für den 
Ruhrbergbau zu entwerfen. 

Der Termin kam zustande und wir erklärten dem Kollegen Vetter unsere Bereitschaft, 
einen vollzugsfähigen Plan zu erstellen, wenn die IG Bergbau die Kosten für einige 
Hilfskräfte übernehmen würde, da viele Berechnungen und sonstige Nebenarbeiten 
nötig seien. Für uns selbst erwarteten wir kein Honorar. 

Unsere Idee war, rein bergmännisch und ausschließlich im Bezug auf die Lager-
stätte, ohne Besitzgrenzen zu planen, und den organisatorischen Überbau 
entsprechend dem englischen National Coal Board zu gestalten. Diesen 
Überlegungen und dem Vorschlag bezüglich der Hilfskräfte wurde gefolgt und an 
einem Sonntagvormittag konnten wir den fertigen Plan dem Kollegen Vetter 
vorlegen. Während dieses Gespräches kam plötzlich und völlig unerwartet Walter 
Arendt, der Vorsitzende, herein und fragte zunächst leicht spöttisch, was denn sein 
Stellvertreter wieder so treibe. 

Ich übernahm es, das Vorhaben und den fertigen Plan zu erläutern. Nach wenigen 
Augenblicken ging in Walter Arendt sichtlich ein Wandel vor sich. Er erkannte 
plötzlich, welche politischen Möglichkeiten für die IG Bergbau in unseren rein 
bergmännisch und ingenieurmäßig betriebenen Überlegungen steckte. 

Dann ging alles ganz schnell. Der PR-Apparat der IG Bergbau wurde angeworfen, 
eine Hochglanz-Broschüre erstellt und Anfang November 1967 verkündete die IG 
Bergbau auf einer eigens dazu einberufenen Pressekonferenz ihren Plan zur 
Gründung einer „Einheitsgesellschaft Ruhrkohlenbezirk“. 
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Dieser Plan wurde dann die maßgebliche Grundlage für die Gründung der Ruhrkohle 
AG im Jahre 1968. Der bergtechnische Teil des Planes und die Einteilung der 
Gesamtregion in mehrere regionale operative Einheiten für die Produktion wurden 
übernommen, der organisatorische Überbau aber nach dem Vorbild der bis 1945 
bestehenden Vereinigten Stahlwerke, nämlich mit rechtlich selbständigen operativen 
Betriebsführungsgesellschaften statt direkt weisungsgebundener Direktionen 
gestaltet. Diese Lösung ging wohl auf H.G. Sohl zurück, der als VV der August-
Thyssen-Hütte zu der Zeit der mächtigste Mann auf der Unternehmerseite war und 
bereits dem Vorstand der Vereinigten Stahlwerke angehört hatte. 

Mein inzwischen erlangter Ruf als Arbeitsschützer, meine Mitwirkung am Plan der IG 
Bergbau für die Einheitsgesellschaft und sicher auch meine inzwischen erfolgte  
2. Promotion, die Walter Arendt sehr imponiert hatte, führten dann dazu, dass ich im 
Frühjahr 1969 auf Wunsch der IG Bergbau erster Leiter der Konzernstabstelle für 
Ausbildung, Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin im Ressort des Arbeitsdirektors  
H. Kegel bei der neu geschaffenen Ruhrkohle AG wurde. Als Vertreter dieses 
Ressorts wurde ich Mitglied im Konzernausschuss für Organisationsstruktur und 
konnte also alle Organisationsfragen innerhalb des politisch vorgegebenen Rahmens 
mitgestalten. Insbesondere die konzernweit geltende „Bereichsrichtlinie für das 
Sicherheitswesen und die angewandten Arbeitswissenschaften in der Ruhrkohle AG“ 
vom 04.12.1972 wurde von mir geprägt. 

Im November 1969, also kurz nach der Bundeswahl und als Walter Arendt schon 
Bundesarbeitsminister war, hörte ich davon, dass das schon erwähnte in Koblenz 
angesiedelte Bundesinstitut für Arbeitsschutz, das zum Geschäftsbereich des 
Bundesarbeitsministers gehörte, zu einer Bundesanstalt für Arbeitsschutz- und 
Unfallforschung aufgewertet und an einen neuen Sitz verlegt werden sollte. Alle 
Vorbereitungen dazu waren schon von der vorherigen Regierung geleistet worden. 
Als neuer Standort war dem Vernehmen nach vom Ministerium die Stadt Köln 
vorgesehen, aber noch nicht vollzogen. 

An einem Advents-Samstag traf ich in Dortmund auf dem Westenhellweg zufällig  
M. Jahn, den persönlichen Referenten von Walter Arendt, der diese Funktion auch 
schon bei der IG Bergbau inne gehabt hatte. Im heute nicht mehr vorhandenen Cafe 
Fürst erzählte ich M. Jahn alles, was ich vom Bundesinstitut für Arbeitsschutz und 
den Veränderungsplänen wusste und äußerte dabei den Gedanken, dass eine 
solche Einrichtung viel eher in die Arbeiterstadt Dortmund gehöre als nach Köln. 
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Ende Januar 1970 verkündete Walter Arendt auf einer Tagung der Arbeitsgemein-
schaft für Arbeitnehmerfragen in der SPD im Goldsaal der Westfalenhalle, dass er 
beschlossen habe, die neu zu schaffende Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung in Dortmund anzusiedeln. Der Organisationserlass wurde ent-
sprechend formuliert, ein Grundstück wurde gekauft, und ein Architektenwettbewerb 
ausgeschrieben. Ich wurde vom Ministerium in die Jury dieses Wettbewerbs berufen 
und war von da an in die weitere Entwicklung eingebunden. 

Eines Tages sagte dann Walter Arendt zu mir, dass mir doch wohl klar sei, dass ich 
Präsident der Bundesanstalt werden müsse. Das war's. Eigentlich! 

Drei Begebenheiten sind noch zu schildern, die auf die eine oder andere Weise zum 
Gesamtbild gehören und beitragen. 

Ich war noch nicht lange an der Bergschule tätig, als mich eines Tages der schon 
genannte Vorsitzende des Betriebsrates der Bergschulen, H. Schweers, überredete, 
als Gast zu einer Versammlung der Ortsgruppe Bergschulen der IG Bergbau 
mitzukommen. Redner würde der Vorsitzende der IG Bergbau, Walter Arendt sein 
und das Thema die Zechenschließungen. Die Veranstaltung fand in der Gaststätte 
Padberg, ganz in der Nähe der Bergschule, statt. 

Bis zu diesem Zeitpunkt hatte ich noch keinerlei Verhältnis zur Gewerkschaft und 
den Namen Walter Arendt kannte ich nur aus den Zeitungen. 

Walter Arendt sprach also über die Zechenschließungen und die Rolle der 
Gewerkschaften bei diesen Vorgängen. Seine Ausführungen gipfelten in der These, 
dass die Zechenschließungen ausschließlich Sache der Unternehmen seien. Die 
Rolle der Gewerkschaft sei es, die sozialen Belange der Mitarbeiter, also der 
Gewerkschaftsmitglieder, zu vertreten. 

In der Diskussion meldete ich mich als Gast zu Wort und führte aus, dass ich den 
Standpunkt von Herrn Arndt überhaupt nicht verstehen könne. Wer die Interessen 
der Beschäftigten vertrete, müsse doch auch Interesse am Unternehmen selbst 
haben. Ich gebrauchte dabei das Beispiel von der Kuh, bei der es dem, der sie 
melken will, ja auch nicht egal sein kann, ob die Kuh auf fetter Weide grast oder 
schon fast verhungert ist. 

Nach Schluss der Veranstaltung setzte Arendt die Diskussion mit mir fort wobei ich 
von H. Schweers kräftig unterstützt wurde. Zu dem bereits Gesagtem führte ich noch 
aus, dass meiner Ansicht nach die Mitbestimmung der Gewerkschaft und ihrer 
Vertreter in den Vorständen und Aufsichtsräten der Bergwerksgesellschaften nicht 
nur im Interesse der Beschäftigen gesehen werden könne, sondern – auch nach den 
geltenden Gesetzen – eine Mitverantwortung für die Unternehmen als Ganzes 
beinhalte. Walter Arendt blieb zunächst bei seinem in der Rede vertretenen 
Standpunkt. 
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Aus heutiger Sicht glaube ich trotzdem, mir einbilden zu können, dass die Padberg-
Diskussion dazu beigetragen hat, die Haltung von Walter Arendt und damit der 
Gewerkschaft in Richtung Mitverantwortung für die Unternehmen zu ändern. 

Diese Veränderung des Selbstverständnisses der Gewerkschaft führte dann auch 
zur Präsentation des eigenen Planes zur Gründung einer Einheitsgesellschaft 
Ruhrkohlenbezirk. Eine solche Präsentation wäre wenige Jahre zuvor bei dem da 
noch gegebenen Selbstverständnis der Gewerkschaft praktisch undenkbar gewesen. 

Auch für mich hatte der Abend bei Padberg Folgewirkungen. Ich war zum ersten Mal 
einem mächtigen Gewerkschaftsführer begegnet und mit ihm ins Gespräch 
gekommen, wobei mich Walter Arendt auch als Person sehr beeindruckt hatte. Mein 
Verhältnis zur Gewerkschaft wurde durch die Begegnung von Walter Arendt 
konstruktiv und offen. 

Das bergmännisch-herzhaft geführte Streitgespräch mit Walter Arendt bei Padberg 
war der Beginn eines guten Verhältnisses und guter Zusammenarbeit. Ein Gespräch 
in einer Eckkneipe im Ruhrgebiet kann also ungeahnte Folgen haben. 

Kurz nachdem wir uns kennen gelernt hatten und H. Schweers heftig die 
Reklametrommel für mich gerührt hatte, hatte Walter Arendt die Idee, mich zum 
Berghauptmann und damit zum Chef des Oberbergamtes in Dortmund zu machen. 
Es wurde zur Vorbereitung einer evtl. offiziellen Bewerbung zunächst ein 
persönliches Gespräch für mich bei dem damaligen, für den Bergbau zuständigen 
Wirtschaftsminister NRW, Herrn Kassmann arrangiert, dass aus meiner Sicht 
durchaus positiv verlief. Dass diese Angelegenheit in der Behörde stark brodelte 
konnte ich daran erkennen, dass ein Bergrat mit dem ich in meiner Zeit als 
Bergbaubeflissener (einjähriges Praktikum zwischen Abi und Uni unter der Obhut der 
Bergbehörde) mehrfach aneinandergeraten war, mich bei einer zufälligen 
Begegnung auf offener Straße in geradezu peinlich devoter Weise auf gute 
zukünftige Zusammenarbeit ansprach. Gleichwohl wurde aus meiner Berufung 
nichts, ohne das es überhaupt zu einer richtigen Bewerbung gekommen war. Ich 
hörte einfach nichts mehr davon. Die Gründe dafür waren gerüchteweise sicherlich 
mein geringes Alter (Anfang 30) und die Tatsache, dass ich zwar Bergbau studiert 
hatte und auch schon Dr. Ing. aber kein Bergassessor war, deshalb keine Erfahrung 
im öffentlichen Dienst haben konnte und somit krasser Außenseiter war. Außerdem 
verfügte ich über keinerlei persönliche Verdrahtung zu höheren Bergbau- bzw. 
Industriekreisen.  

Als ich schon bei der Ruhrkohle AG in Essen tätig war, erreichte mich eines Tages 
ein Anruf aus dem Bundesarbeitsministerium in Bonn. Anrufer war der 
Ministerialdirektor F., Abteilungsleiter für Arbeitsrecht- und Arbeitsschutz. F., der 
schon einige Jahre zuvor, wie ich inzwischen wusste, den Vorschlag von 
Regierungsdirektor A., mich zum Chef des Bundesinstituts in Koblenz zu machen, 



Woran man so zurückdenkt 

23 

heftig zurückgewiesen hatte, rief mich im Auftrag des Ministers an und bat mich zu 
einem Gespräch über das in Vorbereitung befindliche neue Betriebsverfassungs-
gesetz. In diesem Gesetz ging es auch um Arbeitsgestaltung. In dem dann folgenden 
Gespräch bei F. konnte ich den Unwillen von F., dieses Gespräch auf Weisung des 
Ministers mit mir führen zu müssen, deutlich spüren. 

Im bestehenden Entwurf war bereits enthalten, dass der Betriebsrat ein Mitsprache-
recht bei der Arbeitsgestaltung bekommen sollte wozu ich einige Formulierungs-
vorschläge machte. Dann fügte und formulierte ich den Gedanken hinzu, dass bei 
der Besprechung der Arbeitsgestaltung beide Seiten, also Unternehmen und 
Betriebsrat, die gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse zu berück-
sichtigen hätten. 

Nach Abnicken meiner Vorschläge durch den Minister wurden sie in die § 90 und 91 
des Referentenentwurfes aufgenommen. Mit unwesentlichen Formulierungs-
änderungen im Zuge der Verbändeanhörung wurden sie als Bestandteil des vom 
Kabinett beschlossenen Regierungsentwurfes vom Deutschen Bundestag als Gesetz 
verabschiedet. Damit war zum ersten und – soweit ich sehe – einzigen Mal in einem 
Gesetz expressis verbis die Verpflichtung der Sozialpartner zur Beachtung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse vorgeschrieben. Diese Regelung gab natürlich den 
Arbeitswissenschaften eine auch politische Bedeutung und damit eine Erhöhung 
ihres Ansehens. 

Als kurz nach Verabschiedung des Gesetzes eine Tagung einer Vereinigung von 
Arbeitswissenschaftlern in einem Hörsaal der Uniklinik in Essen stattfand wurde der 
als Festredner eingeladene Minister Walter Arendt vom Auditorium mit geradezu 
frenetischem Beifall begrüßt. BMA-Ministerialdirektor F. musste mich 1972 als 
Präsident und Professor der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung 
schlucken. 

Und das Fazit aus Allem? Das Studium und die Verbindung, die Praxis, glückliche 
Zufälle, meine wissenschaftlichen Bemühungen, Menschen, die mir geholfen haben, 
Menschen, von denen ich viel gelernt habe und meine eigenen Eigenschaften und 
Veranlagungen, die das alles zu Wissen und Fähigkeiten geformt haben, waren die 
positiven Elemente meines beruflichen Weges. Neid, Missgunst, eigene soziale 
Dummheiten, nämlich die nicht ausreichende Wahrnehmung und damit 
ungenügende Berücksichtigung der mich und mein Amt umgebenden Macht- und 
Interessestrukturen, der frühe Tod guter Freunde (H. Schweers, M. Jahn, H.G. 
Dahlgrün) und nicht zuletzt – und möglicherweise entscheidend – die politische 
Entmachtung und das Ausscheiden aus dem Amt von Herbert Ehrenberg, der 
inzwischen die Nachfolge von Walter Arendt als Bundesarbeitsminister angetreten 
hatte und mir als mein oberster Dienstherr ebenfalls sehr gewogen gewesen war, 
führten dann zur anderen Seite der Medaille. 
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1.3 Auch das noch 

Im Mai 1984 erschien in der Zeitschrift „Sozialistische Arbeitswissenschaften“ ein 
Artikel von Brigitte Preusche über „Arbeitsschutzkonzeptionen in der BRD“. Das Heft 
mit dem Artikel hatte ich damals von einem Fachkollegen aus der DDR erhalten und 
nach dem Durchlesen mir spontan die Frage gestellt, ob nicht Interessen der DDR im 
politischen Hintergrund meines Ausscheidens aus dem Amt des Präsidenten der 
BAU eine Rolle gespielt haben könnten, diese Erwägungen aber gleich wieder als zu 
fernliegend und äußerst unwahrscheinlich angesehen und das Ganze gedanklich zu 
den Akten gelegt. 

Bis jetzt. Bis zu einem Besuch eines früheren Fachkollegen. Wie üblich wurde bei 
dieser Gelegenheit natürlich auch über die für mich inzwischen so fernliegende 
(gute) alte Zeit gesprochen. Dabei erwähnte mein Besuch ein vor etlichen Jahren 
stattgefundenes Gespräch, dem er beigewohnt hatte und bei dem im Zusammen-
hang mit den Stichworten „Arbeitsschutz in der DDR“, „fachliche Beziehungen 
zwischen der DDR und der Bundesrepublik“ und „Kenntnisse des Verfassungs-
schutzes“ auch mein Name gefallen war. Ich war natürlich elektrisiert und habe den 
damaligen Artikel wieder hervorgeholt, da er ohne weitere Vorbemühungen schnell 
zur Hand war und will nun versuchen diesen Artikel genauer zu analysieren und zu 
bewerten. 

Zunächst zur Autorin:  

Dr. oec. Brigitte Preusche war damals wissenschaftliche Oberassistentin an der 
Hochschule für Ökonomie „Bruno Leuschner“ in Ostberlin. Die Hochschule „Bruno 
Leuschner“ war, wie ich mir habe sagen lassen, auch die politisch-ideologische 
Kaderschmiede der SED. Man kann also davon ausgehen, dass alles, was Preusche 
schreibt, voll und ganz auf der Linie der SED liegt. Nach den in der DDR auch bei 
Fachveröffentlichungen üblichen politischen Vorspiel kommt Preusche dann zum 
Arbeitsschutz in der Bundesrepublik. Nach einigem Vorgeplänkel mit Stichworten 
wie: „Unfällertherorie“ (die ich schon in meiner 2. Dissertation 1968 ad absurdum 
geführt hatte) und „Gefahrenträgertheorie“ (die praktisch nie eine Rolle gespielt hat), 
kommt Preusche dann zum offensichtlichen Kern ihrer Ausführungen, nämlich dem 
Verständnis von Arbeitsschutz in der damaligen Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung (BAU), der heutigen Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA). Zuvor hatte sie darauf hingewiesen, dass der Staat (die 
Bundesrepublik) sich in den 70er Jahren zu einigen „weitreichenden Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Arbeitsschutzes“ entschlossen hatte. Um aber zu behaupten, das 
habe der „monopolkapitalistische Staat“ gemacht um die „Klassenauseinander-
setzungen in Grenzen zu halten“, anstatt darin einfach eine gute Sozialpolitik in einer 
parlamentarischen Demokratie zu sehen, muss man schon eine tiefrote ideologische 
Brille auf der Nase haben. 
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Preusche führt dann weiter aus, dass von der BAU versucht worden sei „ein in sich 
geschlossenes und über die Unfallverhütung hinausgehendes Konzept für den 
Arbeitsschutz zu entwickeln“ und listet dabei die Thesen auf, auf die sich dieses 
Konzept gründet. 

Diese Thesen sind zum Teil wörtlich, teils aber auch verkürzt und umformuliert dem 
Vorwort der Broschüre „auf dem Wege zu einer Theorie des Arbeitsschutzes“ 
(Sonderschrift Nr. 6 der BAU) aus dem Jahre 1979 entnommen. Der Hauptgedanke 
dieser Broschüre war es, den Anspruch zu erheben, den Arbeitsschutz zu einer 
eigenständigen wissenschaftlichen Disziplin zu machen. 

Die dazu im Vorwort noch einmal aufgelisteten Thesen gehen zurück auf die 
„Bemerkungen und Thesen zum Arbeitsschutz“ aus dem Jahr 1974, die wiederum 
auf meine erstmalig im Rahmen eines Arbeitsschutzkongresses in der Mitte der 60er 
Jahre außerhalb des Bergbaus in der Fachöffentlichkeit erhobene Forderung des 
grundsätzlichen Vorranges der Gestaltung der Produktions- und Arbeitsbedingungen 
vor Anforderungen an den Menschen. 

Es mag für linientreue SED-Mitglieder undenkbar erscheinen, dass in einer Behörde, 
die einem Ministerium nachgeordnet ist, selbstständige Ideen entwickelt und verfolgt 
werden, aber genau das war hier der Fall. Die „Bemerkungen und Thesen zum 
Arbeitsschutz“ gehen zurück auf mein Vorhaben, eine Kernmannschaft der neuen 
BAU auf meine Ideen, wie ich sie schon als Bergschullehrer entwickelt hatte, 
einzuschwören. Aus diesem Grunde hatte ich für die aus meiner Sicht dafür infrage 
kommenden Mitarbeiter eine mehrtätigen Klausur organisiert, um meine Ideen zu 
vermitteln und in gemeinsamer Diskussion zu vertiefen und zu erhärten. 

Diese Klausurgruppe hatte dabei meine Ideen nicht nur bereitwillig aufgenommen 
und engagiert und motiviert mit vielen Facetten und Details angereichert, sondern 
darüber hinaus zusätzliche Ideen entwickelt, wie z.B. den Arbeitsschutz als 
Regelkreis im Arbeitssystem darzustellen und methodische Ansatzpunkte für die 
Realisierung des Arbeitsschutzes im Betrieb aufzulisten, sowie eine Gliederung des 
praktischen Vorgehens zu erarbeiten. Die Bemerkungen und Thesen sollten 
innerhalb der BAU als Unternehmensgrundsätze und Handlungsorientierung für die 
Mitarbeiter gelten. Sie sollten aber auch allen anderen Beteiligten im Arbeitsschutz, 
nämlich den Behörden, Berufsgenossenschaften und Verbänden, aber auch den 
Sozialpartnern, allen infrage kommenden Institutionen und der Öffentlichkeit und 
nicht zuletzt und ganz besonders unseren Forschungspartnern deutliche machen, 
wie bei der BAU in Sachen Arbeitsschutz gedacht wurde. 
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Wenn Preusche weiterschreibt, dass mit den von der BAU vertretenen Thesen der 
Arbeitsschutz „im bescheidenem Maße Kritik an der bisherigen Auffassung“ geübt 
wurde, so ist das völlig unzutreffend. In Wirklichkeit handelt es sich um einen völligen 
Paradigmenwechsel, wie auch die „Ruhr Nachrichten“ in ihrer Ausgabe vom  
5. Oktober 2012 im Rahmen einer ganzseitigen Berichterstattung über 40 Jahre der 
BAU schreiben. 

Spätestens an dieser Stelle stellt sich die Frage, wie der Artikel von Preusche 
insgesamt einzuordnen ist. Die Darstellung der eigenen Position und die kritischen 
Auseinandersetzungen mit anderen Positionen in der Fachpresse ist nicht nur üblich, 
sondern geradezu wesentlicher Bestandteil des nationalen und internationalen 
Wissenschaft- und Fachdisputs. 

Um einen solchen inhaltlichen Aspekt geht es aber Preusche anscheinend überhaupt 
nicht, sondern ausschließlich um ideologische Bewertungen. Dabei wäre ein 
inhaltlicher Vergleich zwischen dem Verständnis von Arbeitsschutz in DDR einerseits 
und dem der BAU andererseits sehr reizvoll gewesen, bzw. ist es immer noch. 

Bei Preusche gibt es ja einige Passagen über den Arbeitsschutz, wie er in der DDR 
verstanden wurde. Entkleidet man diese Passagen vom politisch-ideologischen 
Wortgeklingel, stellt man nämlich eine völlige gedankliche Übereinstimmung mit den 
Bemerkungen und Thesen fest, soweit sie den Inhalt des Arbeitsschutzes betreffen. 

Im Übrigen stehe ich als Ingenieur immer noch etwas staunend und fassungslos vor 
den Gedankengängen und Formulierungen wie denen von Preusche. Was hatten wir 
denn getan? Wir hatten als Ingenieure ein betriebliches Problem gelöst, nämlich die 
Vermeidung von Personenschäden im Zusammenhang mit der Berufsarbeit. Dabei 
konnten wir auf eine Strategie-Modell zurückgreifen, das Prof. Mathieu in Aachen 
bereits für Rationalierungsüberlegungen entwickelt hatte und dabei die Einfluss-
faktoren Mensch, Technik und Organisation als die Elemente jeglichen Betriebs-
geschehens identifiziert hatte, die unter Berücksichtigung ihrer Wechselbeziehung zu 
optimieren und zu harmonisieren sind. Eine Analyse und Bewertung der Variabilität 
und der Bedeutung dieser Einflussfaktoren hatte gezeigt, dass der Mensch – wenn 
auch innerhalb sehr weiter Grenzen – die Bestimmungsgröße sein musste, der sich 
grundsätzlich und vorrangig Technik und Organisation anzupassen haben, und dass 
noch notwendige Ausnahmen von diesem Grundsatz zunehmend minimiert werden 
müssen. 

Zusammenhänge mit politisch-ideologischen Fragen waren uns so fremd wie die 
Rückseite des Mondes (aber die SED war ja schon immer hinter dem Mond). 

Meine soziologische Denkhälfte ermöglicht es mir jedoch, wenigstens überhaupt erst 
zu verstehen, was Brigitte Preusche aussagen will. Wenn sie z.B. schreibt , dass sie 
Thesen der BAU zum Arbeitsschutz „augenscheinlich die Interessen der 
Arbeiterklasse manifestieren“ so meint sie damit, dass sie diese Thesen auch unter 
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ideologischen Gesichtspunkten für inhaltlich richtig hält. Wenn sie weiter schreibt, 
dass die Schöpfer dieser Thesen von einer „typisch ideologischen und 
revanchistischen Position“ ausgehen und diesem Konzept „die notwendige 
gesellschaftliche Basis“ fehlt, so meint sie damit, dass so etwas in einem „monopol-
kapitalistischen Staat“, also der Bundesrepublik, nicht funktionieren kann, weil 
falsche Einschätzungen von gesellschaftlichen Vorstellungen in der BRD bestehen. 

Ich habe zwar nie ganz verstanden, was revanchistisch und "ideologisch" inhaltlich 
genau bedeuten, weiß aber, dass sie das stärkste Verdammungsurteil über 
Vorstellungen aussagen sollen, die nicht die „richtige“ Linie vertreten. Das schwerste 
Geschütz kommt aber noch, wenn sie schreibt, dass der Ansatz der BAU zum 
Arbeitsschutz den „Grundwiderspruch sowie die antagonistischen Klassengegen-
sätze“ negiert. Unter antagonistischen Klassengegensatz werden die grundsätzlich 
gegenläufigen Interessen von „Kapital“ (Unternehmer) und „Arbeit“ (Belegschaften) 
verstanden, wobei der Arbeitsschutz „durch die Arbeiterklasse im Klassenkampf 
erzwungen werden“ müsse. 

Diese Interessengegensätze haben wir also nach Meinung von Brigitte Preusche 
negiert, also als nicht existent bzw. falsch betrachtet. In Wirklichkeit haben wir aus 
ideologischer Sicht von Brigitte Preusche etwas viel Schlimmeres getan: Wir haben 
nämlich, natürlich ohne es zu wollen oder ohne es nur zu ahnen, bewiesen, dass es 
diesem Gegensatz zumindest in seiner Grundsätzlichkeit gar nicht gibt. Zwar räumt 
auch Preusche ein, dass z.B. mit Rationalisierung die Verbesserung der 
Arbeitssicherheit „verbunden“ sein kann, aber das wird wohl mehr als eigentlich 
ungewollter Zufall angesehen, der den Grundsatz des „antagonistischen 
Klassengegensatzes“ nicht beschädigt. Auch strammen Sozialisten kann nicht 
entgangen sein, dass es bereits im vorletzten Jahrhundert sozial denkende 
Unternehmer wie z.B. Carl Zeiss oder Robert Bosch gegeben hat, die unter Verzicht 
auf Teile des Gewinnes Vorteile für die Belegschaften geschaffen haben und es auch 
heute noch in vielen Familienbetrieben, bei Selbstständigen und vor allen Dingen in 
bäuerlichen Betrieben und im Handwerk tagtäglich geübte Praxis ist, dass 
Betriebsinhaber und Belegschaft sich als einheitliches Team betrachten, das 
gemeinsam den Unternehmenserfolg anstrebt, an dem dann auch alle beteiligt 
werden. Für einen linientreuen sozialistischen Ideologen liegen hier unverbindliche 
Gewährungen im Einzelfall vor, die ebenfalls den Grundsatz des Klassengegen-
satzes nicht aufheben. 

Da aber unser Denkansatz im Arbeitsschutz, insbesondere in der Unfallverhütung, 
identisch ist mit dem Denkansatz von Mathieu in der Rationalisierung, muss 
logischerweise jede so gedachte Rationalisierung zugleich eine Verbesserung der 
Unfallverhütung bewirken und die nach den gleichen Grundsätzen vorgenommene 
Unfallverhütung ein Rationalisierungseffekt haben. Das beweist zwar im Ergebnis, 
dass Ergebnisverbesserung durch Rationalisierung und Unfallverhütung in einem 



Manfred Hagenkötter 

28 

gemeinsamen Akt bestehen, der „antagonistische Klassengegensatz“ auch bei 
Fortbestand vieler anderer Interessengegensätze also zumindest in seiner 
Grundsätzlichkeit nicht weiter bestehen bleiben kann bzw. konnte. 

Da half dann aus ideologischer Sicht nur noch die Morgenstern`sche Palmströmsch-
Logik, dass nicht sein konnte, was nicht sein durfte, da mit der Aufhebung der 
Grundsätzlichkeit des Klassengegensatzes eine der tragenden Säulen des 
marxistisch-sozialistischem Weltbildes vom Einsturz bedroht gewesen wäre. 

Bei dem intensiven Interesse des SED am Arbeitsschutz in der Bundesrepublik, für 
das ja der Artikel von Preusche Zeugnis gibt, kann unterstellt werden, dass man dort 
sehr genau wusste, dass ich der Urheber und Hauptantreiber für die neue Sicht des 
Arbeitsschutzes war, der durch das Amt als Präsident der BAU auch politisch und 
öffentlich eine gewisse Wirksamkeit hatte, selbst ohne es bewusst zu wollen. Aus 
dieser Überlegung lässt sich unschwer ableiten, dass man in der SED sicherlich 
(mindestens) nicht traurig war, als ich dann nicht mehr im Amt war. 

 

 

1.4 Sonstiges 

Bei allen Betrachtungen stellt sich natürlich die Frage, wie es denn in der 
Bundesrepublik tatsächlich mit dem neuen Arbeitsschutz aussah. 

Die stärkste Unterstützung für meine Ideen kamen auch schon vor der Gründung der 
BAU von den Gewerkschaften (s.o.). Namen wie Helmut Schüssler (DGB), Heinz 
Partikel (IG Metall), Ernst Stebel (IG Bergbau) und Klaus Hinne (IG Chemie) sollen 
hier als Beispiele genannt werden. Bei den Diskussionen innerhalb der 
Gewerkschaften kam es dann auch zum politischen Schlagwort von der 
Humanisierung der Arbeit (HdA), der noch umfassender als der Arbeitsschutz war 
und mehr und mehr von der Politik aufgegriffen wurde (s.o.). 

Es gab natürlich auch in der Industrie herausragende Fachleute. Zu nennen wären 
hier der Hauptsicherheitsingenieur Seeger von den Fordwerken in Köln, Dr. Bruno 
Schneider von der Mannesmann AG und vor allem Dr. Peter Compes von Klöckner 
Humboldt Deutz in Köln sowie natürlich besonders auch die Fachleute im Bergbau, 
in dem die Sicherheit ohnehin eine große Tradition hatte, aber auch in der 
chemischen Industrie mit ihren besonderen sicherheitstechnischen Problemen. 
Dabei ging es im Bergbau und in der Chemie in erster Linie um die Sicherheit der 
Betriebe und technischen Anlagen. Für das individuelle Unfallgeschehen galt auch 
hier die These vom menschlichen Versagen. 

Dr. Schneider kam aus dem ZIAS in Dresden und war neben dem Professor 
Undeutsch, einer meiner Mitbewerber um das Präsidentenamt in Dortmund. Peter 
Compes war Assistent bei Prof. Mathieu in Aachen gewesen und hatte mehr den 
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Schwerpunkt Sicherheitstechnik. Er wurde später mit starker Unterstützung durch 
Professor Albert Kuhlmann („King Albert“), dem Chef des TÜV Rheinland, erster 
Lehrstuhlinhaber für das neugeschaffene Fach „Sicherheitswissenschaft“6 in der 
Bergischen Universität – Gesamthochschule Wuppertal. Auch die Einrichtung dieses 
Lehrstuhles ging übrigens auf Kuhlmann zurück. Die Schaffung dieses neuen Faches 
„Sicherheitswissenschaft“ war auch deshalb für mich von besonderem Interesse, weil 
ich selbst bemüht war, auch den Arbeitsschutz, wie ich ihn verstand, als eigene 
wissenschaftliche Disziplin zu etablieren. Die bereits zitierte Broschüre „Auf dem 
Weg zu einer Theorie des Arbeitsschutzes“ ist ein Beleg für diese Bemühungen. 

Die Haltung der Berufsgenossenschaften erschien mir eher indifferent. Das 
Beharrungsvermögen auf fast 100-jährigen Denkgewohnheiten war doch wohl noch 
lange wirksam. Die These vom „menschlichen Versagen“ wurde zwar sprachlich 
gemildert in „menschliches Fehlverhalten“, blieb aber inhaltlich unverändert. Diese 
These war ja auch sowohl für die Verantwortlichen in den Betrieben wie auch für die 
Steilen, die für die Unfallverhütung zuständig waren, recht angenehm, da die 
Verantwortung für die Unfälle dem Unfallopfer selbst zugeschrieben wurde. Bei 
dieser Einschätzung war es dann mit einem Seufzer über die allgemeine 
Fehlerhaftigkeit des Menschen getan. Diese für die Betreffenden sehr entlastende 
und damit sehr bequeme Geisteshaltung war nur schwer ins Wanken zu bringen. Die 
Unternehmen waren allerdings mit dem Rationalisierungseffekt des neuen 
Unfallverhütungsgedankens interessiert zu machen. Dazu musste zunächst mit der 
Überzeugung gebrochen werden, dass Arbeitsschutz und Unfallverhütung nur 
zusätzliche Kosten verursachen, die unnötig wären, wenn „die Menschen nur etwas 
mehr aufpassen würden“. Wenn man versucht, diese Haltung nicht einfach nur als 
Vorurteil abzutun, sondern ihren möglichen Ursachen nachgeht, kommt man zu 
interessanten Überlegungen. Dazu muss man versuchen, die Kostenstruktur des 
Arbeitsschutzes und insbesondere der Unfallverhütung zu kategorisieren. Um die 
Auswirkungen insbesondere von Unfallverhütungsmaßnahmen auf die Kosten-
struktur der Betriebe zu strukturieren, hatte ich schon als Bergschullehrer ein 
Gedankenmodell entwickelt, das ich in vielen Vorträgen dargelegt habe, das aber 
leider nie zitierfähig veröffentlicht wurde. Das sei hier nachgereicht.  

                                            
6 Anmerkung der Herausgeber: 

Auch wenn sich Univ.-Prof., Dr. Peter C. Compes als Sicherheitswissenschaftler verstand, dem 
gemäß lehrte und forschte, leitete er unseres Wissens nach das Fachgebiet Allgemeine Sicher-
heitstechnik in der Bergischen Universität – Gesamthochschule Wuppertal und repräsentierte 
damit dort zunächst den zum 1. Oktober 1975 gegründeten Fachbereich 14 Sicherheitstechnik,  
bis dann als nächste die Fachgebiete Arbeitssicherheitstechnik (Univ.-Prof., Dr. Theodor  
Hettinger), Brand- und Explosionsschutz (Univ.-Prof., Dr. Hans Hölemann) und Verkehrs-
sicherheitstechnik (Univ.-Prof., Dr. Olaf Peters) dazu kamen sowie in der Folge noch 16 weitere 
Fachgebiete im Fachbereich 14 Sicherheitstechnik entwickelt wurden und an den Start gingen 
(vgl. www.uni-wuppertal.de/universitaet/geschichte-der-universitaet-archiv/aufbau-1973-1998.html). 
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Maßnahmen des Arbeitsschutzes und insbesondere der Unfallverhütung können 
einerseits kurativ oder präventiv und andererseits additiv oder integrativ sein. Die 
teuerste Variante ist die kurativ und additiv vorgenommene Maßnahme. Die 
kostengünstigste und in der Regel zur Rationalisierung beitragende Variante ist die 
präventiv und integrativ gestaltete Variante (s.a. Abb. 1.1). Da in der Vergangenheit 
viele, wenn nicht die meisten Maßnahmen, kurativ und additiv waren und damit 
zusätzliches Geld kosteten, ist davon weitgehend das allgemeine Bild der Kosten 
des Arbeitsschutzes in den Betrieben geprägt worden. 

Als kurativ und additiv werden solche Maßnahmen bezeichnet, die ohnehin 
vorgeschrieben oder von den Aufsichtsorganen, häufig nach stattgefundenen 
Unfällen, zur „Heilung“ gegen weitere Gefahren gefordert bzw. auferlegt werden. 
Dabei kann es sich zum Beispiel. um eine zusätzliche Abdeckung sich drehender 
Teile, Kennzeichnungen gefährlicher Bereiche oder verstärkte persönliche 
Schutzausrüstungen handeln. Der technische Zweck des Systems ist auch ohne 
solche Maßnahmen erfüllt, wird gelegentlich aber sogar durch sie behindert, wodurch 
dann das Stereotyp entstand, dass Arbeitsschutz zusätzliche „unnötige“ Kosten 
verursacht. 

 

Maßnahme 
 

additiv integrativ 

kurativ präventiv 
 

Methode 

 

Abb. 1.1 Kostenstrukturmodell für Arbeitsschutzmaßnahmen 

 

Zur Verdeutlichung der Begriffe „präventiv“ und „integrativ“ in diesem Zusammen-
hang soll eine kleine Geschichte mit historischem Hintergrund dienen. 

In der – aus heutiger Sicht – grauen Vorzeit der Produktionstechnik, als zum Beispiel 
bei Pressen und Stanzen die Werkstücke noch von Hand eingelegt wurden, der 
Arbeitstakt der Maschine manuell ausgelöst und das bearbeitete Werkstück von 
Hand wieder entnommen wurde, geschahen oft schreckliche Unfälle, wenn – vor 
allem unter Zeitdruck – eine Hand bereits den Arbeitstakt der Maschine auslöste, 
während die andere Hand den gefährlichen Bereich noch gar nicht richtig verlassen 
hatte. Um diesem Übel zu begegnen, wurde die sogenannte Zweihandbedienung 
eingeführt, d.h. für die Auslösung des Arbeitstaktes der Maschine mussten zwei 
Schalttaster in genügender Entfernung voneinander gleichzeitig betätigt werden, so 
dass keine Hand mehr gleichzeitig im gefährlichen Bereich sein konnte.  
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Obwohl diese Regelung bezüglich der Unfallverhütung sehr erfolgreich war, kam es 
doch gelegentlich vor, dass eine dritte Hand, z.B. eines Vorarbeiters oder Kollegen, 
mit im Spiele war und deshalb doch noch Unfälle passieren konnten. 

Um den gefährlichen Arbeitsbereich der Maschine auch in solchen Fällen zu 
schützen, wurden sogenannte Lichtvorhänge installiert. Diese Lichtvorhänge 
bestanden in einem für das menschliche Auge unsichtbaren Infrarot-Lichtstrahl, der 
über ein Prismensystem über die gewünschte Fläche dicht an dicht hin und her 
wandert und so – ohne mechanische Behinderungen im Manipulationsbereich – die 
Gefahr von Unfällen beseitigte, da jede Unterbrechung dieses Lichtstrahles an 
irgendeiner beliebigen Stelle ein Signal auslöste, mit dem z.B. die Maschine 
angehalten werden konnte. Erst wenn der Lichtvorhang geschlossen, d.h. keine 
Hand mehr im Manipulationsbereich war, konnte die Zweihandbedienung ausgelöst 
werden. 

Solche Lichtvorhänge waren auch an den Pressen im Karosseriewerk eines 
bekannten Autoherstellers installiert. Der Hauptsicherheitsingenieur des Betriebes 
traute eines Tages seinen Augen nicht, als er sah, dass die Arbeiter an den Pressen 
schon in den Manipulationsbereich griffen, bevor der Arbeitstakt vollständig beendet 
war und die Presse nach dem Einlegen eines neuen Betriebsstückes in Betrieb ging, 
ohne dass die Zweihandbedienung betätigt worden war. 

Man ging der Sache nach und fand heraus, dass die Arbeiter an den Pressen einen 
Elektriker mit Hilfe einiger Flaschen Bier dazu bewogen hatten, Lichtvorhang und 
Bedienungsschalter kurzzuschließen, sodass mit der Rücknahme der Hände aus 
dem Manipulationsbereich der nächste Arbeitstakt der Maschine einsetzte. 

Dem ersten Entsetzen des Hauptsicherheitsingenieurs folgte nach ruhiger Über-
legung die Frage: Warum eigentlich nicht? 

Die Arbeiter an den Pressen hatten nämlich in Wirklichkeit etwas außerordentlich 
Vernünftiges getan. Sie hatten aus einer additiven Sicherheitseinrichtung eine 
integrative, d.h. eine zur Erfüllung des Betriebszweckes notwendige Installation 
gemacht, die dann in Zukunft planmäßig als präventive Maßnahme in solchen 
Anlagen verwirklicht wurde. Als erfreulicher Nebeneffekt wurden die Taktzeiten der 
Maschine durch Wegfall eines Handlungselementes (Drücken der Zweihand-
bedienung) und damit der Wirkungsgrad der Anlage verbessert. 

Während also die Unfallverhütung betriebswirtschaftlich positiv für das Unternehmen 
gestaltet werden kann, ist das bei anderen Erfordernissen des Arbeitsschutzes 
zunächst und auf Anhieb nicht der Fall. Lärmschutz, persönliche Schutzausrüstung, 
saubere Atemluft, Vermeidung von Zwangshaltungen und nicht zuletzt Stress-
bekämpfung und -vermeidung sind nicht zum Nulltarif zu haben, ohne dass ein 
positiver Gegenwert nachgewiesen werden kann. 
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Aber das scheint nur auf den ersten Blick so. Beim zweiten Blick kann man 
erkennen, dass das nicht in den Tatsachen selbst begründet ist, sondern durch eine 
ungenügende Darstellung dieser Kosten und ihrer Gegenwerte in der betrieblichen 
Kostenrechnung. Man kann nämlich erkennen, dass unser heute noch gültiges 
betriebswirtschaftliches Kostenmodell noch immer auf der liberalen Theorie des 19. 
Jahrhunderts basiert und auf der damit verbundenen anthropologischen Figur des 
homo oeconomicus beruht, die es in Wirklichkeit nie gegeben hat. Bezeichnend in 
diesem Zusammenhang ist der Begriff „Arbeitskraft“ (in Amerika: hands), der, wenn 
auch nicht so gemeint und im heutigen Sprachgebrauch anders verstanden, rein 
begrifflich den Menschen auf seine Physis reduziert. 

Diese Aussagen sind zu begründen: 

Der von DATEV herausgegebene Standardkostenrahmen (SKR) 03, der auf dem 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz beruht und ab 2013 gültig ist, enthält auf 26 von 
40 ausgedruckten Seiten Regelungen für die finanzielle Seite eines Unternehmens. 
Allen Finanzfragen wird dabei bis in die letzten Verästelungen bezüglich 
Abschreibungen, Zinsen, Beteiligungen, Vermögen usw. nachgegangen. Personal-
aufwendungen werden auf einer halben Seite abgetan, wobei z.B. Begriffe wie Aus- 
Fort- und Weiterbildung, Motivations- und Teamtraining und dergleichen überhaupt 
nicht vorkommen. Derartige Kosten können zwar als Kostenstellen von den 
einzelnen Unternehmen fakultativ eingeführt werden, sind aber sine obligo. 

In der Rubrik „Umsatzerlöser“ gibt es zwar Begriffe für Erlösschmälerungen in Bezug 
auf finanzielle Einflüsse, Erlösschmälerungen zum Beispiel durch mangelnde 
Qualifikation der Mitarbeiter oder Arbeitsschutz sucht man vergeblich.  

Es existiert also, unabhängig von guten Ansätzen und vielfältigen Bemühungen in 
vielen Betrieben und entsprechenden Forschungsprojekten der BAU, keine allgemein 
anerkannte wirkliche Humankostenrechnung. Dabei sind diese Dinge, nach der alle 
anderen Faktoren an Wichtigkeit überragenden Qualität des Managements, die 
wichtigsten betrieblichen Fragen überhaupt. 

Wie ungenügend unser betriebliches Kostenbild in dieser Beziehung ist, hat bereits 
der Denison-Report gezeigt. Die Bundesregierung der USA hatte wissen wollen, 
warum die Entwicklung der Produktivität in verschiedenen Bundesstaaten bei 
insgesamt doch gleichen Voraussetzungen unterschiedlich verlief. Die Antwort des 
Denison-Reports bestand in der Aussage, dass nur 50% des Produktivitäts-
fortschrittes mit den klassischen Faktoren „Arbeit“ und „Kapital“ erklärt werden 
könne. Die andere Hälfte (the unexplained rest) gehe auf Faktoren wie 
„Organisationstalent“ und „Ausbildungsgeneigtheit” zurück, also auf solche Faktoren, 
zu denen für mich auch der Arbeitsschutz zählt, die auch heute noch bei uns keine 
Abbildung im betriebswirtschaftlichen Kostenmodell haben.  
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Dabei könnte ich mir gut vorstellen, dass sich auch Aktionäre für Fragen wie 
Facharbeiteranteil in der Belegschaft, Ausbildungsstand und Motivationsniveau 
interessieren könnten, da solche Faktoren sehr viel z.B. über die Zukunftsfähigkeit 
eines Unternehmens aussagen. In diesen Zusammenhang gehört auch die Frage, 
warum Investitionen in Maschinen und Anlagen in der Bilanz aktiviert werden 
müssen, die Investitionen in die Personalentwicklung z.B. für Aus-, Fort- und 
Weiterbildung hingegen nicht, was dann dazu führt, dass bei Stilllegungen 
Abschreibungen auf die noch bestehenden Restwerte mit im Einzelfall erheblichen 
Folgen für die Bilanz vorgenommen werden müssen, bei gleicher Gelegenheit aber 
u.U. Tausende von Berufsjahren an Fachwissen, Erfahrung und Motivation auf die 
Straße geschickt werden, ohne dass ein Hahn danach kräht. 

Viele Fachleute sind ja darüber hinaus z.B. der Meinung, dass die gute Position der 
deutschen Wirtschaft in internationalen Vergleich nicht nur auf gesetzliche 
Maßnahmen (Agenda 2010) und die Vernunft der Tarifparteien, sondern ganz 
besonders auch auf die Qualität der deutschen Facharbeiter zurückzuführen ist, die 
wiederum auf dem deutschen System der beruflichen Bildung, dem sog. dualen 
System beruht, das in der Welt ziemlich einmalig ist. 

Bei einer Reise durch die USA, bei der ich das dortige berufliche Bildungssystem 
kennen lernen wollte und sollte, endeten alle Diskussionen in Betrieben und 
beruflichen Bildungseinrichtungen mit der Frage nach dem dualen System in 
Deutschland. 

Die Überzeugung, dass eine gut ausgebildete, motivierte und eben auch vor 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen durch die Arbeit bewahrte und dadurch auch 
körperlich leistungsfähig erhaltene Belegschaft von entscheidender Bedeutung für 
das Betriebsergebnis ist, ist sicherlich allgemein vorhanden und unbestritten. Was 
fehlt, ist der konkrete wirtschaftliche Beleg für diese Überzeugung. 

Aber auch andere Vorurteile können ein zähes Leben haben. Wenn ich in einer 
Studie der BAuA aus dem Jahre 2011 lese, dass es knapp 2/3 der Geschäftsführer 
(warum nicht 100%?) auch heute darum geht, nicht gegen Gesetze im Arbeitsschutz 
zu verstoßen, so ist das nur eine etwas andere, nämlich spiegelbildlich positive 
Formulierung für das, was auch schon vor 50 Jahren galt, dass nämlich, unabhängig 
von Reden auf Jubiläumsveranstaltungen und sonstigen Bekundungen in den 
meisten Betrieben nur das getan wird, wozu man gezwungen ist. In vielen 
Diskussionen, z.B. im Anschluss an Vorträge von mir, ist mir bei den Vorschlägen, 
die ich vorgebracht hatte, oft die Frage entgegengehalten worden: wo steht das, 
dass man das so machen muss? Meistens habe ich dann lapidar geantwortet, wenn 
ich keine Vorschriften anführen konnte, das steht im Lexikon unter V wie Vernunft. 



Manfred Hagenkötter 

34 

Bei allen Unterstützungen, Hilfen und Förderungen der Ideen des „neuen“ Arbeits-
schutzes die ich schon erwähnt habe, möchte ich zwei Mitstreiter für die Belange der 
Humanisierung und des darin eingeschlossenen Arbeitsschutzes noch besonders 
hervorheben, nämlich Hans Rehhahn und Willi Poehler. Willi Poehler war Leiter des 
Projektträgers „Humanisierung der Arbeit“ beim Bundesforschungsministerium und 
hat in dieser Funktion die Forschung auf den Vorrang der Betriebsgestaltung für den 
Menschen vor Anforderungen an den Menschen ausgerichtet. Dieser Grundsatz gilt 
sowohl für Einzelarbeitsplätze ebenso wie für gefügeartige Kooperation an und mit 
maschinellen Anlagen, z.B. Fertigungsstraßen und ganz besonders auch für 
modernste Fertigungssysteme, wo Mensch und Roboter in fast schon teamartig zu 
nennender Weise zusammen wirken. Dabei entsteht nämlich die Gefahr, dass der 
Mensch zur Servicekraft für den Roboter wird und nur noch Verrichtungen ausführt, 
die der Roboter (noch) nicht kann.  

Hans Rehhahn war im Hauptberuf Arbeitsdirektor in einem Stahlbetrieb im Saarland, 
wo er eine entsprechende Ausrichtung des Arbeitsschutzes in einem Stahlwerk 
praktizierte und war gleichzeitig wegen seiner Dynamik und Eloquenz zum ständigen 
Präsidenten des Arbeitsschutzkongresses in Düsseldorf gewählt worden. 

Eine anscheinend nur äußerliche Gegebenheit möchte ich noch betrachten, nämlich 
den Neubau der BAU. Es war normal und ist auch heute noch vielfach üblich, die für 
den Arbeitsschutz zuständigen Organisationseinheiten in den Betrieben nicht eben in 
der Beletage des Unternehmens, sondern in Nebengebäuden oder entlegenen Büros 
unterzubringen. Auch staatlichen Einrichtungen für den gleichen Zweck ging und 
geht es oft nicht besser. Dies gilt national wie international. Selbst die Fachabteilung 
für Arbeitsschutz im Bundesarbeitsministerium war nicht in den Hauptgebäuden, 
sondern in einem schmucklosen Bürogebäude, weit ab von den Ministerien mitten in 
einem Wohngebiet untergebracht. Und da wurde für die BAU ein repräsentatives 
Institutsgebäude mit angrenzenden Seminar- und Labortrakten auf die grüne Wiese 
gestellt und auch noch mit zusätzlicher Kunst versehen (also nicht nur Kunst am 
Bau). 

Diese zusätzliche Kunst war mit Mitteln aus einem besonderen Fonds beim 
Innenminister beschafft worden. Dieser Fonds war nach einem Beschluss des 
Bundestages dazu bestimmt, jungen Künstlern zu helfen. Diese Hilfe sollte dadurch 
geschehen, dass man den Künstlern ihre Kunstwerke abkaufte. Um aber zu 
verhindern, dass die auf diese Weise aufgekauften Kunstwerke in den Magazinen 
der etablierten Museen verschwinden würden, war ergänzend beschlossen worden, 
die aufzukaufenden Kunstwerke in Dienstgebäuden des Bundes zu platzieren. In 
diesem Sinne waren auch die Baubehörden in die beabsichtigte Aktion einbezogen 
worden. Da die Bundesanstalt durch den soeben erstellten Neubau und weitere 
schon in Angriff genommene und geplante Baumaßnahmen einen guten Kontakt zu 
der für uns zuständigen unteren Baubehörde, dem Finanzbauamt (FBA) in Dortmund 
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unter seinem Leiter Oberbaurat Gockel hatte, erfuhren wir von der geplanten Kunst-
Aktion. Zunächst brauchten wir nähere Informationen. Mit Unterstützung durch das 
FBA nahm ein Mitarbeiter von uns auf dem sogenannten „kleiner Dienstweg“ Kontakt 
zu dem zuständigen Referenten im Innenministerium auf. Auf diese Weise erfuhren 
wir nähere Einzelheiten, z.B. über finanzielle Größenordnungen und die Intention des 
Innenministers. 

Informiert und ermutigt stellten wir dann eine Wunschliste für Bilder, Grafiken, Reliefs 
und Skulpturen mit einem Gesamtwert von rund 700.000 DM auf und fügten dem 
Antrag an das Innenministerium Bilder und Zeichnungen des Gebäudes bei, die 
belegen sollten, dass insbesondere im Eingangs- und Hörsaalbereich repräsentative 
Flächen und Standorte zur Verfügung standen, die also nicht nur von den 
Mitarbeitern, sondern vor allem auch von Besuchern und Veranstaltungsteilnehmern 
gesehen werden konnten. Außerdem fügten wir das Konzept bei, dass die 
Kunstwerke einen Bezug zum Haus und seiner Funktion, im weitesten Sinne also zu 
Arbeit und Technik haben sollten und auch lokale bzw. regionale Künstler beachtet 
werden sollten. 

Diesen Antrag schickten wir auf dem Dienstwege (a.d.D.) über unser Ministerium an 
den Innenminister. 

Unser Ministerium war – wieder einmal – erstaunt darüber, was „denen da in 
Dortmund“ wieder mal so eingefallen war. Insbesondere die Höhe der beantragten 
Mittel löste heftiges Kopfschütteln und den Verdacht auf Größenwahn aus (aber wir 
hatten ja unsere Information). Gleichwohl wurde dem Antrag Fortgang gegeben. Zur 
allgemeinen Überraschung, besonders im Ministerium, wurde unserem Antrag sehr 
weitgehend stattgegeben. Wir konnten Kunstwerke im Gesamtwert von ca. 600.000 
DM beschaffen. 

Diese Mittel wurden der Finanzbauverwaltung zur Bewirtschaftung übertragen, die 
dann in Abstimmung mit uns die erforderlichen Ausschreibungen vornahm, in denen 
auch angeboten wurde, mit der Bundesanstalt Kontakt aufzunehmen, um die 
Intentionen des Erwerbers der Kunstwerke kennen zu lernen. 

Bilder und Grafiken wurden von verschiedenen Galerien angeboten, für die Reliefs 
und Skulpturen wurden von einzelnen Künstlern Modelle oder bildliche Darstellungen 
mit entsprechender Beschreibung eingereicht. Für die Auswahl wurde spontan ein 
kleiner Arbeitskreis aus Vertretern der Finanzverwaltung und der BAU gebildet. 
Geleitet wurde die Sitzung zur Auswahl der Kunstwerke von Herrn 
Regierungsdirektor Willke von der damals noch bestehenden Oberfinanzdirektion 
Münster, der vorgesetzten Behörde des Finanzbauamtes Dortmund. Da sich auch 
ein Freund von mir, John Zeitner, an der Ausschreibung beteiligt hatte, wollte ich bei 
der Auswahl der Reliefs, zu der das Angebot meines Freundes gehörte, den Raum 
verlassen und an einer Entscheidung zur Auswahl selbstverständlich nicht 
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teilnehmen. Regierungsdirektor Willke ließ mich jedoch gar nicht hinausgehen, 
sondern erklärte, er habe sich alle Entwürfe vorher angesehen und die Vorschläge 
von John Zeitner seien ohnehin mit großem Abstand die besten und würden 
genommen. Was dann auch geschah. 

Auch der Aspekt der Berücksichtigung lokaler bzw. regionaler Künstler konnte 
beachtet werden. Der Maler Vombeck aus Herdecke , der im Auftrag des FBA bereits 
auch die Kunst am Bau bei der Errichtung des Neubaus gestaltet hatte, wurde 
ebenso berücksichtigt wie der Arbeiter-Maler Hans Karl Steffen aus Lütgendortmund, 
und auch die Malerinnen Christa Eickmann und Liselotte Minners-Weise waren aus 
Dortmund. Die vor dem Haupthaus in Dorstfeld auf einer kleinen Wiese stehende 
Skulptur, die bei dieser Gelegenheit beschafft werden konnte, ist von Prof. Theo 
Uhlmann, einem Dorstfelder. Zu den Auflagen der Bewilligung der Mittel hatte gehört, 
dass eine Dokumentation der beschafften Kunstwerke anzufertigen sei. Das geschah 
natürlich und am 8. November 1979 konnte Frau Staatssekretärin Anke Fuchs in 
einer Vernissage die beschafften Kunstwerke vorstellen. Die BAU hatte damit als 
einzige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesarbeitsministeriums eine eigene 
Kunstsammlung. Das alles hatte es bis dahin noch nicht gegeben und ich bin bei 
internationalen Begegnungen schon mal gefragt worden, wie wir es denn geschafft 
hätten, diesen „Arbeitsschutzpalast da in Dortmund“ gebaut zu bekommen. 
Tatsächlich hatte die BAU wiederholt Besuche aus Ländern, in denen auch zentrale 
staatliche Arbeitsschutzinstitutionen geschaffen werden sollten und die sich in 
Dortmund über Aufgaben, Organisation und Funktion der BAU unterrichten wollten. 
Ich denke hier an Länder wie Tunesien, Kanada, Iran und Portugal. Aber auch 
Länder, die solche zentralen Einrichtungen schon hatten, wie z.B. Polen, Ungarn, die 
Tschechoslowakei und Jugoslawien waren an der BAU stark interessiert. Ein 
besonders gutes Verhältnis bestand zum „Zentralinstitut für Arbeitsschutz“ (ZIAS) der 
DDR in Dresden und seinem Direktor Horst Rehtanz. 

In der DDR wird man es wohl im Übrigen mit sehr gemischten Gefühlen zur Kenntnis 
genommen haben, dass ausgerechnet der „monopolkapitalistische Staat“ Bundes-
republik soviel für den Arbeitsschutz tat. 

Wie groß das Ansehen des Arbeitsschutzes in der Bundesrepublik besonders auch 
in den sozialistischen Ländern war, zeigt eine kleine Begebenheit, an die ich mich 
gern zurückerinnere. Die jugoslawische Regierung hatte beschlossen, in Niš ein 
internationales Arbeitsschutzmuseum einzurichten. Alle Länder sollten dort die 
Möglichkeit haben, ihren Arbeitsschutz darzustellen. Auch wir waren dazu 
eingeladen worden, hatten vom BMA die entsprechende Genehmigung erhalten und 
waren mit einem faltbaren Stand im Reisegepäck nach Niš gereist. Am Tag der 
Öffnung der Ausstellung, in der wir inzwischen unseren Stand aufgebaut hatten, fand 
nach der Eröffnungszeremonie ein Rundgang durch die gesamte Ausstellung statt. 
Dabei fiel mir auf, dass ich keinen Stand der DDR gesehen hatte, bemerkte aber 



Woran man so zurückdenkt 

37 

eine plötzliche Unruhe bei den Verantwortlichen. Ein Fachkollege aus Prag, den ich 
von früheren Treffen her kannte, und der gut deutsch sprach klärte mich dann 
augenzwinkernd auf: Man habe die DDR schlicht und einfach bei der Einladung 
vergessen. „Deutschland“ war für diese Länder immer die Bundesrepublik und nicht 
der „erste Arbeiter- und Bauernstaat auf deutschem Boden“. Ein Stand der DDR soll 
später nachgeliefert worden sein. 

 

Als Nachtrag zu meinen obigen Ausführungen möchte ich noch den von mir so 
genannten „1. Hauptsatz der Unfallverhütung“ anfügen.  

Er lautet: 

„Wenn es kracht, ist Körperabwesenheit besser als Geistesgegenwart.“ 
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Abb. 1.2 Präsident und Professor a.D., Dr., Dr. Manfred Hagenkötter zusammen 

mit Prof. Dr. Ralf Pieper (v.r.n.l.) beim gemeinsamen Arbeitstreffen am 
20. November 2013 in Dortmund.  
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2 Psychische Belastung – Betriebliche 
Herausforderung oder medialer Hype? 
(NORBERT ROSKOPF & FRANK BALTER) 

 

7. Alumni-Kolloquium des Fachgebiets Sicherheits- und Qualitätsrecht  
der Bergischen Universität Wuppertal am 10. Januar 2014  

in Wuppertal 

 

Dr. Norbert Roskopf 
Geschäftsführender Gesellschafter der Roskopf Vulkanisation GmbH, Aachen 

Dipl.-Sicherheitsingenieur Frank Balter 
Sicherheitstechnischer Dienst, Bedburg 

 

 

2.1 Einleitung 

Das Thema „Psychische Belastung“ ist gesellschaftsfähig geworden, ist in aller Mun-
de und die, zumindest gefühlt zunehmende Bedeutung nimmt in den Medien einen 
immer breiteren Raum ein. Psychische Belastungen [1] (Ursache), definiert als die 
Gesamtheit aller psychischen Einwirkungen, die von außen auf den Menschen zu-
kommen (Einzelbelastungen / Belastungskombinationen) werden zunehmend wahr-
genommen. Und es wird auf die daraus resultierende psychische Beanspruchung 
(Wirkung) als Reaktion des Menschen auf eben diese Belastung hingewiesen. Maß-
nahmen mit ressourcen- oder belastungsorientierte Verbesserungsansätzen sollen 
hier Abhilfe schaffen und die psychischen Belastungen reduzieren. 

Aber was ist in den letzten Jahren oder Jahrzehnten geschehen. Warum erlebt das 
Thema der psychischen Belastung derzeit eine solche Wertschätzung? War die Be-
lastungssituation früher nicht vergleichbar? Über-, Unterforderung, Termin-, Leis-
tungsdruck, unklare Arbeitsaufgaben, schlechte Arbeitsorganisation, Angst um den 
Arbeitsplatz, Konflikte mit Vorgesetzten und Kollegen, komplexe Arbeitsaufgaben, 
Arbeitsverdichtung, Entscheidungsdruck, aber auch Probleme aus dem privaten Um-
feld. Dies sind doch keine neuen Themen. Das gleiche gilt für die Reaktionen des 
Menschen auf diese Belastungen. Verminderte Konzentrations-, Leistungsfähigkeit, 
Unzufriedenheit, Resignation, innere Kündigung, erhöhte Fehlzeiten. All dies sind 
keine neuen Erkenntnisse. 
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Kann es nicht sein, dass sich nicht primär die Belastung selbst, sondern vielmehr das 
Empfinden der Gesellschaft über den Grad der Belastung verschoben hat? Dass ei-
ne schleichende Sensibilisierung die Grenzen der Wahrnehmung und des Empfin-
dens verschoben hat, sodass oftmals schon eine Situation als „Stress“ empfunden 
wird, nur weil diese von der Normalität, vom eingespielten Trott abweicht? 

 

 

2.2 Gedanken jenseits einer wissenschaftlichen Betrachtung 

Es gibt gewiss zahlreiche beruflich bedingte Faktoren, die psychisch stark belastend 
wirken können. Mehrere Fragestellungen gleichzeitig lösen zu müssen, fortwährende 
Störung der Konzentration durch Einflüsse von außen oder auch den gefühlten 
Druck, Erwartungen erfüllen zu müssen, Zeitdruck, Termindruck, Kostendruck und 
Ähnliches. Dazu kommen mögliche Ängste, etwa den Job zu verlieren, wegrationali-
siert zu werden, Versagensängste usw. 

Ein leidenschaftlicher Broker an der Börse fühlt sich vielleicht erst dann gebraucht 
und wohl, wenn er fünf Telefonate führen und 10 Monitore gleichzeitig beobachten 
muss, wenn er sekundenschnell reagieren und mit hohen Beträgen arbeiten kann 
usw. Der mit Leib-und-Seele-Broker hält diese Belastung gewiss lange Zeit durch 
und wird vom positiven Stress vielleicht noch gepuscht, er ist wahrscheinlich hochzu-
frieden und fühlt sich kerngesund. Andere wären nach wenigen Stunden psychisch 
und physisch möglicherweise schon völlig am Ende. 

Jetzt können wir natürlich die gesamte Arbeitswelt durchforsten nach Elementen, die 
negativen Stress auslösen. Bestimmt werden wir auch fündig und können mit per-
sönlichen, organisatorischen und vielleicht auch technischen Maßnahmen stressige 
Phasen entspannen: störungsfreie Zeiten planen, Lärmpegel reduzieren, Planungs-
sicherheit schaffen, klar definierte Anforderungen benennen, Führungsstile verbes-
sern, die Motivation unserer Mitarbeiter durch Lob und Anerkennung erhöhen und 
vieles mehr. In gewissem Maße können hierbei auch individuelle Wünsche und Be-
dürfnisse berücksichtigt werden. 

Selbstverständlich hat der Beruf, dem wir ja einen erheblichen Anteil unserer Le-
benszeit widmen, einen bedeutenden Einfluss auf unser Wohlbefinden. Aber letztlich 
ist dieses Wohlbefinden primär von ganz individuellen Rahmenbedingungen und 
Vorstellungen abhängig. Welche Reize oder Ereignisse als positive oder negative 
Stressoren wirken, hängt von der „persönlichen Konstitution, dem körperlichen Aus-
gangszustand und von der subjektiven Bewertung der Reizsituation“ ab [2]. Also: 
Jedes Individuum reagiert auf psychische Belastungen eben individuell. Folglich hat 
die innere Einstellung den größten Einfluss auf mögliche Belastungen. 
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Warum macht jemand eine bestimmte Arbeit? Was ist seine Motivation? Was treibt 
ihn an, jeden Tag gewisse Dinge zu tun (oder eben nicht)? Warum gebe ich mir Mü-
he, gehe nicht den leichten Weg? Warum stehe ich morgens auf? Was habe ich mir 
für heute vorgenommen? Warum freue ich mich auf den nächsten Tag? Aber auch: 
Finde ich in meiner Freizeit einen Ausgleich? Was fange ich mit meinem Leben an? 
Welche Werte sind mir wichtig? 

Je mehr klare und für sich positiv bewertete Antworten jemand auf solche Fragen 
hat, desto geringer wird eine psychische Belastung auf ihn wirken. Wir sind in der 
Regel doch gerne bereit viel zu ertragen, wenn es unserem Ziel dient. Wir freuen uns 
auf unsere Arbeit, wenn sie uns erfüllt. Wir arbeiten gerne, wenn wir unsere Werte 
durch unser Handeln und unser Umfeld erfüllt sehen.  

Sind für uns die obigen Fragen überwiegend negativ belegt bzw. kann unser beruf-
liches und/oder privates Umfeld keine hinreichende, sinnfällig Erfüllung geben, so 
steuern wir der psychischen Erkrankung entgegen. 

Wenn es dem Arbeitgeber nun gelingt, dem Arbeitnehmer eine hinreichende und 
sinnfällige Erfüllung während der Arbeitszeit zu geben, so ist dies natürlich absolut zu 
befürworten. Er tut gut daran, seine Arbeitsbedingungen zu hinterfragen, um auch in 
psychischer Hinsicht für mehr Wohlbefinden sorgen zu können. Wir dürfen aber nicht 
den Fehler machen, beim Arbeitgeber, den Führungskräften, den Arbeitsbedingun-
gen oder der Arbeit selbst die Hauptursache für zunehmende psychische Erkrankun-
gen zu suchen. 

Wir alle sind, jeder auf seinem Gebiet, mal mehr, mal weniger, vielleicht auch nur 
temporär in ein betriebliches Netzwerk eingebunden, sind Teil eines Ganzen, einer 
Hierarchie und tragen Verantwortung - auch für Maßnahmen zur Beurteilung und 
bestenfalls Reduzierung psychischer Belastungen. Aber Führungskräfte sind nicht 
primär dafür da es allen möglichst angenehm zu machen, werden nicht dafür bezahlt 
der Bonbononkel im Unternehmen zu sein und sich im Flachwasser der Nettigkeiten 
und Höflichkeiten zu verlieren. Unser Erfolg wird nicht daran gemessen, ob wir es 
allen recht machen. Ein ergebnisorientiert arbeitendes Unternehmen ist keine thera-
peutische Wohngemeinschaft [3] und keine Entspannungsoase. Niemand wartet auf 
uns, Rücksicht ist kaum zu erwarten. Defizite, faule Kompromisse oder gar Fehler 
werden von Auftraggeber und vom Wettbewerb unmittelbar und gnadenlos abge-
straft. 

Ebenso fatal wie falsch erscheint ferner die Diskussionen zur Trennung zwischen 
Arbeit hier und Freizeit dort [4]. Suggeriert diese doch geradezu, dass das wahre, 
lebenswerte, eigentliche Leben erst in der Freizeit beginnt. Arbeit wird auf eine  
instrumentelle Dimension reduziert, als lästige Notwendigkeit abgestempelt, als Mittel 
zum Zweck degradiert. Freizeit gleich Freiheit. Arbeit ist folglich „Unfrei“. Das ist: 
Work-Live-Balance-Bullshit. 
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Was wir brauchen, ist nicht mehr Freizeit, die wir häufig ohnehin mit sinnleeren Din-
gen verbringen. Was wir brauchen ist gute Arbeit, die unseren Fähigkeiten entspricht, 
die uns Anerkennung gibt und bestätigt etwas Sinnvolles und Nützliches zu tun. Das 
brauchen wir für unsere Selbstachtung, für ein gesundes Selbstwertgefühl und ge-
wissermaßen als Airbag für zweifellos bestehende psychische Belastungen im Alltag. 

Einen Ansatz für langfristig sinkende psychische Erkrankungen liegt doch vielmehr in 
der (Rück-) Besinnung der Gesellschaft auf sinnhafte Werte zu sehen. 

Vor lauter „höher, schneller, weiter, besser, jünger, schöner, schlanker, fitter, 
facebook, twittern, permanenter online Präsenz, SMS Orgien, chillen, freizeitfixiert 
sein, unkontrolliertem TV Konsum, dem eintauchen in ein virtuelles Leben“ geht der 
Blick für das Wesentliche verloren. Diese selbstauferlegte Reizüberflutung, diese 
ständige Jagd nach fragwürdigen Zielen sowie nach vermeintlich Wesentlichem führt 
zu negativem Stress.  

Bereits von Kindesbeinen an stehen wir unter Erfolgsdruck und sollen Erwartungen 
anderer erfüllen. Unsere Kinder stehen dauernd im Wettbewerb, müssen sich durch-
setzen und sich abheben. Aber warum? Welche Werte motiviert das Kind? Seien wir 
ehrlich – die Kinder würden doch am liebsten nur spielen. Es sind wohl meist nicht 
die Vorstellungen und Werte des Kindes, sondern vielmehr der Stolz und der Ehrgeiz 
der Eltern/der Gesellschaft, die den Treiber ausmachen. Bleibt die persönlich erkann-
te und wertstiftende Sinnhaftigkeit des Handelns auf der Strecke, kehrt auf Dauer 
Unzufriedenheit ein. 

 

 

2.3 Resümee 

Wir laufen Gefahr, die Gründe für die eigenen, nicht verarbeiteten, problematischen 
Lebensumstände und das eigene wenig werteorientierte Leben auf das alleinige, 
vermeintliche Feindbild „Stress am Arbeitsplatz“ zu projizieren. Hurra! Ich bin un-
schuldig, muss mich nicht verändern, es liegt nicht an mir, die psychische Belastung 
am Arbeitsplatz ist schuld, dass ich mich nicht wohlfühle … also müssen andere da-
für Sorge tragen, dass ich mich wieder wohlfühle, bloß keine Eigeninitiative ergreifen 
… und bis dahin bietet sich hier ein neues Angebot zum hemmungslosen Konsum 
medizinischer Leistungen. Viele Mitarbeiter (und Ärzte) haben dies bereits als Chan-
ce für „Auszeiten“ bei „Unpässlichkeiten“ erkannt. 

 „Blauer Montag“ [5] 

… Sind die Deutschen wirklich so viel hinfälliger als andere Völker? Keineswegs; wir 
sind so gesund wie noch nie, haben mehr Urlaub als die meisten anderen, die Le-
benserwartung entspricht der vergleichbarer Industrienationen, mit den finanziellen 
Aufwendungen für unser Gesundheitswesen stehen wir ebenfalls an der Spitze. 
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Wir haben aber auch ein System der sozialen Sicherung, das den hemmungslosen 
Konsum medizinischer Leistungen begünstigt, Krankheitsurlaub eingeschlossen. 

… Die Begehrlichkeit und das Anspruchsdenken … nach medizinischen Leistungen 
bedroht längst unsere Gesundheit. Die Hypochondrie nimmt zu, die Bagatellfälle in 
den Praxen ebenso. 

… Der Zustand der Organe, der pathologisch-anatomische Befund, verliert in der 
Medizin zunehmend an Bedeutung; psychologische und psychosoziale Faktoren 
werden immer wichtiger. Einerseits fördern psychische Belastungen, etwa emotiona-
ler Stress, die Entstehung von Krankheiten  … andererseits beeinflussen kulturelle 
und soziale Bedingungen auch die Einstellung zur Krankheit. Der soziale Wandel 
fördert offensichtlich die Vorstellung, dass die Arbeit vor allem Spaß machen muss. 
Ist die Freude getrübt, bleiben viele einfach zu Hause, kürzer oder länger. Sie feiern 
krank.  

Die Beurteilung psychischer Belastungen der Arbeitnehmer durch die Akteure des 
Arbeitsschutzes (und in erster Linie ist hier der Unternehmer gefragt) ist absolut posi-
tiv, notwendig und wünschenswert. Allerdings gibt es keine greifbaren, objektiven 
und transparenten Größen (wie etwa einen Sicherheitsabstand zur Scherstelle) und 
es ist zu vermuten, dass wir von einer praxisreifen Umsetzung noch weit entfernt 
sind.  

Die augenblickliche Entwicklung erscheint jedoch eher skeptisch und lässt vermuten, 
dass nicht nur die Kluft zwischen Arm und Reich sondern auch die Kluft zwischen 
guter und schlechter Arbeit größer wird [4]. Mit der Konsequenz, dass die psychi-
schen Belastungen und deren Auswirkungen unsere Gesellschaft und unser System 
der sozialen Sicherung zunehmend beschäftigen werden.  
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Abb. 2.1 Teilnehmerinnen und Teilnehmer beim 7. SuQR-Alumni-Kolloquium 

2014 in Wuppertal (v.l.n.r.): Dr. André Klußmann (Institut ASER e.V., 
Wuppertal), Prof. Dr. Ralf Pieper (Bergische Universität Wuppertal),  
Miriam Gärtner (ARCADIS UK, Rotterdam/NL), Philipp Krebs (Infracor 
GmbH, Marl), Daniel Vogel (Evonik Goldschmidt GmbH, Essen),  
Jens Thielmann (DB Netz, Hamm), Roland Knudsen (Aviatics GmbH & 
Co KG, Düsseldorf), Ingo Steinert (Sana Klinikum Remscheid),  
Ansgar Roelofs (RWE Power AG, Köln), Anika Garrecht (z.Z. Deutsche 
Telekom AG, Bonn), Matthias Folz (ThyssenKrupp Uhde GmbH,  
Dortmund), Stefan Heiertz (z.Z. RV Rheinbraun Handel und Dienst-
leistungen GmbH, Frechen), Dr. Norbert Roskopf (Roskopf Vulkani-
sation GmbH, Aachen), Christoph Mühlemeyer (Institut ASER e.V.,  
Wuppertal) und Steffen Schumacher (Infracor GmbH, Marl).  
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Manfred Zöllmer, MdB 
Mitglied des Deutschen Bundestages, Wuppertal / Berlin 

Mitglied des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages, 
Verwaltungsratsmitglied der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 

Vorsitzender des Verbraucherbeirates der Schufa Holding AG 

 

 

3.1 Einleitung 

Es war der 15. September 2008 als Lehman Brothers zusammenbrach. Bis dahin 
konnte sich niemand vorstellen, dass dies wirklich passieren könnte. 

Die dann folgende Finanzmarktkrise als Mutter aller Krisen zu bezeichnen ist viel-
leicht übertrieben. Sie ist aber sicherlich verantwortlich für vieles, was auch aktuell 
die Wirtschaftsentwicklung bestimmt. Man schaue nur auf die Auswirkungen der Kri-
se in Europa, die ganz wesentlich durch die Finanzmarktkrise beeinflusst sind. Ich 
rede ganz bewusst nicht von einer Euro-Krise, denn dem Euro geht es gut. 

Die Finanzmarktjongleure haben uns  die schwerste Wirtschaftskrise der Nach-
kriegszeit beschert. Mit ihrer Casinomentalität haben sie sich schlichtweg verzockt. 
Im Spätsommer 2008 stand das internationale Finanzsystem und damit die Weltwirt-
schaft kurz vor dem Zusammenbruch. Ursache dieser Krise war die Marktgläubigkeit 
der meisten Wirtschaftswissenschaftler und die Gier der meisten Manager in dieser 
Branche. Geld sollte mit Geld verdient werden - mit Wetten. 

1980 betrug das weltweite BIP 10,1 Billionen $, die globalen Finanzanlagen betrugen 
12 Billionen $. 2007 betrug das globale BIP 55,5 Billionen $, die Finanzanlagen 197 
Billionen $.  

Schnell war klar, dass wir weder Wissenschaftlern noch Managern, die uns in diese 
Krise manövriert haben, überlassen konnten, die Krise auch noch zu bewältigen. Es 
ist Aufgabe der Politik, die richtigen Schlussfolgerungen zu ziehen. 

Diese Krise hat insoweit zu einer völligen Neubewertung der Aktivitäten von Banken 
und Finanzmärkten geführt. Das betrifft die ökonomische Theorie, aber auch die Rol-
le des Staates in einem marktwirtschaftlichen System.  
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Der Stress begann irgendwo in den Weiten der USA und erreichte Deutschland in 
Gestalt des IKB-Zusammenbruchs. Man erinnere sich an die Schlangen vor der briti-
schen Bank Northern Rocks, den Zusammenbruch von Bear Stearns, die Landes-
banken und natürlich Lehman Brothers. Die Commerzbank, die HRE und andere 
mussten gerettet werden. Nach dem 15. September war jedem klar, wie gravierend 
die Krise wirklich war. Sie wurde verursacht von einem Finanzmarkt, über den es 
später hieß: Kein Risikobewusstsein, keine Kontrolle, keine Moral! Diese Krise hat zu 
einer völligen Neubewertung der Aktivitäten von Banken und Finanzmärkten geführt. 
Das betrifft die ökonomische Theorie, aber auch die Rolle des Staates in einem 
marktwirtschaftlichen System.  

Der Stress begann irgendwo in den Weiten der USA und erreichte Deutschland in 
Gestalt des Zusammenbruchs der IKB Deutsche Industriebank AG. Man erinnere 
sich an die Schlangen vor der britischen Bank Northern Rocks, den Zusammenbruch 
der US-amerikanischen Bear Stearns, die deutschen Landesbanken und natürlich 
Lehman Brothers. Die Commerzbank, die Hypo Real Estate und andere mussten 
gerettet werden. Nach dem 15. September war jedem klar, wie gravierend die Krise 
wirklich war. Sie wurde verursacht von einem Finanzmarkt, über den es später hieß: 
Kein Risikobewusstsein, keine Kontrolle, keine Moral! 

 

 

3.2 Ein Blick auf das Ursachenbündel der Krise zeigt: 

� To big to fail: Banken und andere Unternehmen gelten als systemrelevant oder 
too big to fail (englisch: „Zu groß, um zu scheitern“), wenn sie so groß sind, dass 
ihre Insolvenz für die Volkswirtschaft teurer ist als die gemeinschaftlichen Kosten 
für die Rettung vor der Insolvenz. Sie werden vom Staat oder von internationalen 
staatlichen Organisationen gerettet, um eine weiterreichende Gefahr für die ge-
samte Volkswirtschaft bzw. das gesamte Wirtschaftssystem durch ihre Insolvenz 
abzuwenden.  

� Geld war viel zu billig  

� Toxische Papiere (Toxic Assets): gemeint sind Verbriefungen und Verbriefungen 
von Verbriefungen: CDO`s (Colleteralized Debt Obligations), CDS (Credit Default 
Swaps – Kreditausfallversicherungen). Der CDS Markt (Kreditausfallversicherun-
gen) wuchs zwischen 2002 bis 2007 von 2 Billionen $ auf 60 Billionen $. 

� Viele Vorstände von Banken wussten nicht, was sie sich da ins Portfolio geholt 
haben. Die Landesbanken hatten zu viel Geld und wussten nicht wohin damit. 

� Spekulation und Immobilien-Blasen (USA, Spanien)  

� Mangelnde Aufsicht und Rivalität (BaFin und Bundesbank) 

� Jagd nach Rendite und Boni. Es ging um unvorstellbare Summen. 
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� Willfährige Ratingagenturen. Sie verdienten am Rating. Jeder Schrott wurde mit 
AAA bewertet. 

� Zweckgesellschaften – außerbilanzielle Aktivitäten. 

� Bankvorstände erfinden Produkte, Aufsichtsräte genehmigen, Rating Agenturen 
bewerten, Zentralbanken geben Geld, Unternehmen verkaufen Forderungen An-
leger, Sparer sind auf der Jagd nach der höchsten Rendite und Politik und Auf-
sichtsbehörden schaffen den Rahmen. So lief es. 

 

„Vielleicht ist die unsichtbare Hand auf vielen Märkten deshalb unsichtbar, weil es sie 
gar nicht gibt“, formulierte Josef E. Stiglitz. 

Diese Krise ist auch eine Krise der ökonomischen Theorie, die von der Allmacht der 
Märkte ausgeht. Sie ist vor allem eine Krise der liberalen und Neoliberalen Theorie, 
der lange Zeit herrschenden Lehre. 

Märkte werden von Menschen gemacht – oder von Computern, die wiederum von 
Menschen programmiert werden – und Menschen verhalten sich häufig nicht rational. 
Erst jetzt beginnen sich relevante Teile der ökonomischen Zunft darauf zu besinnen, 
dass der Mensch kein absolut rational handelndes Wesen ist, das alle vorhandenen 
Informationen optimal verarbeitet. Im Gegenteil verhält er sich häufig eher wie ein 
Herdentier, dass den anderen auch denn noch nachläuft, wenn schon alles zu spät 
ist. Das System tendiert eben nicht permanent zu einem Gleichgewicht, wenn man 
es nur möglichst ungestört agieren lässt. Diese Erkenntnis ist schlecht für die Mo-
dellökonomie, obwohl sie schon sehr alt ist. 

Je mehr der Finanzmarkt in einem Land sich selbst überlassen war, desto stärker 
war die dann folgende Rezession, was zahlreiche Studien belegen. 

Zukünftig sollte es kein Produkt, keinen Finanzplatz mehr ohne Regulierung geben, 
forderte dann die G 20. Das war der Ruf nach dem Primat der Politik, nach einem 
Mehr an Regulierung. Was ist das Ziel einer vernünftigen Regulierung? 

1. Zu verhindern, dass eine solche Finanzmarktkrise noch einmal entsteht.  

2. Keine Haftung des Steuerzahlers bei einer weiteren Krise. 

3. Sand in das Getriebe völlig überhitzter Finanzmärkte zu werfen. 

Finanzmärkte werden im Kapitalismus immer krisenanfällig bleiben. Finanzmarktkri-
sen hat es auch schon in vorkapitalistischen Zeiten gegeben. Die Konsequenz muss 
daher lauten, die Kollateralschäden möglichst gering zu halten und das Risiko eines 
Crashs deutlich zu reduzieren. 

Das Eigenkapital trägt die Verluste der Geschäftstätigkeit einer Bank und sichert die 
Zahlungsfähigkeit (Solvenz). Das Kreditwesengesetz schreibt in § 10 vor, dass eine 
„angemessene Eigenkapitalausstattung“ der Kreditinstitute vorhanden sein muss. 
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Die Stärkung der Eigenkapital- und Liquiditätsausstattung ist notwendig, um die Kri-
senfestigkeit des Bankensystems zu erhöhen. Die quantitative und qualitative An-
hebung der Eigenkapitalausstattung erhöht die Risikovorsorge der Kreditinstitute. Es 
muss der Grundsatz “same risk, same rules“ – also gleiches Risiko, gleiche Regeln - 
gelten. 

Damit wären wir bei Basel III. Ein wesentlicher Baustein für eine Neujustierung der 
Finanzmärkte sind die Vorschläge des sog. Baseler Ausschusses für Bankenauf-
sicht, der strengere Regeln zur Regulierung des Finanzsystems vorgelegt hat. Im 
Vordergrund stehen dabei Regelungen zur Eigenkapitalunterlegung. Die EU-
Kommission hat weitgehend die Empfehlungen des Baseler Ausschusses übernom-
men, die für international tätige Banken formuliert wurden. 

Inzwischen wurde das so genannte CRD-IV-Umsetzungsgesetz im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht, mit dem insbesondere die notwendigen Änderungen am Kredit-
wesengesetz beschlossen wurden. 

Zusätzlich brauchen wir eine sogenannte Leverage Ratio, eine nicht risikogewichtete 
Schuldenobergrenze. Sie ist eine wirksame Maßnahme, um eine ausufernde Fremd-
finanzierung der Banken zu verhindern. Sie ist damit eine sinnvolle Ergänzung der 
risikogewichteten Eigenkapitalunterlegung.  

Aus den USA stammt eine Begrifflichkeit – übrigens bereits im Jahr 1914 in einer 
ersten Finanzkrise geprägt - die heute eine große Rolle spielt: „Too big to fail“. Etwas 
ist zu groß, um zu scheitern. Oder anders ausgedrückt: etwas ist so groß, dass ein 
Scheitern einen dramatischen negativen  Dominoeffekt für andere Bereiche nach 
sich ziehen würde. 

Genau mit diesem Phänomen sind wir in dieser Finanzmarktkrise konfrontiert wor-
den. Der drohende Zusammenbruch eines systemrelevanten Kreditinstituts könnte 
dramatische Folgen für die Stabilität des gesamten Finanzsystems haben und un-
übersehbare negative Folgen für die Gesamtwirtschaft nach sich ziehen. Der Begriff 
„Bankenrettung“ ist deshalb falsch und irreführend. Es ging um Menschen, Sparer, 
Arbeitnehmer und Menschen, deren Arbeitsplätze von Krediten abhängen. Sie wur-
den gerettet, weil wir die Banken gerettet haben. Mit dem Ergebnis, dass ein zentra-
ler Mechanismus, der konstitutiv für eine Marktwirtschaft ist, außer Kraft gesetzt wur-
de: Risiko und Haftung gehören zusammen. 

Wenn ein Unternehmen schlecht wirtschaftet, nicht wettbewerbsfähig ist, muss es 
vom Markt verschwinden. Wenn das für den Bankensektor nicht mehr gilt, ist das 
natürlich attraktiv für Anleger unter dem Aspekt der Sicherheit ihrer Einlagen. Und 
natürlich für Bankmanager, die verleitet werden, besonders risikoreiche und wag-
halsige Geschäfte zu tätigen, um exorbitant hohe Boni und Gehälter zu finanzieren. 



Wie verändert sich die Arbeitswelt im Zeichen der Finanzkrise? 

49 

Die Ratingagenturen tun noch ihr übriges, weil sie wegen der unterstellten Staatshilfe 
im Notfall höhere Ratings, vergeben und damit den systemrelevanten Instituten 
finanzielle Vorteile bei der Refinanzierung verschaffen. 

Ziel musste es nun sein, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, die sicherstel-
len, dass eine solche Krise sich nicht wiederholt. 

Die Quintessenz aus dieser Analyse muss daher für die Politik  sein, die „Too-big-to-
fail-Doktrin“ zu durchbrechen, indem ein Kreditinstitut in einer Krise filetiert und zer-
schlagen wird und nur das erhalten wird, was aus Gründen der Systemstabilität er-
halten werden muss. Damit sind wir beim Restrukturierungsgesetz. Ein Teil davon 
betrifft die Bankenabgabe. Der erste Teil des Gesetzes beruht auf den Arbeiten von 
Frau Zypries, der damaligen Justizministerin, und Peer Steinbrücks, des ehemalige 
Finanzministers. Das Bundeskabinett hat am 2.3.2011 - basierend auf einer entspre-
chenden Ermächtigung im Restrukturierungsfondsgesetz, die Restrukturierungs-
fonds-Verordnung (RStruktFV) beschlossen. Sie wurde mit Veränderungen als Kom-
promiss mit dem Bundesrat beschlossen. Auf dieser Grundlage wird künftig eine 
Bankenabgabe erhoben werden. 

Es gibt inzwischen zwei konkrete Rechtsakte der EU in Bezug auf eine Abwicklung 
und Sanierung von (Groß-)Banken: Die Richtlinie zur Festlegung eines Rahmens für 
die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (BRRD) Mit 
dem Richtlinienvorschlag vom 6. Juni 2012 soll ein europäisches Abwicklungs- und 
Sanierungsregime für Banken geschaffen werden.  

Ferner die Verordnung für einen einheitlichen Mechanismus zur Bankenabwicklung 
(SRM). Dieser Verordnungsvorschlag vom 10. Juli 2013 sieht die Schaffung eines 
einheitlichen Abwicklungsmechanismus und einen aus Bankenbeiträgen finanzierten 
einheitlichen Abwicklungsfonds vor. Die Verordnung soll für alle Banken mit Sitz in 
den EU-Staaten gelten, in denen die EZB künftig für die Bankenaufsicht zuständig ist 
(Single Supervisory Mechanism, SSM). 

Die EU-Finanzminister einigten sich am 18. Dezember 2013 in Brüssel auf die 
Grundzüge eines gemeinsamen Mechanismus zur künftigen Abwicklung maroder 
Geldhäuser (SRM). Neben einer einheitlichen Aufsicht unter dem Dach der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) ist die zweite wichtige Säule der Bankenunion damit auf 
den Weg gebracht. Den Bestimmungen muss noch das EU-Parlament zustimmen. 
Die Verhandlungen sollen noch in dieser Legislaturperiode zum Abschluss gebracht 
werden, bevor im Mai 2014 ein neues EU-Parlament gewählt wird.] 
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Wie ist das Ergebnis politisch zu bewerten? 

Die Bundesregierung geht von ca. 1 MRD € Einnahme pro Jahr für die Bankenabga-
be aus. Das bedeutet, dass es ca. 70 bis 100 Jahre dauert, bis ein ausreichend di-
mensionierter Betrag für eine mögliche neue Finanzmarktkrise zu Verfügung steht. 
So lange bleibt der Steuerzahler in der Verantwortung. 

Leider ist das Aufkommen real noch deutlich geringer und liegt bei 500 bis 600 Mio. 
Euro. Es gibt ein Instrument, das wirklich eine Beteiligung des Finanzsektors, nicht 
nur der Banken, an den Kosten der Krise sicherstellen würde. Dies ist die Fi-
nanztransaktionssteuer, die wir seit langer Zeit fordern. 

Wir sehen es nicht ein, dass man Mehrwertsteuer auf jede Dose Hundefutter bezah-
len muss, dass es im Finanzbereich aber gänzlich ohne geht. Wir sprechen bei einer 
Steuer von 0,05 % über Einnahmen von ca. 20 MRD €. Sie belastet die spekulativen, 
die stark gehebelten Geschäfte und hätte damit die gewünschte Lenkungswirkung. 

Am 14. Februar 2013 legte die Europäische Kommission einen Vorschlag für eine 
Richtlinie des Rates über die Umsetzung einer Finanztransaktionssteuer vor. Wie 
von den elf Mitgliedstaaten erbeten, spiegelt dieser Vorschlag den Anwendungsbe-
reich und die Ziele eines ursprünglichen FTS-Vorschlages, wobei ebenso Maßnah-
men gegen Steuerumgehung und Verlagerungen in andere Steuergebiete verstärkt 
werden. Durch die FTS soll der Finanzsektor angemessen an den Kosten des Wie-
deraufbaus der Wirtschaft und der Stärkung der öffentlichen Finanzen der teilneh-
menden Mitgliedstaaten beteiligt werden. Das jährliche Steueraufkommen wird auf 
30 – 35 Milliarden Euro bzw. 0,4 – 0,5 % des BSP der teilnehmenden Mitgliedstaaten 
geschätzt. Die Verhandlungen dauern indes an.] 

 

 

3.3 Regulierung der Finanzmärkte! 

Das Weltsozialprodukt betrug 2010 63 Billionen $ - 87 Billionen betrug das Volumen 
gehandelter Aktien und Bonds – 601 Billionen $ außerbörslich gehandelte Finanz-
derivate – 955 Billionen Devisengeschäfte. 

Größtenteils handelt es sich hier um OTC-Handel. Damit sind finanzielle Transaktio-
nen zwischen Marktteilnehmern gemeint, die nicht über die Börse abgewickelt wer-
den. OTC steht dabei für den englischen Begriff „Over The Counter”, was mit „über 
den Tresen” übersetzt werden kann. Der OTC-Handel bezeichnet überwiegend auf 
elektronischem Wege getätigte Geschäfte. Eigentlich ist die Bezeichnung falsch, 
denn gehandelt wurde unter dem Tisch über ungeregelte Märkte. Derivate sind Wet-
ten, Wetten auf Preise. Derivate können sinnvoll sein, wenn sich z.B. ein Unterneh-
men gegen Wechselkursrisiken oder Rohstoffpreisschwankungen absichern will.  
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Aber dies ist der geringste Teil des Marktvolumens. Zukünftig sollen die problemati-
schen Transaktionen über zentrale Gegenparteien erfolgen. 

Mittels der von der EU inzwischen erlassenen European Market Infrastructure Regu-
lation (EMIR) sollen systemische Risiken im europäischen Derivatemarkt einge-
dämmt werden. Aus EMIR ergeben sich Pflichten für bestimmte Parteien von 
Derivatetransaktionen. Dies beinhaltet auch Mitteilungen an die BaFin und ESMA. 
Für standardisierte OTC-Derivate wurde eine Clearingpflicht eingeführt. Die Clea-
ringpflicht gilt für finanzielle Gegenparteien, die in der Europäischen Union beaufsich-
tigt werden. 

Um die Transparenz zu erhöhen, sind Derivategeschäfte an ein Transaktionsregister 
zu melden. Die EU-Verordnung regelt zudem die Anforderungen für die Zulassung 
und laufende Beaufsichtigung von zentralen Gegenparteien und sieht eine verstärkte 
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden vor. 

 

Trennbanken: 

Die Finanzindustrie hat sich vielfach von der Realwirtschaft entkoppelt. „Viele zwei-
feln am Geschäftsmodell der heutigen Banken – mittlerweile auch viele Banker“, 
schrieb das Handelsblatt unlängst. 

Eine zweite Weltfinanzkrise wäre für eine Demokratie kaum noch zu bewältigen, und 
wenn man sich das bisher kaum regulierte Schattenbankensystem und die großen 
aktuellen Krisenherde anschaut, bleibt die Schlussfolgerung: Es müssen noch viele 
Leitplanken errichtet werden. Banken müssen wieder ihre dienende Rolle für die  
Realwirtschaft als zentrale Aufgabe begreifen und dürfen sich nicht als Casino ver-
stehen. Deshalb ist unser Vorschlag: Trennung von Normalbank/Privatkunden-
geschäft und Casino/Investmentbanking. 

 

 

3.4 Auswirkungen auf die Realwirtschaft 

Wie hat sich diese Krise bisher auf die Realwirtschaft und damit auf die Arbeitsmärk-
te ausgewirkt?  

Rund 30 Millionen Arbeitsplätze sind nach UN-Angaben bereits durch die Finanz- 
und Wirtschaftskrise verloren gegangen. Für 2013 prognostizieren sie den Verlust 
von weiteren 7 Millionen Arbeitsplätzen. Etwa ein Drittel der Arbeitslosen ist jünger 
als 25 Jahre. Jährlich erreichen nach Angaben der ILO ca. 40 Millionen junge Men-
schen das arbeitsfähige Alter. Hier muss man stark differenzieren zwischen Deutsch-
land und dem Rest der Welt. Blicken wir auf Deutschland. 
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1. Die Arbeitswelt befindet sich seit geraumer Zeit in einem rapiden Wandel.  
Die Stichworte sind bekannt: Neue Arbeitsverhältnisse (Projekt-, Honorar-und 
Zeitverträge); mehr Flexibilität, weniger Sicherheit; Demographischer Wandel 
(derzeit haben wir 44 Millionen Erwerbstätige, 2030 nur noch ca. 38 Mio.); 

2. Seit dem Zusammenbruch des kommunistischen Systems kam eine Milliarde 
Arbeitskräfte neu auf den Weltmarkt und steht in Konkurrenz mit unseren  
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Dieser Prozess der Globalisierung geht 
einher mit einem rapiden Strukturwandel, nicht nur in Deutschland, sondern auch 
in China. 

3. In Deutschland hat es trotz Krise keine Massenarbeitslosigkeit gegeben. Mit 
Kurzarbeiterregelung, Abwrackprämie und Konjunkturprogrammen hat man hier-
zulande klug auf die Krise reagiert. 

 

 

3.5 Auswirkung auf die Finanzindustrie? 

Die Regulierung verändert diese Welt. Der Finanzsektor ist kleiner geworden und 
wird weiter schrumpfen. 

Die Bankenbranche steht vor einem Jobkahlschlag. Bis zu 10 % der Stellen im  
Investmentbanking sind zusätzlich bedroht. Bis Anfang 2012 wurden weltweit bereits 
100.000 Jobs gekappt. Vor allem in London und New York. 

Das gilt auch für die Deutsche Bank. Sie hat vor allem im Investmentbanking erheb-
lich gestrichen. Dabei will die Deutsche Bank beim Universalbankenmodell vom  
Privatkunden- bis zum Kapitalmarktgeschäft bleiben. Aber sie will auch in Zukunft am 
Investmentbanking festhalten. 

Anders verhält sich die Schweizer Bank UBS, die fünftgrößte Bank Europas, sie will 
ihr Geschäftsmodell verändern und sich von einem Teil der Zockersparte trennen. 
Die Entlassung von 10000 Beschäftigten läuft. Dies ist der radikalste Umbau in einer 
Bank in Europa – bisher.  

Wesentliche Ursache sind die verschärften Eigenkapitalanforderungen für den  
Investmentbereich. Regulierung wirkt hier, weil die Schweiz die Schraube für ihre 
Banken noch einmal angezogen hat. 
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3.6 Schlussfolgerungen  

Die Zeiten von Gordon Gecko – wir kennen ihn noch als Michael Douglas verkleidet 
aus dem Film Wall Street – sind vorbei. Gier ist nicht mehr gut. Im Investmentban-
king steckt letztlich zu viel Risiko und kriminelles Potential. Die Manipulation des  
LIBOR Zinssatzes hat dies noch einmal deutlich gemacht. 

Die Commerzbank hat verkündet 6000 Jobs zu streichen. Dort wird händeringend ein 
adäquates Geschäftsmodell gesucht  Die Krise der Landesbanken (West-LB) ist kei-
nesfalls überwunden. 

Der Weg vom Investmentbanking hin zum realen Kundengeschäft muss konsequent 
weiter beschritten werden. Dies ist ein steiniger Weg. Der völlig überdimensionierte 
Finanzsektor wird in Zukunft drastisch schrumpfen. 

Welche Auswirkungen werden die Veränderungen in den Finanzmärkten für andere 
Sektoren der Volkswirtschaft haben? Der ehemalige Gouverneur der Bank of Eng-
land, Sir Mervyn King, hat deutlich gemacht, dass die Folgen der globalen Finanz-
marktkrise noch jahrzehntelang spürbar sein werden. Die Industrieländer stehen vor 
großen Anpassungen nach einer Zeit wachsender Handelsdefizite, gestiegener Ver-
schuldung und Bankensysteme. Das war die englische Perspektive. Aus deutscher 
Sicht wird aus Handelsdefizit ein großer Überschuss. 

Kann die Welt (Europa?) in Zukunft mit so großen Ungleichgewichten leben? Die 
Antwort lautet: Sie wird es müssen! Es ist naiv zu glauben, dass industrielle Struktu-
ren, die verschwunden sind, wieder aufgebaut werden können. Das Beispiel England 
zeigt es. Dort hieß die Maxime: Industrie kann gehen – Finanzindustrie soll kommen. 
Mit den bekannten Folgen. Deutschland hat diesen Fehler nie gemacht.  

Die OECD hat eine Projektion der Weltwirtschaft bis 2060 veröffentlicht. Ergebnis: 
Der Aufstieg Asiens ist unaufhaltsam, genauso wie der Abstieg der G 7. 

In diesem Jahr wird die Wirtschaftsleistung Chinas erstmals größer sein als die der 
gesamten Eurozone! In weniger als 20 Jahren ist China weltweit die Nummer 1 und 
Indien produziert dann mehr als die Euro Zone. Prognosen sind deshalb schwierig, 
weil sie die Zukunft betreffen, möchte man auch an dieser Stelle sagen. 

Die Annahmen der OECD Studie sind: Die aktuelle Krise beschädigt das langfristige 
Wachstumspotential der Weltwirtschaft nicht, ungeordnete Staatspleiten sind nicht 
vorgesehen, es gibt weder Handelskriege noch Produktionsausfälle aufgrund von 
Umweltzerstörung.  

Das ist das Liebenswerte an der Ökonomie. Das ist Wissenschaft à la Musikanten-
stadel. Dort wird einem auch permanent eine heile Welt vorgegaukelt.  

Wenn die Ökonomie es nicht schafft, über den Tellerrand ihres Modellbaukastens auf 
die reale Welt zu schauen, wird ihre Bedeutung rapide sinken.  
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Zurück nach Deutschland. Was sind mögliche ökonomische Konsequenzen der  
Regulierung? Welche Auswirkungen auf Realwirtschaft und Beschäftigung sind zu 
erwarten? Wie wird sich der Außenhandel entwickeln und wie die Investitionen? 

Irland und Spanien können den Rettungsschirm inzwischen wieder verlassen - und 
damit als erste Euro-Krisenländer finanziell wieder auf eigenen Füßen stehen. Das 
Programm für Irland lief im Dezember 2013 aus, das spanische Programm für maro-
de Banken im Januar 2014. Aber auch Italien, Frankreich, Belgien und Holland ste-
hen vor großen Herausforderungen. Es geht nicht nur um öffentliche, sondern auch 
um private Verschuldung.  

Die Vielzahl von Regulierungsmaßnahmen, die umgesetzt wurden oder noch in der 
Pipeline sind, haben auf Dauer eine Konsequenz: Sie führen bei den Banken zu ei-
nem Deleveraging, einer Bilanzverkürzung und damit Reduzierung der Kreditverga-
be. Dies gilt besonders für die neuen Eigenkapitalregeln. Es gibt immer wieder Kla-
gen einzelner Unternehmen, das Kreditvergabeverhalten der Banken habe sich ver-
ändert. Noch hat die EZB die Liquiditätsversorgung der Banken auf Volllast gestellt. 
Die Zahlen geben noch keine Hinweise auf eine Kreditklemme. 

Das gilt jetzt, in Zukunft wird es hier eine deutliche Veränderung geben. 

Eine Reihe von Unternehmen nutzen inzwischen alternative Finanzierungsformen. 
Sie begeben eigene Anleihen und versuchen sich so von der Kreditfinanzierung der 
Banken zu lösen. 

Man könnte jetzt noch sehr viel weitergehende Spekulationen anstellen. Aber es 
bleiben Spekulationen. Die Realität hält immer Überraschungen bereit. 

Wir leben in einer Zeitenwende. Der Finanzkapitalismus ist nicht mehr das, was er 
einmal war. Die weitere Entwicklung, die Auswirkung auf Konjunktur und Beschäfti-
gung, wird ganz wesentlich von einer komplexen Vielfalt von Faktoren abhängen. Ein 
paar mögliche und wahrscheinliche Entwicklungen habe ich skizziert. Aber wie sagte 
ein Deutscher Denker zu Recht: Es kommt immer ganz anders! 
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Abb. 3.1 Prof. Dr. rer. pol. Ralf Pieper leitete am 13. November 2012 das 

85. Sicherheitswissenschaftlichen Kolloquium thematisch ein und ... 

 

 
 
Abb. 3.2 ... Manfred Zöllmer, MdB, skizzierte beim Kolloquium in Wuppertal die 

Ziele einer vernünftigen Regulierung der internationalen Finanzmärkte. 
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4 Auf dem Weg in die Sicherheitsgesellschaft 
(PETER IMBUSCH) 

 

86. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 11. Dezember 2012 
in Wuppertal 

 

Prof. Dr. Peter Imbusch 
Lehrstuhl Soziologie der Politik,  
Bergische Universität Wuppertal 

 

 

 

 

Abb. 4.1 Prof. Dr. Peter Imbusch vom Lehrstuhl Soziologie der Politik der  
Bergischen Universität Wuppertal zusammen mit Prof. Dr. Ralf Pieper 
(Bergische Universität Wuppertal) zum Start des 86. Sicherheits-
wissenschaftlichen Kolloquiums in Wuppertal (v.l.n.r.). 
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5 Psychische Belastungen bei der Arbeit aus 
Arbeitgebersicht (NORBERT BREUTMANN) 

 

87. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 15. Januar 2013 
in Wuppertal 

 

Dipl.-Ing. Norbert Breutmann 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), Berlin 

 

 

5.1 Einleitung 

Ausgelöst durch die in den Berichten der Krankenkassen veröffentlichten Zahlen 
stark steigender krankheitsbedingter Ausfalltage aus der Diagnosegruppe „psychi-
sche Störung“ wurden in verschiedenen Veröffentlichungen die Gründe hierfür aus-
schließlich in den modernen gewandelten Arbeitsbedingungen gesucht. Dies führte 
zu der politischen Forderung des DGB eine Anti-Stress-Verordnung von der Politik 
zu erlassen, um Gestaltungsmängel in der Arbeit von Heute über das übliche Auf-
sichtshandeln sanktionieren zu können. In diesem Diskussionsprozess ist die Ver-
pflichtung zu einer ganzheitlichen Gefährdungsbeurteilung unter Einbeziehung der 
psychischen Belastungsfaktoren gewerkschaftsseitig angemahnt worden. Die Arbeit-
geber erkennen die Verpflichtung zur Berücksichtigung psychischer Belastungen, die 
das Potenzial haben gesundheitliche Gefährdungen für Mitarbeiter darzustellen an. 
Da jedoch bisher der Fokus der Aufsichts- und Beratungstätigkeit aller Arbeits-
schutzexperten sowohl der Gewerbeaufsichten der Länder als auch denen der Un-
fallversicherung auf der Betrachtung der physikalischen Belastungen und den daraus 
erwachsenden Gefährdungen lag, fehlt es an Erfahrung und Handlungssicherheit bei 
der Erfassung arbeitsbedingter psychischer Belastungen und an klaren Vorstellun-
gen, ab welcher Belastung das Risiko für gesundheitliche Beeinträchtigungen be-
steht und das Arbeitssystem im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung durch geeigne-
te Maßnahmen entsprechend umgestaltet werden sollte.  

Um die erforderlichen Erfahrungen zu sammeln, praxisunterstützenden Instrumente 
bereitzustellen, ist im Rahmen der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie 
(GDA) das Programm ab 2013 bis zum Jahr 2018 mit dem Titel „Schutz und Stär-
kung der Gesundheit bei arbeitsbedingten psychischen Belastungen“ aufgelegt wor-
den.  
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Trotz der Anerkennung der Pflicht die Gefährdungsbeurteilungen entsprechend zu 
ergänzen, bestreiten die Arbeitgeber die monokausale Herleitung aus den Diagnose-
veränderungen für Abwesenheitszeiten allein auf den Zustand der Arbeitsbedingun-
gen zurückzuschließen. 

Losgelöst von der Ursachenherleitung wird die wachsende Bedeutung der psychi-
schen Gesundheit der Beschäftigten im Rahmen der betrieblichen Praxis von den 
Arbeitgebern anerkannt und zum Teil in eigenen Handlungsstrategien zusätzlich zu 
der Verpflichtungen aus dem Arbeitsschutzgesetz umgesetzt.  

Deshalb engagieren sich die Unternehmen, um psychisch bedingte Fehlzeiten und 
Leistungseinschränkungen ihrer Mitarbeiter zu vermeiden. Neben der Aufgaben der 
Arbeitsgestaltung betrachten die Unternehmen besonders die langwierigen Krank-
heitsverläufe für Mitarbeiter mit psychischen Diagnosen und die große Anzahl von 
Frühverrentungen aus diesen Vorerkrankungszusammenhängen mit Sorge. Lö-
sungsansätze aus einzelnen Unternehmen sind beispielhaft in diesem Beitrag aufge-
führt. 

 

 

5.2 Chancen und Grenzen der Prävention durch Arbeitsplatz-
gestaltung und Arbeitsorganisation 

In den von verschiedenen großen Krankenkassen und der DGUV gemeinsam ver-
antworteten IGA-Fakten Blatt 1 „Psychische Gesundheit im Erwerbsleben“ wird die 
Psychische Störung als das Ergebnis der Wechselwirkung von belastenden Ereig-
nissen oder von belastenden Lebenssituationen und einer bestimmten individuellen 
„Verletzlichkeit“ definiert. In dieser Definition wird nicht zwischen den Quellen der 
Belastungen aus der Arbeitswelt oder dem Privatleben unterschieden und es wird 
der starke Einfluss der persönlichen Eigenschaft der Verletzlichkeit betont. In der 
gleichen breit anerkannten Information wird bei den Einflussfaktoren in die persönli-
chen Bewältigungsmöglichkeiten und in dem sozialen Rückhalt im privaten, gesell-
schaftlichen und betrieblichen Kontext unterschieden. Kommen wir zurück zu der 
These der allein krank machenden modernen Arbeitswelt finden sich in dieser Defini-
tion lediglich am Rande die Hinweise auf die positive Wirkung von sozialer Unterstüt-
zung im betrieblichen Kontext. Wenn dieser nicht gegeben ist, kann hier natürlich von 
einer Teilbelastung gesprochen werden, die aber in der Gesamtbetrachtung des Tex-
tes in ihrem Einfluss sehr stark relativiert wurde.  

Werden Ursachenforschung nach der Vermutung der gewerkschaftlichen Betrach-
tungen angestellt, was sich denn in der Arbeitswelt in den letzten Jahren verändert 
hat, kombiniert mit der Frage inwiefern damit die Profile der psychischen Belastung 
verändert wurden, gelten folgende Beobachtungen als allgemein akzeptiert: Durch 
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Strukturwandel, Verschärfung des internationalen Wettbewerbs und der Globalisie-
rung sind die Veränderungsdynamik in der Wirtschaft deutlich beschleunigt und die 
Komplexität der Arbeit und des gesamten Wirtschaftsgefüges stark gestiegen.  

Eine mögliche psychische Folge kann eine Zunahme der Angst vor Verlust des Ar-
beitsplatzes sein. Zumindest können Ängste auch bei sicheren Arbeitsverhältnissen 
durch die beschleunigte Veränderung der Arbeitsinhalte dadurch hervorgerufen wer-
den, dass Zweifel an die eigene Anpassungsfähigkeit zu einer generellen Verunsi-
cherung führt. Der leitende Werksarzt der Siemens AG hatte hierzu in einem Inter-
view die These gewagt. 

Zitat: „Da Unternehmen weiter rationalisieren müssen, führt dies durch Arbeitsver-
dichtung zu einer Zunahme vor allem von psychosomatischen Erkrankungen.“ 

In einem Aufruf einer großen Anzahl von Leitern verschiedenster psychosomatischer 
Kliniken veröffentlicht im Magazin Fokus, werden zwei wesentliche Gründe für den 
Anstieg an psychischen Störungen genannt. Erstens die Belastungsverdichtung 
durch Leistungsanforderungen, Informationsüberflutung, seelische Verletzungen so-
wie Konsumverführungen mit Anteilen aus dem Privatleben und der Arbeit und zwei-
tens mit gleicher Relevanz die Reduktion der sozialen Beziehungen qualitativ als 
auch quantitativ auf ein Minimum. Die Folgen dieser Entwicklungen werden mit einer 
verminderten Lebensbewältigungskompetenz breiter Bevölkerungsschichten be-
schrieben. 

Zitat: „Viele Menschen haben keine ausreichende eigene Kompetenz, ihr Leben zu 
gestalten, psychosoziale Problemlagen zu lösen und erfüllende soziale Beziehungen 
einzugehen“. 

Diese Entwicklung wird als allgemein und grundlegend der modernen Gesellschaft 
beschrieben, für die kein bestimmter Sektor, also auch nicht die veränderte Arbeits-
welt, allein verantwortlich ist. 

Werden die Einflüsse, die bei der Entstehung einer psychische Störung hauptsäch-
lich zu nennen sind, untersucht, gibt es widersprüchliche Schätzungen zu dem Ein-
fluss der arbeitsbedingten Faktoren. In einer Befragung im Rahmen eines Projektes 
der e-on Energie haben Therapeuten zu der Frage der Relevanz verschiedener Le-
bensbereiche auf die psychische Gesundheit über 40% den Merkmalen der Perso-
nen zugeordnet, den Arbeitsbedingungen wird in etwa mit 25% der gleiche Stellen-
wert beigemessen wie der Familie und dem Freundeskreis. Zum Schluss wird die 
Freizeitgestaltung mit immerhin noch 12% genannt. Dies belegt das vielschichtige 
Verursachungsspektrum psychischer Störungen. Neben den destabilisierenden Ef-
fekten der Arbeit in bestimmten Fallstellungen besteht generell Einvernehmen in der 
Fachwelt zur Salutogenese der Arbeit, das heißt den positiven psychischen Effekten 
auf die Persönlichkeit der Beschäftigten. Arbeit ermöglicht als wesentliche soziale 
Kategorie die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Zu den manifesten Funktionen 
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der Arbeit (Sicherung von Lebensunterhalt) kommen die latenten Funktionen der Ar-
beit wie Anerkennung, Sinnstiftung, Zeitstrukturbildung, Ermöglichung sozialer Kon-
takte, übergeordnete Ziele (ich will gute Autos bauen oder Patienten helfen) und der 
Beitrag zur Identitätsbildung (Stolz auf die Früchte der eigenen Arbeit). 

 

 

5.3 Warum lohnt es sich die psychische Gesundheit in der  
Arbeitswelt zu fördern? 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass es sowohl für Arbeitgeber aber auch für jeden 
Einzelnen Arbeitnehmer ein Gewinn ist, die psychische Gesundheit zu beachten und 
zu fördern. Verantwortungsbewusste Unternehmen haben per se die Aufgaben der 
Fürsorge für ihre Mitarbeiter. Der offene konstruktive Umgang mit dem Thema psy-
chische Gesundheit bewirkt, dass Fehlzeiten und Verlust durch Frühverrentung be-
währter Mitarbeiter verhindern werden können, Produktivitätsverluste vermieden 
werden und die Unternehmensattraktivität erhöht wird und dadurch weniger Mitarbei-
ter den Betrieb verlassen und Fachkräfte leichter gewonnen werden können. Der 
Mitarbeiter sollte ein ureigenes Interesse haben seine Gesundheit und sein Wohlbe-
finden, z.B. durch entsprechenden Lebensstil, selbst zu beachten und zu pflegen. 
Ferner ist er in der Regel auch bemüht seine Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten 
und zu fördern, damit er beeinträchtigungsfrei seine berufliche Laufbahn durchlaufen 
kann und gesund das Rentenalter erreicht. Auch wenn noch keine Diagnosen bezüg-
lich psychischer Störungen gestellt worden sind, führt oft mangelhafte psychische 
Gesundheit zu krankheitsbedingten Fehlzeiten. In einer Studie der Techniker Kran-
kenkasse wird davon ausgegangen, dass von bis zu 20 – 40% Leistungsminderung 
bei Mitarbeitern mit Störungen, die noch gar nicht behandelt werden (auch Kurzer-
krankungen) ausgegangen werden kann. Krankschreibungen aufgrund körperlicher 
Diagnosen (z.B. unspezifische Rückenschmerzen) sind um Faktor 3 erhöht, wenn 
der Patient zusätzlich psychische Diagnosen aufweist. Es besteht zusätzlich die Ge-
fahr, dass innerbetriebliche Abläufe gestört werden, Fehlhandlungen und Unfälle 
häufiger auftreten und der Nährboden für schlechtes Betriebsklima gelegt wird und 
die unterschwellige Krankheit Mobbing auslösen kann. 
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5.4 Pflicht für die betriebliche Umsetzung: Arbeitsgestaltung – 
Gefährdungsbeurteilung nach § 5 ArbSchG 

Die generelle psychische Belastung (tätigkeitsbezogen unabhängig von der Person) 
aus der Arbeitsgestaltung, Arbeitsaufgabe und Organisation der Arbeit ist dann in der 
Gefährdungsbeurteilung nach dem Arbeitsschutzgesetz zu behandeln, wenn daraus 
eine Gefährdung für die Gesundheit der Mitarbeiter entstehen kann. Das verfolgte 
Ziel ist die Verbesserung von Sicherheit und Gesundheitsschutz. Die Vorgehenswei-
se dabei ist auf die Belastungspotenziale ausgelegt, berücksichtigt die menschenge-
rechte Gestaltung der Arbeit und untersucht die Tätigkeit im Hinblick auf die psychi-
sche Belastung. In der Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung ergeben sich häufig 
Probleme, da es oft kein Einvernehmen der Betriebsparteien über geeignete Vorge-
henswesen gibt. Erschwerend kommt dazu, dass es anders als bei physikalischen 
Einwirkungen keinen allgemeinen Maßstäbe für die Bewertung gibt, es wird nicht 
gemessen sondern beurteilt. So sind die Fragen der Bewertung nicht leicht zu be-
antworten, wenn kein Einvernehmen über die festgestellte Situation besteht. Das 
heißt; ist das Arbeitssystem so wie es ist grün als in Ordnung zu bewerten oder be-
stehen schon Bedenken also gelb oder ist dringend etwas zu Ändern, da die Gefahr 
einer gesundheitlichen Beeinträchtigung besteht. Dazu kommt, dass für einige in der 
Praxis anzutreffende Problemstellungen, hinsichtlich des gesundheitlichen Wertes 
von Gestaltungselementen, keine ausreichenden wissenschaftlichen Erkenntnisse 
vorliegen. Hierzu zählen vernetzte kognitive Anforderungen wie Mehrmaschinen-
Tätigkeiten oder andere Arbeitsplätze mit Multitaskinganforderungen und das im Bü-
robereich immer stärker anwachsende Problem der Informationsmengensteuerung. 

 

 

5.5 Gemeinsames Programm des Staats, der Länder mit ihren 
Arbeitsschutzbehörden und der Unfallversicherung 
„Schutz und Stärkung der Gesundheit bei arbeitsbedingter 
psychischer Belastung“  

Im direkten Verständnis des Titels des Programms der GDA wird deutlich, dass die 
Ausrichtung weniger Inhalte umfasst als es das Verständnis von dem Handlungsfeld 
psychische Gesundheit im Betrieb langläufig darstellt. In der Umsetzung werden auf-
grund der schlecht entwickelten Ausgangslage an Überzeugung und Erkenntnissen 
und brauchbaren handlungsleitenden Instrumenten größere Schwierigkeiten auszu-
räumen sein. Dabei sind besonders das unzureichend entwickelte gemeinsame 
Grundverständnis und die fehlende Handlungssicherheit der Akteure zu nennen. 
Dieser Ansatz wird deshalb als lernender Prozess beschrieben, bei dem zu Beginn 
viele Voraussetzungen für die Umsetzung nicht erfüllt sind. Dazu kommt, dass es in 
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der Natur der Thematik begründet ist, dass die Programmgestaltung attraktiv sein 
muss, da die meisten vorzunehmenden Maßnahmen, die einen direkten Einfluss auf 
die psychische Gesundheit der Mitarbeiter haben , besonders die der Kooperations-
partner Krankenkassen, zur freiwilligen „Betrieblichen Gesundheitsförderung“ gehö-
ren. Die Umsetzung des GDA-Programms steht unter Zeitdruck, damit mit Erfolgen 
über diesen Weg der Druck in Richtung einer praxisfeindlichen Anti-Stress-
Verordnung reduziert werden kann. 

 

 

5.6 Welche Formen der psychischen Belastung sind  
aufgabenbezogen in der Gefährdungsbeurteilung zu  
berücksichtigen? 

Bisher sicher häufig berücksichtigte Belastungen, die aber vielleicht nicht immer als 
psychische Belastungen verstanden worden sind, sind die psychomentalen Belas-
tungen. Diese ergeben sich aus der Mensch-Maschine-Schnittstelle über Software-
ergonomie oder problematische Sehaufgaben – oder so etwas wie ein überfrachteter 
Bildschirm – Folge, nur unter hoher Anstrengung ermöglichte Informationsaufnahme 
usw. Hierzu zählen auch die Umgebungsbedingungen, die einen Beitrag zur gesam-
ten psychischen Belastung ausmachen können wie nicht gehörgangsschädigender 
Lärm, Hitze und Kälte. 

Ein Teil der Belastungen tritt überwiegend im Dienstleistungsbereich auf. Psycho-
emotionale Belastungen können z.B. im Pflegebereich durch fehlende Abgrenzung 
zum Patientenleid oder Angehörigenleid auftreten. Als Maßnahmen bieten sich Schu-
lungen und soziale Unterstützung der Mitarbeiter an. Ähnliche Belastungen können 
durch unangenehme Kundenkontakte wie Beschwerden im Call-Center, bei Perso-
nenkontrollen beim Stadionzugang oder bei Kontrolleuren im ÖNPV relevant sein. 
Hier können neben Trainings und Zeitbegrenzung klare Regeln helfen, um zu erken-
nen was zumutbar ist und was nicht und welche Maßnahmen angeschlossen werden 
können, wenn der Kundenkontakt eskaliert. Ein anderer Fall ist die emotionale Dis-
sonanz bei der Freundlichkeit geboten ist, auch in spannungsgeladenen Kontakten, 
und unangenehme Dinge positiv herübergebracht werden müssen. 

Eine Sondersituation stellen Restrukturierungsprozesse dar, bei dem aufgrund der 
hohen Dynamik Gefährdungsbeurteilungen im eigentlichen Sinne nicht gemacht 
werden können. Hier gibt es einige Empfehlungen, die aber sehr bedacht berücksich-
tigt werden müssen, damit nicht durch zu viel Transparenz auch das Vertrauen in 
das Unternehmen, auch von Wirtschaftspartnern, erschüttert wird, was die Arbeits-
plätze zusätzlich bedroht. Ein im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung schwer er-
schließbares Feld stellen die psychosozialen Belastungen dar. Es bleibt weiterhin 
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unklar, wie eine Aufsichtsperson bei einer Begehung diese Belastung erfassen kann, 
ohne von Einzelmeinung in seiner Urteilfindung stark beeinflussbar zu sein. Teambil-
dung, Führungsverhalten und Teamfunktionen sind im Unternehmen sicher zu the-
matisieren und auch zu beurteilen, aber die Aufsicht muss dann glauben was doku-
mentiert ist. 

 

 

5.7 Die Kür des betriebliche Handeln: Gesundheitsförderung 
und komplette Gesundheitsmanagementsysteme 

Auf dem Feld der freiwilligen Maßnahmen sind schon eine Vielzahl von Angeboten 
von Unternehmen im betrieblichen Alltag  integriert worden. Alle dienen mehr oder 
weniger dem Ziel, die Gesundheit zu fördern aber auch die Vertrautheit der Mitarbei-
ter mit dem Unternehmen herzustellen und zu erhalten. Über diesen Weg kann die 
Unternehmenskultur positiv gestaltet werden und Verantwortung für die Beschäfti-
gungsfähigkeit der Mitarbeiter von Unternehmensseite übernommen und damit auch 
die psychische Verfassung stabilisiert werden. Angebote wie Stressbewältigung oder 
gezielte Trainings für mehr Widerstandskraft (Resilienz) aber auch Sport, Führungs-
trainings zu gesundem Führen und die Einrichtung von Gesundheitszirkeln sind be-
sonders häufig anzutreffen. 

 

 

5.8 Was können Unternehmen noch tun um Mitarbeiter in  
Krisen gezielt zu unterstützen?  

Ein sehr wichtiger Aspekt hierzu ist die Ansprechbarkeit im Unternehmen für Mitar-
beiter mit Problemen. In Großbetrieben werden hierzu häufig Möglichkeiten über So-
zialberatungen und Betriebsärzte vorgehalten. Darüber hinaus werden Experten-
sprechstunden wie Schuldenberatung, Sucht- und Konfliktberatung aber auch thera-
peutische Erstgespräche angeboten. Immer mehr Unternehmen sind vertraglich mit 
Mitarbeiterberatungsunternehmen (EAP-Anbieter) verbunden, so dass eine breite 
Palette an Beratungsleistung von Mitarbeitern anonym abgerufen werden kann.  

In kleinen und mittelständischen Unternehmen sind Ansprechbarkeiten über eine 
offene Kommunikation vornehmlich über die Vorgesetzten gegeben. Zu beobachten 
ist, dass Unternehmen sich mit regionalen Kompetenzträgern und Einrichtungen des 
Gesundheitswesens vernetzen. Im Handwerk und Kleistunternehmen wird über be-
stehende private Beziehungen zu den Mitarbeitern ein ausgeglichenes Sozialklima 
hergestellt, das eine psychische Robustheit der Mitarbeiter bewirkt. 
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5.9 Bestätigen die in den Berichten der Krankenkassen darge-
stellten Arbeitsunfähigkeitszeiten aufgrund von psychi-
schen Diagnosen die Stereotypen hinsichtlich der dazuge-
hörigen Ursachen im Arbeitsprozess?  

Aus dem BKK-Gesundheitsreport ist zu entnehmen, dass mit stark wachsenden An-
teilen über die Jahre die Abwesenheitszeiten mit psychischen Diagnosen bei Kran-
kenpflegeberufen, Wächtern/Aufsehern und Eisenbahnschaffnern hervorstechen. 
Sieht man sich daraufhin deren Herausforderungen aus der Tätigkeit an, fallen schon 
Merkmale wir emotionale Belastungen schwierige Kundenkontakte oder Monotonie 
und Arbeitsplatzunsicherheit auf. Spiegelt man aber die Berufe mit den dazugehöri-
gen AU-Zeiten mit gleicher Diagnostik, welche in den öffentlichen Darstellungen im-
mer als besonders „schlimm“ bezeichnet werden (Projektarbeit, Selbststeuerung wird 
zur Selbstgefährdung, Entgrenzung Arbeit ohne Ende, extrem hohe Leistungsanfor-
derungen u.s.w.) kommt man zu überraschenden Ergebnissen. Ein Maschinenbauin-
genieur Fahrzeugbau hat nur ein Drittel des Krankheitswertes Psyche von den AU-
Werten einer Elektroteilemontiererin. Ein Datenverarbeitungsfachmann hat nur ein 
Drittel der AU-Tage von einem Aufseher im Objektschutz.  

Hier scheint es wesentlich komplexere Einflüsse zu geben, als es die reine Ableitung 
von Risiken aus den Tätigkeitsmerkmalen erlaubt. 

 

 

5.10 Moderne Arbeitsformen erfordern mehr Eigenverantwor-
tung  

Die im allgemeinen Verständnis so bezeichneten „Neuen Arbeitsformen“ sind ge-
prägt durch die Attribute Komplexität und Dynamik versehen mit einem hohen Maß 
an Flexibilität. Umfragen belegen, dass hoch flexible Arbeitsformen Bestandteil und 
Basis des gewünschten Lebensmodels vieler - vor allem junger- Menschen sind. Ein 
Wesenszug dieser Tätigkeiten sind die verwischten Grenzen zwischen Arbeit und 
Freizeit, der aber häufig ausdrücklich gewünscht ist, vor allem wenn Familienanfor-
derungen wie Kindererziehung oder Pflege von Angehörigen mit beruflichem Enga-
gement zu vereinbaren ist. Grundsätzlich treffen die veränderten Rahmenbedingun-
gen nicht nur für die Arbeitswelt zu. Zur Beschleunigung der Lebensverhältnisse 
kommt noch die Flexibilisierung dazu. Davon sind Beruf und Freizeit im gleichen Ma-
ße betroffen. So sind die Freizeit und das Freizeitverhalten auch von Mobilität und 
Beschleunigung berührt. Erklärtes Ziel muss sein: Balance zwischen Phasen der An-
spannung und der Entspannung in beiden Bereichen herzustellen; und Abwechslung 
zu verschaffen, um Regeneration zu ermöglichen. Das heißt ungestörte konzentrierte 
Arbeit und ungestörte Entspannung jeweils auch ohne Kommunikation. Standby von 
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iPhone und Facebook sowie Blackberry (Always on Kultur) wirken gleich – perma-
nente INFO-Erwartung – Neugier bei jedem Eingang und die damit gekoppelte Reiz-
überflutung, Ablenkung und Konzentrationseinbuße. Erforderlich ist ein hohes Maß 
an Eigenverantwortung für das zum großen Teil selbstbestimmte oder maßgeblich 
mitbestimmte Belastungsniveau. 

Bei der Gestaltung von moderner Arbeit lässt sich über die Stellgrößen  

Zusammenarbeit, Prozessorganisation, Einsatzsteuerung menschengerechte Ar-
beitsgestaltung, auch die psychischen Belastungen betreffend, absichern. Folgende 
Faktoren sich dabei zu berücksichtigen: 

� Rekrutierung und Personalentwicklung: Fähigkeit zur Selbsteinschätzung 

� Gestaltung der Prozesse der Verständigung zwischen den Mitarbeitern, den 
Teams und den Führungsstrukturen 

� Projektarbeit: Ziele an veränderte Rahmenbedingungen anpassen – Nachsteue-
rungsmöglichkeiten 

� Regelmäßiger Austausch der Teams über die Leistungssituation im Verhältnis zu 
den Ressourcen 

� Regelmäßige persönliche Meetings der Teams und Face-to-Face-Gespräche 

� Verortung im Unternehmen, soziale Unterstützung, regelmäßige informelle Ge-
spräche mit Kollegen 

 

 

5.11 Auswirkungen des Trends bei der psychischen Gesundheit 
von Beschäftigten – Entwicklung der Renten wegen ver-
minderter Erwerbsfähigkeit 

Folgende Zahle haben die öffentliche Wahrnehmen aufgeschreckt und begründen 
strategische Überlegungen mit Maßnahmen der Gesundheitspolitik. Seit dem Jahr 
1993 sind bis zum Jahr 2010 die Zahlen der „Frührenten“ – Renten wegen vermin-
derter Erwerbsfähigkeit – um 32,9% insgesamt gesunken. Hierfür sind geänderte 
Zugangsvoraussetzungen vorrangig verantwortlich. Im gleichen Zeitraum sind aber 
die vorzeitigen Rentenzugänge auf Grund von psychischen Störungen um 71,3% 
gestiegen und machen jetzt mehr als ein Drittel der Gründe für die vorzeitigen Ren-
ten aus. Was kann hierfür verantwortlich sein? Angesichts der Situation bezüglich 
der Versorgungsdefizite in der ambulanten Psychotherapie ist dieser Bereich beson-
ders zu beachten. Es ist allgemein anerkannt, dass Menschen gezielt – möglichst 
früh und möglichst lückenlos versorgt – geholfen werden muss, um Genesungszeiten 
zu reduzieren und eine erfolgreiche Wiedereingliederung ins Berufsleben zu errei-
chen. Die durchschnittliche Wartezeit auf einen Psychotherapieplatz beträgt zum 
Beispiel in Niedersachsen 27 Wochen, in den neuen Bundesländern ist das noch 



Norbert Breutmann 

66 

wesentlich länger. Lange Wartezeiten sind eine nicht hinzunehmende Belastung für 
Patienten. Mit zunehmender Dauer der Wartezeit steigt der Anteil derjenigen, die ei-
ne Behandlung gar nicht erst beginnen. Bereits nach zweimonatiger Wartezeit nah-
men 30% der Patienten mit Angststörungen keine Therapie mehr auf. Hier besteht 
die große Gefahr der Chronifizierung der Leiden und die Chancen zur Wiedereinglie-
derung sinken mit der Länge der Wartezeiten. Lange Wartezeiten erhöhen zudem 
den Anteil stationärer Rehabilitationsbehandlungen mit langen beschwerlichen We-
gen aus der Krankheit. Als Fazit ist festzustellen, dass ein Großteil der AU-Zeiten 
Wartezeiten ohne Therapie sind. Was kann bei der Versorgung getan werden, um 
den Trend umzukehren? In erster Linie geht es um das Vermeiden unkoordinierter 
Maßnahmen von GKV, DRV und Betrieb. Erreicht werden muss eine Integration der 
gemeinsamen Ressourcen und eine Verzahnung der sich ergänzenden externen und 
internen Expertise. Erfolgsfaktoren sind einen verbesserte Früherkennung und Diag-
nostik, das Vermeiden eines „Entgleitens“ der Mitarbeiter, eng begleitende Führung 
des Mitarbeiters in Krise – Werksarzt – EAP. Die Patienten dürfen nicht sich selbst 
überlassen werden in einem Krankheitsbild, bei den der eigene Antrieb auf ein Mini-
mum reduziert ist. Ferner muss die Arbeitswelt mit ihren Faktoren in der Behandlung 
Berücksichtigung finden. Es geht um eine Betonung des Tätigkeitsbezugs der The-
rapie- und Rehabilitationsmaßnahmen. Hilfreich ist ein Aufbau einer übergreifenden 
Patientenführung (case management). Damit eine erhebliche Beschleunigung der 
Patientenversorgung und Optimierung des Informationsflusses zwischen Reha-
Trägern und Betrieb erreicht werden.  

 

 
 
Abb. 5.1 Kooperationsprojekt zur Betreuung von Versicherten mit psychischen 

Erkrankungen 
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Ein viel beachtetes vorbildliches integriertes Versorgungskonzept ist von der Salzgit-
ter AG gemeinsam mit der BKK Salzgitter der TU-Braunschweig und der Rentenver-
sicherung Braunschweig-Hannover geschaffen worden. 

Für das Funktionieren des Models sind vor allem die Kostenübernahmen durch die 
BKK bei der Frühintervention und die schnelle Versorgung mit Psychotherapie durch 
die TU-Braunschweig am Gesundheitswesen vorbei zu nennen. Von hohem Stellen-
wert ist auch die Sorgfalt und die Nachhaltigkeit bei der Rehabilitation und Methoden 
der ambulanten Nachsorge sowie das entwickeln von Berufs- und arbeitsplatzbezo-
gene Therapie- und Beratungsangeboten. Anzustreben ist zu dem eine Vernetzung 
mit Betriebsarzt, Hausarzt und Psychotherapeuten, ambulante Nachsorge und eine 
lösungsorientierte Beratung bei Arbeitsplatzproblemen. Wichtig ist eine Motivierung 
und Unterstützung der Versicherten bei der Rückkehr an den Arbeitsplatz – und eine 
Unterstützung des Arbeitsumfelds damit das Verständnis für den Betroffenen und 
seinen Leistungsvermögen gebildet wird. Der Beschäftigte sollte nicht nachlassen an 
seiner vollständigen Genesung zu arbeiten. Hierfür stehen Gruppenangebote zur 
Verfügung. Die Nachsorge muss im Auge behalten werden um Abbrüche und Rück-
fälle zu vermeiden. Dies geht bis hin zu einer persönlichen und telefonischen Einzel-
betreuung. 

 

5.11.1 Fazit Teil 1 „Psychische Gesundheit im Unternehmen“ kann positiv 
beeinflusst werden 

Sowohl die Arbeitsaufgaben als auch die Arbeitsorganisation sind mit Bedacht auf 
die psychischen Einflüsse hin zu gestalten. Hier gilt es daran zu arbeiten Handlungs-
sicherheit zu erreichen. Freiwillige betriebliche Gesundheitsförderung ergänzt die 
Arbeitsgestaltung und fördert die psychische Gesundheit. Strukturen wie Sozialbera-
tung, EAP und regionale Vernetzung mit „Expertiseträgern“ wirken ebenfalls positiv 
auf die psychische Gesundheit.  

 

5.11.2 Fazit Teil 2: Gute Gestaltung moderner „entgrenzter“ Arbeit ist mög-
lich 

Die gute Botschaft lautet: Neue flexible Arbeitsformen können menschengerecht im 
Sinne des Arbeitsschutzes gestaltet werden. Erforderlich sind hierfür: 

1. Stör- und veränderungsrobuste Arbeitsorganisationen, schnelle Anpassungs-
fähigkeiten 

2. gesundheitskompetente Mitarbeiter mit einem hohen Maß an Selbststeuerungs-
vermögen 
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3. eine sensible Personalführung 

4. die Sicherung der sozialen Unterstützung und das Wirken von Führung durch 
persönliche Kontakte im Unternehmen 

 

5.11.3 Fazit Teil 3: Krankenbehandlung und erfolgreiche Reintegration Her-
ausforderung Beschäftigungsfähigkeit gemeinsam erhalten 

Eine bessere Abstimmung in der Versorgung von Erkrankten verringert die AU-Zeit 
deutlich und erhöht den Therapieerfolg. Eine arbeitsbezogene Rehabilitation, ein  
case-management und eine Begleitung nach der Reha verstetigt Rehabilitationser-
folge im BEM – schnelle positive Wirkungen sind möglich, das belegen die Erfahrun-
gen von Modellvorhaben wie das der Salzgitter AG. 

 

 

 

Abb. 5.2 Gastredner Dipl.-Ing. Norbert Breutmann, Leiter Arbeitswissenschaft  
bei der BDA, im Austausch mit Dipl.-Ing. Heinz-Bernd Hochgreve,  
Abteilungsleiter Gesundheitsgerechte Arbeitsgestaltung bei der  
LIA.NRW, im Anschluss des 87. Kolloquiums (v.l.n.r.). 
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6 Aktuelle Entwicklungen in der Anlagen-
sicherheit – Aktivitäten der Kommission  
für Anlagensicherheit (THOMAS SCHENDLER) 

 

88. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 29. Januar 2013  
in Wuppertal 

 

apl. Prof. Dr. Thomas Schendler 
Vorsitzender der Kommission für Anlagensicherheit (KAS);  

Direktor der Abteilung II „Chemische Sicherheitstechnik“ der  
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM), Berlin 

 
 

Zum 1. November 2005 wurden die beiden Gremien Störfall-Kommission (SFK) und 
Technischer Ausschuss für Anlagensicherheit (TAA) beim Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) zur „Kommission für Anlagensi-
cherheit“ (KAS) zusammengelegt, die die Aufgaben dieser beiden Gremien im We-
sentlichen fortsetzt. Die KAS ist gemäß §51a BImSchG ein Beratungsgremium der 
Bundesregierung zu Fragen der Anlagensicherheit und Störfallvorsorge. Ihre wesent-
liche Aufgabe ist Möglichkeiten zur Verbesserung der Anlagensicherheit aufzuzei-
gen. Sie schlägt darüber hinaus dem Stand der Sicherheitstechnik entsprechende 
Regeln (sicherheitstechnische Regeln) unter Berücksichtigung der für andere 
Schutzziele vorhandenen Regeln vor. Für die Bearbeitung zeitlich nicht begrenzter 
Aufgaben, wie Aufgaben aus der Umsetzung/Weiterentwicklung der Seveso-
Richtlinie, die Sammlung, Analyse und Bewertung von Ereignissen („Lessons 
learned“), die unterhalb der Meldeschwelle nach StörfallV liegen sowie die Auswer-
tung der Erfahrungsberichte der Sachverständigen nach §29a BImSchG hat die KAS 
entsprechende Ausschüsse eingerichtet. Zeitlich begrenzte Aufgaben werden durch 
entsprechende Arbeitskreise der KAS bearbeitet. 

Seit 2011 befindet sich die KAS nunmehr in ihrer dritten Berufungsperiode (2011 – 
2014). Das Arbeitsprogramm und die entsprechenden Aufgabenstellungen sind na-
turgemäß geprägt durch aktuelle Entwicklungen, die die Anlagensicherheit maßgeb-
lich beeinflussen. Eine wesentliche Entwicklung ist der Klimawandel. Zur Verhinde-
rung von Störfällen, die durch den Klimawandel bedingte Gefahrenquellen wie 
Hochwasser, Starkregen, Schneelasten, Wind, aber auch Erdbeben hervorgerufen 
werden können, hat der Betreiber eines Betriebsbereichs die erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen, um die Auswirkungen auf ein unbedenkliches Maß zu reduzieren 
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bzw. zu eliminieren. Im Dez. 2011 ist die von der KAS erarbeitete Technische Regel 
Anlagensicherheit „Vorkehrungen und Maßnahmen wegen der Gefahrenquellen Nie-
derschläge und Hochwasser“ (TRAS 310) im Bundesanzeiger veröffentlicht worden. 
Die TRAS bietet dem Betreiber eine Hilfestellung insbesondere für die Durchführung 
der Gefahrenquellenanalyse, die Ermittlung der sicherheitsrelevanten, gefährdeten 
Teile des Betriebsbereichs und der Anlagen, die Festlegung von Szenarien und 
Schutzzielen, die Erarbeitung von Schutzkonzepten für die Szenarien, die Festle-
gung von Maßnahmen zur Begrenzung von Störfallauswirkungen und die Erarbei-
tung von Alarm- und Gefahrenabwehrplänen. Eine weitere entsprechende TRAS zu 
den umgebungsbedingten Gefahrenquellen Wind und Schnee ist zzt. in Bearbeitung.  

Auch die von der Bundesregierung beschlossene Energiewende beschäftigt die KAS 
insbesondere zu sicherheitstechnischen Problemstellungen bei der Erzeugung rege-
nerativer Energien. Im Jahr 2009 veröffentlichte die KAS ein Merkblatt bzgl. der Si-
cherheit von Biogasanlagen (KAS-12). Anlass waren die immer wieder insbesondere 
in landwirtschaftlichen Biogasanlagen auftretenden Schadensereignisse. Ursache 
hierfür ist die nicht immer ausreichende Berücksichtigung der brennbaren und gifti-
gen Eigenschaften von Biogas. Ebenso sind oft Konstruktionsmängel (Material, Sta-
tik, Dichtheit) an den Anlagen Ursache für auftretende Schadensereignisse. Inzwi-
schen wird vom BMU eine Verordnung zu Biogas/Biogasanlagen erarbeitet. Die An-
forderungen der zukünftigen Verordnung sollen durch eine entsprechende Techni-
sche Regel Anlagensicherheit konkretisiert werden. Basis dieser technischen Regel 
bilden die bisherigen Arbeitsergebnisse und Erkenntnisse einer Arbeitsgruppe „Bio-
gas“ der KAS, die Empfehlungen für den Vollzug insbesondere zur Verhinderung der 
Bildung einer gefährlichen explosionsfähigen Atmosphäre (Vorhaltung einer alterna-
tiven Gasverbrauchseinrichtung, z.B. einer stationären Gasfackel), zur sicherheits-
technischen Beurteilung von Foliensystemen und zur Qualifikation von Betreibern 
von Biogasanlagen erarbeitet hat. Diese Empfehlungen sowie weitere Anforderungen 
der zu erwartenden Verordnung werden nunmehr durch den Arbeitskreis „Biogasan-
lagen“ für die Erstellung der o.g. technischen Regel konkretisiert. Arbeitsschutzrecht-
liche Aspekte, insbesondere die Beurteilung der Gefährdungen bei Tätigkeiten mit 
Biogas (z.B. die mögliche Bildung explosionsfähiger Atmosphäre), werden zzt. in ei-
nem Arbeitskreis des Ausschusses für Gefahrstoffe (AGS) beim Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) zusammengestellt und sollen ebenfalls in Form einer 
Technischen Regel Gefahrstoffe (TRGS) veröffentlicht werden. Die besondere Her-
ausforderung hierbei ist mit der Verordnung und den o. g. technischen Regeln ein in 
sich konsistentes Regelwerk trotz verschiedener Rechtsgrundlagen (Immissions-
schutzrecht, Arbeitsschutz-/Gefahrstoffrecht) und ministerieller Zuständigkeiten zu 
schaffen. Um dieses Ziel zu erreichen sind die jeweiligen Arbeitsgremien eng mitei-
nander verzahnt. 
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Eine weitere, intensiv diskutierte Problemstellung war die Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofes (EuGH) vom Sept. 2011 zur Berücksichtigung des Artikels 12 
der Seveso II-Richtlinie, nach dem die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, „dafür zu 
sorgen, dass langfristig dem Erfordernis Rechnung getragen wird, dass zwischen 
den unter diese Richtlinie fallenden Betrieben einerseits und öffentlich genutzten Ge-
bäuden andererseits ein angemessener Abstand gewahrt bleibt, auch von einer Be-
hörde wie der für die Erteilung von Baugenehmigungen … zu beachten ist.“ Anlass 
hierfür war eine Anfrage des Bundesverwaltungsgerichts aufgrund eines Streitfalls 
zwischen dem Betreiber eines chemischen Betriebes und der Stadt Darmstadt bzgl. 
der Errichtung eines Gartencenters. Als Hilfestellung für die Genehmigungsbehörden 
hat die KAS zwei mögliche Verfahren zur Umsetzung der Beschlüsse des EuGH er-
arbeitet und diese Ergebnisse/Empfehlungen dem Ausschuss Anlagenbezogener 
Immissionsschutz/Störfallvorsorge (AISV) des Länderausschusses für Immissions-
schutz (LAI), der um entsprechende Hilfestellung gebeten hatte, zur Verfügung ge-
stellt. Ein besonderes Problem war hierbei die Fragestellung, inwieweit sogenannte 
„Altgenehmigungen“, bei denen der Art. 12 ggf. nicht ausreichend Beachtung gefun-
den hatte, einer Revision bei entsprechenden Änderungsgenehmigungen bedürfen. 

Abgerundet wird das aktuelle Arbeitsprogramm der KAS durch folgende weitere Akti-
vitäten: 

� Erarbeitung von Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen und  
unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvollen oder empfind-
lichen Gebieten 

� Erarbeitung eines Leitfadens „Besondere Anforderungen an Sicherheitstechnik 
und Sicherheitsorganisation zur Unterstützung von Anlagenpersonal in Notfall-
situationen“ Dieser wird in Ergänzung zum Leitfaden „Kompetenzen bezüglich 
menschlicher Faktoren im Rahmen der Anlagensicherheit (Betreiber, Behörden 
und Sachverständige) (KAS-20) erarbeitet. 

� Überarbeitung der TRAS 110 „Sicherheitstechnische Anforderungen an  
Ammoniak-Kälteanlagen“ 

 

Ergänzend sei noch auf folgende Arbeiten hingewiesen, die inzwischen abgeschlos-
sen wurden: 

� Überarbeitung der TRAS 410 „Erkennen und Beherrschen exothermer chemi-
scher Reaktionen“. Hier wurden im Wesentlichen das Literaturverzeichnis und 
Rechtsbezüge aktualisiert. Die aktualisierte Fassung der TRAS ist im Dez. 2012 
veröffentlicht worden. 

� Erarbeitung eines Leitfadens zur Einstufung von Abfällen gemäß Anhang I der 
Störfall-Verordnung (KAS-25). Dieser Leitfaden ist im Okt. 2012 auf der Internet-
seite der KAS veröffentlicht worden. 
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Abschließend ist noch zu erwähnen, dass weitere Informationen zur KAS (Aufgaben-
stellung, Geschäftsordnung, Mitglieder, Ausschüsse/Arbeitskreise, Organigramm) 
und die erarbeiteten Ergebnisse (Technische Regeln Anlagensicherheit, Merkblätter, 
Leitfäden, Empfehlungen) im Internet unter www.kas-bmu.de übersichtlich und 
transparent dargestellt sind. 

 

 

 

Abb. 6.1 Prof. Dr. Ralf Pieper (Bergische Universität Wuppertal), Prof. Dr.  
Thomas Schendler (Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, 
Berlin) und Dipl.-Ing. Heinz-Bernd Hochgreve (Landesinstitut für  
Arbeitsgestaltung Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf) beim Eintreffen  
der Kolloquiumsteilnehmer am 29. Januar 2013 in Wuppertal (v.l.n.r.). 
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7 Stress am Arbeitsplatz – Einflussfaktoren, 
Auswirkungen und Modelle  
(JOHANNES SIEGRIST) 

 

89. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 05. Februar 2013 
in Wuppertal 

 

Prof. Dr. Johannes Siegrist 
Seniorprofessur „Psychosoziale Arbeitsbelastungsforschung“, 

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 

 
 

7.1 Hintergrund 

Trotz beeindruckender Fortschritte der Prävention im Gebiet von Arbeitsmedizin und 
Arbeitssicherheit und trotz der hierzulande weit entwickelten gesetzlichen Regelun-
gen stellt die der Erwerbsarbeit zu zurechnende Krankheitslast nach wie vor eine 
gesundheitspolitische Herausforderung dar. Allerdings stehen hierbei nicht allein die 
Berufskrankheiten und die arbeitsbedingten Unfälle im Vordergrund, sondern ebenso 
ausgeprägte psychische Belastungen und Beanspruchungen moderner Erwerbsar-
beit, die zu erhöhter Arbeitsunfähigkeit und krankheitsbedingter Frühberentung bei-
tragen. Um dieses erweiterte Problemspektrum angemessen bewerten zu können, ist 
es erforderlich, relevante Entwicklungstrends moderner Erwerbsarbeit kurz zu skiz-
zieren. Unter gesundheitlichen Aspekten erweisen sich insbesondere die folgenden 
Trends als folgenreich: (1) eine spürbare Zunahme des Leistungs- und Wettbe-
werbsdrucks, insbesondere als Folge der ökonomischen Globalisierung; (2) gestei-
gerte Anforderungen an Flexibilität, Mobilität und Anpassungsfähigkeit der Erwerbs-
tätigen; (3) die zunehmende ‚Fragmentierung’ der Erwerbsbiographie durch Berufs-
wechsel, Umschulung, Zeitverträge, Perioden der Arbeitslosigkeit und generell ge-
steigerte Arbeitsplatzunsicherheit; und (4) eine steigende ‚Tertiarisierung’ des Ar-
beitsmarktes, d.h. ein wachsender Anteil von Beschäftigten in Dienstleistungsberu-
fen, insbesondere in - emotional beanspruchenden - personenbezogenen Dienstleis-
tungen. Im Verein mit der Ausbreitung neuer Technologien einschließlich elektroni-
scher Medien ergeben sich aus diesen Entwicklungen neue Herausforderungen an 
die betriebliche und überbetriebliche Gesundheitsförderung, wobei das Zusammen-
wirken von hohem Leistungsdruck und gesteigerter Arbeitsplatzunsicherheit im 
Rahmen weit verbreiteter Restrukturierungsmaßnahmen in Betrieben eine besondere 
Zuspitzung der Problematik erfährt. 
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Lassen sich aus den skizzierten Trends bestimmte Konstellationen psychomentaler 
bzw. psychosozialer Arbeitsbelastungen herausfiltern, welche bei den Beschäftigten 
typischerweise besonders starke Stressreaktionen hervorrufen und dadurch langfris-
tig die Gesundheit zu beeinträchtigen vermögen? Und falls ja, lassen sich solche 
Konstellationen zuverlässig messen und in überzeugenden wissenschaftlichen 
Untersuchungsplänen mit erhöhten stressassoziierten Krankheitsrisiken (v.a. De-
pressionen, koronare Herzkrankheiten) in Beziehung setzen? Diese zentralen Fra-
gen können nachfolgend nur in starker Verkürzung erörtert werden. 

 
 

7.2 Definition und Messung gesundheitsgefährdender psycho-
sozialer Arbeitsbelastungen 

Im Gegensatz zu den natur- bzw. biowissenschaftlich definierten Expositionen, die 
anhand objektivierender Parameter gemessen werden können, steht die Expositi-
onsmessung psychosozialer Belastungen moderner Erwerbsarbeit vor weitreichen-
den konzeptuellen und methodischen Problemen. Konzeptuell stellt sich die Frage 
der Abgrenzung relevanter Aspekte angesichts eines komplexen und wandelbaren 
Belastungsgeschehens. Aus methodischer Sicht steht das Problem zuverlässiger 
und möglichst gültiger Messwerte mitsamt der Frage der Festlegung kritischer 
Grenzwerte im Vordergrund. 

Zum ersten Aspekt: Bekanntlich unterscheidet die moderne Stressforschung zwei 
zentrale Termini, ‚Stressor’ und ‚Stressreaktion’. Dabei bezeichnet ein Stressor jede 
Form einer bedrohlichen Herausforderung, welche die betroffene Person zu bewälti-
gen hat, ohne ihr ausweichen zu können. Sind Stressoren nur mit besonderen An-
strengungen zu bewältigen oder erfährt die Person, dass sie bei ihrer Bewältigung 
scheitert, dann werden nachhaltige Stressreaktionen ausgelöst. Diese Stressreaktio-
nen sind teilweise von kognitiven Einschätzungsprozessen abhängig, sie werden 
jedoch angesichts erfahrener Bedrohung in der Regel von negativen Emotionen wie 
Angst, Ärger, Wut oder Verzweiflung begleitet. Entscheidend – und für das längerfris-
tige stressassoziierte Erkrankungsrisiko bedeutsam- sind die dabei zentralnervös 
ausgelösten Aktivierungen der Stressachsen im Organismus mit ihren Folgen verän-
derter hormoneller Sekretion, veränderter Immunkompetenz und veränderter Funkti-
onsweise einzelner Organsysteme, insbesondere des kardiovaskulären Systems 
(Rensing et al. 2006). Als psychosoziale Stressoren am Arbeitsplatz wirken somit 
vorwiegend jene Bedingungen, die einerseits hohe Verausgabung erfordern, jedoch 
andererseits die Kontrollmöglichkeiten der Beschäftigten und die an eine erfolgreiche 
Leistung gebundenen Belohnungen begrenzen oder bedrohen. Zwei sog. Arbeits-
stressmodelle beruhen auf dieser Annahme, indem sie auf einer verallgemeinerbaren 
Ebene Hypothesen zum Zusammenspiel einzelner entsprechend belastender Aspek-
te enthalten. 
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Das Anforderungs-Kontroll-Modell (Karasek & Theorell 1990) postuliert, dass die Sy-
nergie zweier Aspekte von Arbeitsplatzprofilen das stressassoziierte Krankheitsrisiko 
der Beschäftigten erhöht: quantitativ hohe Anforderungen (z.B. permanenter Zeit-
druck) und fehlender bzw. begrenzter Entscheidungsspielraum bei der Aufgabenbe-
wältigung (‚job strain’). Eine zusätzliche Dimension dieses Modells betrifft die soziale 
Unterstützung am Arbeitsplatz, welche die erfahrene Belastung im positiven Fall ab-
zumildern, im negativen Fall zu verstärken vermag. Während dieses Modell den Ak-
zent somit auf typische Arbeitsplatzprofile legt, befasst sich das zweite Modell mit 
den vom Arbeitsvertrag bestimmten Tauschbeziehungen zwischen Leistung und Ge-
genleistung. Das in unserer Arbeitsgruppe entwickelte Modell beruflicher Gratifikati-
onskrisen (Siegrist 1996) postuliert erhöhte stressassoziierte Erkrankungsrisiken bei 
Beschäftigten, die eine Verletzung des Grundsatzes der Tauschgerechtigkeit in der 
Form erfahren, dass einer hohen geleisteten Verausgabung keine angemessene Be-
lohnung gegenübersteht. Gratifikationen umfassen in diesem Modell nicht allein Lohn 
oder Gehalt, sondern ebenso Aufstiegschancen, Arbeitsplatzsicherheit sowie nicht-
materielle Anerkennung und Wertschätzung des Geleisteten. Auf Seiten der Veraus-
gabung differenziert das Modell zwischen externen Anforderungen und einer intrinsi-
schen Verausgabungsneigung der arbeitenden Person, welche in übersteigerter 
Ausprägung die gesundheitliche Gefährdung ebenfalls zu erhöhen vermag. 

Es gibt viele weitere Ansätze, solche psychosozialen Arbeitsstressmodelle zu entwi-
ckeln (als Übersicht z.B. Cartwright & Cooper 2009). Besonders erwähnenswert ist 
das Modell der Organisationsgerechtigkeit (Greenberg 2010), welches unfaire Ver-
fahrensprozeduren, konfliktreiche soziale Beziehungen und Muster ungerechter Zu-
teilung relevanter Güter in Organisationen untersucht. Allerdings sind die beiden zu-
erst genannten Modelle bisher am umfangreichsten in Hinblick auf gesundheitliche 
Folgen in groß angelegten epidemiologischen Kohortenstudien überprüft worden. 
Ebenso ist ihre stresstheoretische Verankerung anhand ergänzender experimenteller 
Untersuchungen besonders intensiv analysiert worden (s. unten). 

Zum zweiten Aspekt: Können die genannten Arbeitsstressmodelle zuverlässig und 
valide gemessen werden? Hierbei kommen grundsätzlich zwei Ansätze in Frage, 
zum einen externe Arbeitsplatzbeurteilungen anhand standardisierter Beobachtungs-
verfahren, welche durch geschulte Experten durchgeführt werden (z.B. Hacker 
2002?), zum andern standardisierte, psychometrisch getestete Selbstbeurteilungsin-
strumente, welche von den Beschäftigten unter kontrollierten Bedingungen beantwor-
tet werden (als Übersicht Nebel et al. 2010). Die Vor- und Nachteile beider Verfahren 
können hier nicht diskutiert werden, jedoch ist nicht zuletzt unter Praktikabilitätsge-
sichtspunkten bei der Durchführung epidemiologischer Studien sowie von Mitarbei-
terbefragungen in Betrieben und Organisationen dem letzteren Verfahren der Vorzug 
zu geben. Zu beiden Arbeitsstressmodellen liegen umfangreich getestete Messin-
strumente in Form von Fragebögen mit Likert-skalierten Items zu den entsprechen-
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den Skalen vor (Karasek et al. 1998, Siegrist et al. 2004; siehe auch die Website-
Angaben im Literaturverzeichnis). Zu den etablierten Qualitätskriterien, welche sol-
che Erhebungsverfahren erfüllen müssen, zählen eine hohe interne Konsistenz der 
Skalen, eine gute Übereinstimmung der gemessenen Faktorenstruktur des Fragebo-
gens mit dem theoretischen Modell, die Fähigkeit, Änderungen im Zeitverlauf abzu-
bilden, ohne dass die Faktorstruktur dabei verändert wird, sowie der wiederholte 
Nachweis diskriminanter und kriteriumsbezogener Validität. Ferner sollten wichtige 
potentielle Verzerrungseinflüsse bei der Beantwortung der Fragen kontrolliert wer-
den, etwa bestimmte Persönlichkeitseigenschaften (z.B. Neurotizismus) oder wichti-
ge Kontexteinflüsse (z.B. untypische aktuelle Ereignisse im Betrieb). 

Auf diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach überzeugenden wissenschaftlichen 
Untersuchungsplänen, anhand deren diese Messwerte mit erhöhten stressassoziier-
ten Krankheitsrisiken in Beziehung gesetzt werden können. Den diesbezüglichen 
Goldstandard der Forschung bildet die prospektive epidemiologische Beobachtungs-
studie. Hierbei wird bei einem umfangreichen Kollektiv initial gesunder Beschäftigter 
zu Beginn der Studie (und gegebenenfalls mehrfach danach) die Exposition gemes-
sen (hier: Fragebogenerhebung). Sodann werden über einen definierten Zeitraum 
neu auftretende Krankheitsereignisse (Zielkrankheiten) ermittelt, und es wird geprüft, 
ob und wie ausgeprägt Krankheitsrisiken in Abhängigkeit von der Höhe der Expositi-
onsmessung auftreten (Ermittlung relativer Risiken bzw. Odds ratios). Diese Bezie-
hungen können jedoch nur dann im Sinne einer kausalen Verknüpfung interpretiert 
werden, wenn zusätzliche Anforderungen (die sog. Hills-Kriterien) erfüllt sind. 

Im folgenden Abschnitt wird eine knappe Zusammenfassung aktueller wissenschaft-
licher Evidenz zu Erkrankungsrisiken im Kontext der beiden Arbeitsstressmodelle 
gegeben, die sich ausschließlich auf beweiskräftige prospektive epidemiologische 
Studien bezieht. 
 

 

7.3 Empirische Evidenz 

Aufgrund ihrer hohen gesundheitspolitischen Bedeutung stehen bisher die beiden 
Krankheitsbilder ‚Depression’ und ‚koronare Herzkrankheit’ im Vordergrund der For-
schung. Aktuell liegen aus etwa zwei Dutzend Studien Ergebnisse zu Depressionsri-
siken in Abhängigkeit von ‚job strain’ oder von beruflichen Gratifikationskrisen vor. In 
einigen Studien wurden beide Modelle vergleichend überprüft. Zusammenfassend 
lässt sich festhalten, dass in der überwiegenden Mehrzahl der Studien eine statis-
tisch signifikant erhöhte Erkrankungswahrscheinlichkeit bei Exponierten im Vergleich 
zu nicht Exponierten beobachtet wurde. Das Depressionsrisiko war im Mittel um etwa 
80% erhöht, wobei der Effekt nach statistischer Kontrolle wichtiger Störgrößen etwas 
verringert wurde. Vergleichsweise am stärksten waren die Effekte bei Beschäftigten 
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mit niedriger sozialer Schichtzugehörigkeit. Im Allgemeinen waren die Zusammen-
hänge bei Männern stärker ausgeprägt als bei Frauen, jedoch weder nach Alter noch 
nach Branchenzugehörigkeit unterschiedlich. Im Hinblick auf eine globalisiert Wirt-
schaft ist ferner die Beobachtung interessant, dass signifikante Beziehungen zwi-
schen beruflichen Belohnungsenttäuschungen bzw. geringer Kontrolle am Arbeits-
platz und Depressionsrisiko bei Beschäftigten in verschiedenen Kontinenten nach-
gewiesen werden konnten (Literaturübersichten s. Nieuwenhuijsen et al. 2011, 
Stansfeld & Candy 2006, Siegrist 2012). 

Für das andere gesundheitspolitisch wichtige stressassoziierte Krankheitsbild, koro-
nare Herzkrankheiten, liegen vergleichbare Befunde vor, wenn auch die Zahl der 
Studien (insbesondere für das Modell beruflicher Gratifikationskrisen) niedriger ist 
und die Odds ratios im Mittel weniger stark als bei depressiver Gefährdung ausge-
prägt sind. So zeigt eine Metaanalyse prospektiver Studien zum Anforderungs- Kont-
roll-Modell eine durchschnittliche Risikoerhöhung um etwa 40% (Steptoe & Kivimäki 
2012), während Reviews von Studienergebnissen zum Gratifikationskrisenmodell auf 
etwas höhere Effekte hinweisen (Backé et al. 2012, Kivimäki et al. 2006). Bedenkt 
man allerdings, dass in diesen Studien etwa jeder fünfte Beschäftigte psychosoziale 
Belastungswerte aufwies, die über der als kritisch festgelegten Grenze lagen, dann 
zeigt sich die präventivmedizinische Aktualität dieser neuen Erkenntnisse. Auch im 
Fall der Herz-Kreislauf-Risiken ließ sich zeigen, dass der Geltungsbereich der beiden 
Arbeitsstressmodelle nicht auf die westlichen Industrieländer beschränkt bleibt, son-
dern zumindest auf ein so bedeutsames Land wie China ausgeweitet werden kann 
(Xu et al. 2009). 

Zu weiteren wichtigen gesundheitlichen Störungen liegen ebenfalls signifikante Er-
gebnisse vor, wenn auch erst aus jeweils wenigen prospektiven Studien, so zum 
metabolischen Syndrom bzw. Typ 2 Diabetes, Alkoholabhängigkeit, Schlafstörungen, 
eingeschränktem Funktionsvermögen und muskuloskeletalen Beschwerden. Fehl-
zeitrisiken und Risiken krankheitsbedingter Frührente treten ebenfalls gehäuft auf, 
wenn eine entsprechende Arbeitsstressbelastung vorlag. Auf weitere stützende Be-
funde aus experimentellen oder quasiexperimentellen Untersuchungen, in denen 
Blutdruck, Herzfrequenz oder Herzfrequenzvariabilität, Stresshormonausscheidung 
oder Parameter der Immunkompetenz gemessen wurden, kann hier nicht eingegan-
gen werden (als Überblick Chadola et al. 2010, Nakata 2013). 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass inzwischen eine robuste empirische 
Basis zu gesundheitsgefährdenden psychosozialen Arbeitsbelastungen in Form der 
beiden Modelle vorliegt.  
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Abb. 7.1 Prof. Dr. Johannes Siegrist von der Heinrich-Heine-Universität Düssel-
dorf beim 89. Sicherheitswissenschaftlichen Kolloquium in Wuppertal. 
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8 Amoklauf – Gefahrenabwehr und 
Präventionsmaßnahmen (ROLAND GOERTZ) 

 

90. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 16. April 2013 
in Wuppertal 

 

Univ.-Prof., Dipl.-Chem., Dr. rer. nat. Roland Goertz 
Ltd. Branddirektor a.D., Fachgebiet Abwehrender Brandschutz, 
Abteilung Sicherheitstechnik, Bergische Universität Wuppertal 

 

 

8.1 Zum beruflichen Hintergrund und raumzeitlicher  
Koinzidenz 

Als stellvertretender Leiter des Amtes für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastro-
phenschutz der Landeshauptstadt Erfurt war ich in dieser Funktion Einsatzleiter für 
den Rettungsdienst und die Feuerwehr bei dem Schulamoklauf am 26. April 2002 im 
Erfurter Gutenberg-Gymnasium. 

Nach diesen einschlägigen praktischen Erfahrungen und umfangreichen Recherchen 
sowie Fortführung der Planungsarbeiten an der neuen Stelle als Leiter der Brand-
direktion Karlsruhe, wurde ich als Berater der Einsatzleitung während der anlaufen-
den Einsatzmaßnahmen beim Amoklauf an der Albertville-Realschule am 11. März 
2009 nach Winnenden gerufen. 

In zahlreichen Schulungen und Vorträgen zur nicht-polizeilichen Einsatzabwicklung 
bei Amoklagen im In- und Ausland, in der eigenen Einsatzplanung und Konzept-
Weiterentwicklung z.B. als Leiter des Verwaltungsstabes der Stadt Karlsruhe und im 
engen Kontakt mit der Rettungsdienst- und Polizei-Einsatzleitung von Winnenden, 
konnte ich aus der Praxis heraus in der Folgezeit einen deutlichen Forschungs- und 
Entwicklungsbedarf erkennen und erste konzeptionelle Überlegungen ableiten. 

Die intensiven Einsatzvorbereitungen in der Stadt Karlsruhe, die auf den Erfahrungen 
in Erfurt und Winnenden basieren, konnten zuletzt bei der Geiselnahme und -tötung 
während einer Zwangsräumung am 4. Juli 2012 zum Einsatz gebracht werden. Auch 
dort wurde ich durch den Oberbürgermeister in das kommunale Krisenmanagement 
in der Folgephase beratend eingebunden. 
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Daraus und auch aus einer Reihe von Einsätzen, z.B. bei der Evakuierung aufgrund 
von Bombenentschärfungen, zahlreichen Stabsrahmenübungen und Übungen unter 
realistischen Bedingungen, auch unter Einbeziehung eines dynamisch aufwachsen-
den Call-Centers, wurde deutlich, dass insbesondere das Informations- und Wis-
sensmanagement derzeit noch nicht den Anforderungen des öffentlichen Informati-
onsbedarfes genügt. Insbesondere kann das Informationsbedürfnis des Verwal-
tungsstabes als administrativ-organisatorische Komponente bisher noch nicht befrie-
digt werden. Ebenso stellt sich bisher die Bevölkerungsinformation als sehr proble-
matisch dar. 

Anfang Juni 2012 habe ich dann die Professur für Sicherheitstechnik / Abwehrenden 
Brandschutz in der Bergischen Universität Wuppertal übernommen und bin direkt 
beim Sicherheitswissenschaftlichen Kolloquium mit Prof. Dr. Ralf Pieper (Fachgebiet 
Sicherheitstechnik / Sicherheits- und Qualitätsrecht der Bergischen Universität Wup-
pertal) und Dr.-Ing. Hansjürgen Gebhardt (Institut ASER e.V., Wuppertal) zusammen 
getroffen, die zu weiteren FuEuI-Vorhabensüberlegungen zu dieser Thematik und 
auch zu weiteren sicherheitswissenschaftlichen Themenstellungen führten sowie 
gemeinsam mit den sich ergänzenden Kompetenzen angegangen wurden. 

 

 

8.2 Zur Historie multipler Tötungsverbrechen an Schulen 

Amokläufe sind wie ein gesellschaftlicher Ausnahmezustand im Kleinen: Betroffene 
Bürger als potenzielle Opfer und Einsatzkräfte sind jeweils extremsten psychischen 
Belastungen, meist lang andauernden Todesängsten ausgesetzt. Hinzu kommen 
physische Verletzungen mit Todesfolge oder mit lebensbedrohlichen Verletzungen, 
Schmerzen, bleibenden Verletzungsfolgen u.v.a.m. Auftretende Traumata, sowohl für 
Überlebende als auch für Angehörige von Opfern und das soziale Umfeld, können 
lange nachwirken und als psychische Langzeitfolgen u.a. bis zur Berufs- oder Er-
werbsunfähigkeit führen. 

Multiple Tötungsverbrechen im Schul-Kontext, die heute selbst offiziell als Amoktaten 
bezeichnet werden, sind in der Bundesrepublik Deutschland mindestens seit 1913 
bekannt. 

Am 20. Juni 1913 drang ein arbeitsloser Lehrer(anwärter) in einen Klassenraum mit 
60 Mädchen in eine Grundschule in Bremen-Walle ein, bewaffnet mit zwei Revol-
vern, und schoss wahllos auf die Kinder. Fünf Menschen starben dabei, 18 Men-
schen wurden z.T. schwer verletzt1. 

                                            
1  „Grauenhaftes Drama in einer Mädchenschule“, Die Neue Zeitung, 21. Juni 1913 
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Im selben Jahr, am 8. und 9. September 1913, erstach der Hauptlehrer Wagner zu-
nächst in Degerloch bei Stuttgart seine Frau und seine vier Kinder und machte sich 
dann auf den Weg nach Mühlhausen an der Enz, um dort einige Gebäude in Brand 
zu setzen und dann die herbeieilenden Männer des Dorfes zu erschießen. Auch er 
war mit mehreren Schusswaffen bewaffnet, tötete 10 Menschen und verletzte 12 
Menschen schwer. Er wurde von dem Polizeidiener und den Männern des Dorfes 
überwältigt und starb 1938 in der Psychiatrie in Winnenden2. 

In Köln-Volkhoven tötete ein psychisch kranker Mann am 11. Juni 1964 zehn Men-
schen in einer Grundschule mit einer Lanze und einem Flammenwerfer; 22 Men-
schen wurden meist schwer verletzt und erlitten insbesondere schwerste Verbren-
nungen. Der Täter suizidierte sich dann vor Ort selbst3. 

Gerade in letzten Jahren ist zumindest in der Wahrnehmung eine Häufung solcher 
öffentlichkeitswirksamer Gewaltverbrechen mit vielen Toten und Schwerstverletzten 
insbesondere an Schulen festzustellen, wie die nachfolgende Auflistung leider doku-
mentiert. 

� 20. April 1999: Columbine High School, 15 Tote einschl. Täter; 

� 26. April 2002: Gutenberg-Gymnasium Erfurt, 17 Tote einschl. Täter; 

� 21. März 2005: Indianerreservat in Minnesota, 10 Tote einschl. Täter; 

� 2. Oktober 2006: Schule in Lancaster County, 6 Tote einschl. Täter; 

� 20. November 2006: 37 Verletzte, Täter erschoss sich; 

� 16. April 2007: Technische Universität in Blacksburg, 33 Tote einschl. Täter; 

� 07. November 2007: Schulzentrum in Tuusula, 9 Tote einschl. Täter; 

� 14. Februar 2008: Northern Illinois University, 6 Tote einschl. Täter; 

� 11. März 2009: Albertville-Realschule Winnenden, 16 Tote einschl. Täter; 

� 14. Dezember 2012: Sandy Hook Elementary School in Newtown, 28 Tote  
einschl. Täter. 

 

Nicht zuletzt die Tötungsverbrechen am Erfurter Gutenberg-Gymnasium am 26. April 
2002, an der Geschwister-Scholl Realschule in Emsdetten am 20. November 2006 
und an der Albertville-Realschule in Winnenden, bei denen die Täter in Erfurt sowie 
in Winnenden und Wendingen 31 Menschen und sich selbst töteten, haben das heu-
te so bezeichnete Thema „Amoklauf“ in die Neuzeit und in das öffentliche Bewusst-
sein gebracht. 

 

                                            
2  Foerster et al.: Wahn und Massenmord, Perspektiven und Dokumente zum Fall Wagner,  

Sindlinger-Burchartz, Nürtingen/Frickenhausen, 1999 
3  s.a. http://www.ursula-kuhr-schule.de/Chronik/Attentat/Attentat.html 
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8.3 Beschreibung des Sicherheitsszenarios 

Wie andere Schadensereignisse auch, treten Amoktaten bzw. multiple Tötungsver-
brechen meist nahezu ohne Vorwarnung für die daran unfreiwillig beteiligte Bevölke-
rung plötzlich auf. Ein oder mehrere, meist gut vorbereitete Täter, betreten das Tat-
objekt, bereiten sich auf die Tat vor und führen sie dann durch. Innerhalb des Tatob-
jekts durchstreifen sie größere Bereiche und töten dabei gezielt in relativ kurzer Zeit 
viele Menschen oder verletzten diese meist schwerst. Bei der Tatdurchführung wer-
den zahlreiche Menschen Zeugen des Geschehens. 

Amoktaten insbesondere an Schulen sind durch folgende Charakteristika gekenn-
zeichnet4: 

� eine lange und detaillierte Tatvorbereitung; 

� die Täter sind meist ortskundig und vor Ort bekannt; 

� der eigene Tod des Täters wird in Kauf genommen oder ausdrücklich geplant  
(erweiterter Suizid); 

� die Täter beabsichtigen eine posthume Anerkennung insbesondere durch die  
Medien; 

� die Tatdauer liegt meist nur um 10-20 Minuten; 

� der oder die Täter verfolgen scheinbar das Ziel einer möglichst hohen  
„Mortalitätsrate“; 

� aus diesem Grund fokussieren sie sich typischerweise auf leicht erreichbare  
Ziele. 

 

Im Ergebnis gleichen solche Taten auch anderen Schadensereignissen, z.B. einem 
Bombenanschlag oder einem Gebäudeeinsturz. Vor Ort gibt es typischerweise zahl-
reiche Tote, eine begrenzte Anzahl schwer verletzter Notfallpatienten und zahlreiche 
Betreuungsbedürftige, die in irgendeiner Form Zeuge der Tat wurden. Zudem sind 
diese Taten immer mit einem sehr großen öffentlichen Interesse verbunden. Darüber 
hinaus sind gerade in der Folgezeit durch die betroffene Kommune zahlreiche Auf-
gaben zu bewältigen, so zum Beispiel die Beschaffung von Ersatzschulraum, die Or-
ganisationen der öffentlichen zentralen Trauerfeier etc. 

In der Akutphase sind die Gefahrenabwehrmaßnahmen notwendigerweise dadurch 
gekennzeichnet, dass ein Informationsbedarf innerhalb sehr kurzer Zeit entsteht, der 
wiederum innerhalb kurzer Zeit in einen Handlungsbedarf übergeht. Zugleich sind an 
der Bewältigung solcher Schadensereignisse zahlreiche Organisationen beteiligt. Da 
es sich dabei immer um eine Straftat handelt, ist die Polizei insgesamt die für die Ge-
fahrenabwehr zuständige und verantwortliche Stelle. Innerhalb dieser polizeilichen 
Verantwortung lassen sich jedoch auch große Verantwortungsbereiche der nicht-
                                            
4  R. Goertz: Ingenieurakademie West e.V., Brandschutztagung 2010, S. 43-50 
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polizeilichen Gefahrenabwehr erkennen. Besonders imponiert bei derartigen Ereig-
nissen der Betreuungseinsatz für die zahlreichen Tatzeugen. Hier sind innerhalb kür-
zester Zeit meist mehrere 100 Menschen zu sammeln, zu transportieren, unterzu-
bringen, zu versorgen, zu erfassen und zu informieren. 

Anders als häufig gedacht, hat der Einsatzabschnitt zur Versorgung von Notfallpati-
enten eine quantitativ eher untergeordnete Bedeutung, wenngleich selbstverständlich 
im Detail die schnelle und sachgerechte Behandlung von Notfallpatienten mit 
Schussverletzungen aufwändig und rettungsdienstlogistisch anspruchsvoll sind. 

Ein zumindest in der öffentlichen Wahrnehmung heikler und im Einsatzverlauf wichti-
ger Abschnitt, ist auch die Todesfeststellung bei den Opfern und die Unterstützung 
bei der polizeilichen Identifizierung. Hier hat sich bei den Ereignissen in Erfurt und 
Winnenden retrospektiv gezeigt, dass die Organisation und Durchführung der Todes-
feststellung und Identifizierung dazu geeignet ist, der Legendenbildung und Ver-
schwörungstheorien entgegenzuwirken oder sie – leider auch – zu befördern. 

Die Information der wartenden Angehörigen ist mit hohen psychischen Belastungen 
verbunden, da mit zunehmender Wartezeit die Aggressivität der Wartenden typi-
scherweise zunimmt. Die finale Übermittlung der Todesnachrichten, nach erfolgrei-
cher Identifizierung der Opfer, ist dann mit einer Spitzenbelastung versehen und 
auch organisatorisch – je nach Lage – sehr anspruchsvoll und muss entsprechend 
vorbereitet werden. 

Bei allen Gefahrenabwehrmaßnahmen am Tattag ebenso wie bei den Maßnahmen 
des kommunalen Krisenmanagements in der Folgephase ist zu berücksichtigen, 
dass an mehreren Stellen verschiedene Stäbe und Verantwortungsbereiche mit der 
Bearbeitung und Bewältigung des Ereignisses beschäftigt sind. 

In Abhängigkeit von den örtlichen Verhältnissen ist davon auszugehen, dass diese 
Schadensereignisse immer mit mehreren Örtlichkeiten verbunden sind, d.h. neben 
dem eigentlichen abgesperrten Tatort gibt es noch eine Reihe von Sammelpunkten 
für Betroffene. Das bedeutet multiple Tötungsverbrechen dieser Art betreffen ein 
größeres Areal mit mehreren zu beachtenden Örtlichkeiten die teilweise in einiger 
räumlicher Entfernung zueinander liegen. 

 

 

8.4 Maßnahmenkonzept für Gefahrenabwehr und Prävention 

Es sind zwei Betrachtungsebenen zu berücksichtigen. Diese beziehen sich einerseits 
auf die inhaltliche Gliederung im Sinne einer Strukturierung der erforderlichen Ret-
tungsmaßnahmen im Einsatzfall, andererseits auf die Unterstützung und Optimierung 
des Informations- und Wissensmanagements in allen Einsatzphasen. 
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Abb. 8.1 Typische Aufbauorganisation zur Gefahrenabwehr bei Amoklagen  

 

Begleitend hierzu ist die Aufbauorganisation zur Gefahrenabwehr bei Amoklagen zu 
berücksichtigen. Abbildung 1 zeigt eine typische Aufbauorganisation sowie die Infor-
mationswege. Eingebunden sind dabei der Oberbürgermeister der jeweiligen Kom-
mune, die Polizei, der Führungs- und Verwaltungsstab. Diesen zugeordnet sind  
jeweils die Pressestelle, die verschiedenen Ämter und Gesellschaften sowie die Leit-
stelle und die Örtlichen Einsatzleitungen, denen wiederum Aufgaben und Abschnitte 
zugeordnet sind. 

Sinnvoll ist eine modulare, ganzheitliche Betrachtung des Ablaufs der nicht-
polizeilichen Gefahrenabwehrmaßnahmen bei multiplen Tötungsdelikten unter  
besonderer Berücksichtigung des Informationsmanagements.  

Dazu gehört: 

� Die Verbesserung des Informationsflusses vom Tatort und den weiteren  
relevanten Örtlichkeiten, wie Sammelstellen zu den Stäben. 

� Die Verbesserung des Informationsflusses zwischen den eingesetzten Stäben  
und Organisationen. 

� Die Verbesserung der unmittelbaren Bevölkerungsinformation durch eine  
wissensdatenbank-basierte Call-Center-Arbeit. 
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Notwendig sind dazu:  

� Die Analyse der Informationsbedarfe und -flüsse an den verschiedenen Stellen  
zu den verschiedenen Zeiten des Einsatzablaufs. 

� Die Anwendung von Methoden des Informationsmanagements. 

 

Es besteht ein dringender Bedarf für die Entwicklung, Konzeption und Erprobung 
eines Informations- und Wissensmanagementsystem bei gewaltassoziierten Scha-
densereignissen, das auf erfahrungsbasiertem Wissen aufbaut und Optimierungspo-
tenziale bei der Informationserhebung, -gestaltung, -verarbeitung und -vermittlung 
nutzt und in geeignete Maßnahmen umsetzt, um Bürgerinnen und Bürger noch bes-
ser bei diesen Taten zu schützen.  

Von besonderer Bedeutung ist dabei die Betrachtung des gesamten, über mehrere 
Wochen andauernden Einsatzkomplexes, einschließlich der Organisation und Absi-
cherung der offiziellen Trauerfeier, der Absicherung der individuellen Beisetzungen 
und insgesamt des kommunalen Krisenmanagements. 

 

 

8.5 Problemstellungen und Ziele 

Das Gesamtziel eines ganzheitlichen Konzeptes ist die Optimierung von Einsatz-
maßnahmen zur Rettung bei Amoktaten bzw. allgemein die Optimierung von Ein-
satzmaßnahmen zur Rettung bei multiplen Tötungsverbrechen.  

Schwerpunkt der Betrachtungen ist dabei das Informationsmanagement einerseits in 
der Akutphase des Verbrechens, die mit der Alarmierung beginnt und im Regelfall 
mit der Überbringung der Todesnachrichten am Tattag endet. Andererseits das Wis-
sensmanagement in der Folgephase, die mit dem Ende der Akutphase des Verbre-
chens beginnt und oftmals mehrere Wochen und Monate (ggf. Jahre) andauert, in 
denen die Beteiligten und Bürgerinnen und Bürger in das „normale“ Leben zurück-
begleitet werden und die nicht selten mit einer Trauerfeierlichkeit verbunden ist, die – 
je nach öffentlicher Anteilnahme – wiederum selbst eine komplexe Einsatzlage dar-
stellt. 

Besonders häufig betroffen sind dabei öffentliche Einrichtungen wie Schulen, da hier 
viele Menschen auf zumeist engem Raum anzutreffen sind und deshalb zum Ziel 
multipler Tötungsverbrechen werden können. Kommunale Einrichtungen sind so ei-
nerseits Ziel der Tat, andererseits sind sie die Infrastruktur für die Rettung und Ver-
sorgung der Bürgerinnen und Bürger. 
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Bereits nach dem Ereignis in Erfurt im Jahr 2002 gab es insbesondere im Bereich 
der polizeilichen Vorgehensweise erhebliche Veränderungen, die auch bei der Tat in 
Winnenden und Wendlingen wirkten. Da sich wegen der rechtlichen Zuständigkeiten 
die nicht-polizeilichen Einsatzmaßnahmen in die polizeiliche Besondere Aufbauorga-
nisation (BAO) einfügen müssen, und die Kräfte der nicht-polizeilichen Gefahrenab-
wehr dezentraler organisiert sind, konnten einheitliche Vorgehensweisen und Stan-
dards bisher nicht in dem notwendigen Maße entwickelt werden. Dabei besteht hier 
durch die enge Verzahnung von polizeilicher und nicht-polizeilicher Gefahrenabwehr 
ein besonderes Bedürfnis an Vorplanung, um unnötige Friktionen und Hemmnisse zu 
vermeiden.  

Zugleich sind bisher die umfangreichen Maßnahmen des kommunalen Krisenmana-
gements nahezu nicht betrachtet worden. Dabei sind die Städte und Gemeinden in 
solchen Situationen in ganz besonderer Weise, auch weit über die Maßnahmen der 
konkreten Gefahrenabwehr hinaus, über mehrere Wochen und Monate nach dem 
Ereignisbeginn gefordert. 

Aus den skizzierten Erfahrungen wurden zwei Teilziele abgeleitet: 

� Das erste Teilziel ist die Strukturierung und Optimierung des Informationsmana-
gements in der Akutphase wie aber auch in der Folgephase unter besonderer 
Berücksichtigung der Bevölkerungsinformation und deren Informationsbedürfnis-
se. So ist z. B. der Betrieb eines Call-Centers in einer solchen Einsatzlage insbe-
sondere in der Akutphase eine besondere Herausforderung. Im Rahmen eines 
Vorhabens sollen die Informationsbedürfnisse der beteiligten Stäbe der nicht-
polizeilichen Gefahrenabwehr, die Informationsbedürfnisse der örtlichen Einsatz-
leitung(en), der Betroffenen, der Beteiligten und der Öffentlichkeit erfasst, analy-
siert und strukturiert werden. Hieraus werden Möglichkeiten erarbeitet und wei-
terentwickelt, diese Bedürfnisse unter Beteiligung der kommunalen Rechenzen-
tren zu decken. 

� Das zweite Teilziel ist ein Modul-Handbuch für die Bewältigung der nicht-
polizeilichen Gefahrenabwehrmaßnahmen einschließlich des kommunalen Kri-
senmanagements bei Gewaltvorfällen, das entwickelt und bei Einsatzübungen 
erprobt wird. Am Beispiel von multiplen Tötungsverbrechen (Amoktaten) im 
Schul- und Universitätskontext werden Szenarien aufbereitet und Lösungen für 
eine optimierte Einsatzabwicklung geschaffen und in modularer Form bereit-
gestellt. Dabei wird auch hier der Ansatz verfolgt, neben der Akutphase in glei-
chem Maße die häufig über Wochen und Monate andauernde Folgephase zu be-
trachten. 
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Insofern stellt das hier beschriebene Konzept eine erweiterte Betrachtungsweise be-
reit, das modular aufgebaute Hilfen für ein ganzheitliches, übergreifendes kommuna-
les Krisenmanagement bereitstellt und für unterschiedliche Szenarien erprobt. Dabei 
stehen naturgemäß die Bürgerinnen und Bürger im Vordergrund, die es einerseits zu 
schützen und zu retten gilt, andererseits aber auch deren Informationsbedürfnis in 
angemessener Form gerecht zu werden gilt. Zudem ist ebenso der Anspruch der Öf-
fentlichkeit an gleichermaßen angemessenen wie gesicherten Informationen zu be-
achten, dem es gerecht zu werden gilt. 
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Abb. 8.2 In den Abendveranstaltungen des Sicherheitswissenschaftlichen  
Kolloquiums im Institut ASER e.V. in Wuppertal werden die für den 
Menschen grundlegenden Sicherheitsthemen behandelt – immer  
konstruktiv sowie mit Freude am Fach, an der Sache und an der  
teilnehmenden Community (v.l.n.r.: Prof. Dr. Ralf Pieper und  
Prof. Dr. Roland Goertz von der Bergischen Universität Wuppertal). 
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Dipl.-Sozialwiss. Gerd Dembowski 
Kompetenzgruppe „Fankulturen und Sport bezogene Soziale Arbeit“ (KoFaS) am 

Institut für Sportwissenschaft der Leibnitz-Universität Hannover 

 

 

9.1 „Alte Werte“ vs. Antidiskriminierung im Fußball: 
Ultras im Spannungsfeld ihrer Potentiale und Konflikte 

Organisierte, jugendkulturaffine Fanszenen1 sind einem stetigen Wandel unterwor-
fen. Motor dieses Wandels sind, eingebunden in dynamische gesellschaftliche Rah-
menbedingungen, identitäre Suchbewegungen der Fans: Es geht dabei um die Su-
che nach Selbstbestimmung in einem inszenierten Freiraum verbunden mit flexiblen 
Aushandlungsprozessen sowie der Forderung und dem Anspruch auf gleichberech-
tigte Partizipation und sozialem Engagement. In diesem Kontext spielen auch sozi-
almächtige wie personenfixierte Rangordnungen, unterschiedliche Formen von 
Pejorisierung und Diskriminierung eine strukturierende Rolle. Diese wiederum sind 
bestimmt durch Elemente hegemonialer Männlichkeit (vgl. Connell 2006) Autorita-
rismus, territorialem (häufig Weißem2) Überlegenheitsdenken, einer aggressiven 
Auslegung von „Wir und Die Anderen“, einem soldatischen Kämpferideal, Gewaltak-
zeptanz und einer entsprechenden Fokussierung auf Körperlichkeit Die unterschied-
lichen Figurationen des Konstrukts „Wir und Die Anderen“ und einer überlegenheits-
orientierten Interpretation „Wir sind besser als die Anderen“ (vgl. Elias/Scotson 1993) 
sind als gesellschaftlich nutzbare, soziale Machttechniken zu deuten. Die diversen 
Ausprägungen von Diskriminierung und Pejorisierung sind dabei z.B. Ausdrücke die-

                                            
1 Dieser Essay bezieht sich ausschließlich auf den Männerfußball der Profi-Ebenen. Im Hinblick auf 

den Wandel organisierter Fanszenen wird auf die Ansätze zur Betrachtung des Phänomens Ultra 
als „Temporäre Autonome Zone“ verwiesen (vgl. Dembowski 2013: 40; Bey 1994). 

2 „Weiß“ ist groß geschrieben, um im Sinne der Kritischen Weißseinsforschung u.ä. Ansätze auf eine 
soziale, politische und ökonomische Konstruktion bzw. Positionierung hinzuweisen (vgl. Eggers et 
al. 2009). 
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ser Machttechniken, derer sich Menschen bewusst und unbewusst bedienen, um ihre 
Position und ihre Interessen zu positionieren. Um Standpunkte zu sichern oder aus-
zubauen, können sich punktuell latente und offene Formen von Diskriminierung ver-
dichten. Dies geschieht auf der Basis kulturalisierter und naturalisierter Differenzen, 
d.h. mittels einer im Kern antiemanzipatorischen, ideologischen Verfestigung von 
„Wir und Die Anderen“. 

 

 

9.2 Die Gentrifizierung des Fußballs und seine Folgen 

Diese ambivalente, in sich widersprüchliche Konstellation interagiert mit einer 
Gentrifizierung des Fußballs3 . Diese Gentrifizierung beschleunigte sich im deutschen 
Profifußball mit dem Jahr 1992 über enorm erhöhte TV-Einnahmen für den Fußball, 
dem TV-Format ran, der Einführung der Champions League, von Regeländerungen, 
modernisiertem Equipment auf und um den Rasen. Gentrifizierung im Zeitalter des 
sich kommodifizierenden Fußballs umfasst einen bestimmten Grad an Kommerziali-
sierung und Eventisierung des Profifußballs, der auch auf die Amateur- und Kreisli-
gen ausstrahlt. Damit einher ging eine in zeitlichen Wellen medial wiederkehrende 
Moralpanik insbesondere gegenüber Gewaltereignissen und weiteren, mehrheitsöf-
fentlich als abweichend bzw. auffällig eingestuften Verhaltensweisen. Dies leistete 
sukzessiv zwar auch sozialpräventiven Instrumenten Vorschub, vorwiegend aber re-
pressiven und baulichen Maßnahmen (vgl. Heitmann/Klose/Schneider 1995 & Pilz 
2010). Die Gentrifizierung umfasst ebenso eine Durchkapitalisierung, Weltmarktori-
entierung und eine „Oligopolisierung“ (so schon Lindner/Breuer 1978: 84 ff.) des 
(Profi-)Fußballs, mit der Folge von sich verengenden Zugängen zu Ressourcen im 
Hinblick auf untere Ligen und Vereine. 

Im Kontext dieser Veränderung ist die Große Erzählung (Lyotard) des Fußballs, mit 
ihren aktuellen Facetten aus popkulturellen Einflüssen, aus feuilletonistischen, humo-
ristischen, ironisch-distanzierten und kosmopolitischen Elementen zu reflektieren. 
Dieses balancierende, fröhliche Vermengen von Information und „Wegwerfdenken“ 
(Bourdieu 1998: 49) lässt sich als Elffreundisierung4 bezeichnen und hat erheblich 
zur diskursiven Umschreibung des Fußballs als gesellschaftliches Großereignis bei-
getragen.  

Mit dem Wandel einher gehen aber auch aggressive Ideologien wie Soft Core Vari-
anten des Nationalismus oder hegemoniale Männlichkeit bis hin zu offen rechtsradi-
kalen Positionen und Haltungen. 

                                            
3  Gentrifizierung bezeichnet den Wechsel von einer statusniedrigeren zu einer statushöheren  

Gruppe in einem spezifischen Umfeld (vgl. Glass, 1964) 
4  Entlehnt vom entsprechenden, führenden monatlichen Fußball-Magazin Elf Freunde. 
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In den zurückliegenden ein, zwei Dekaden kommen schließlich Jugendliche ins Sta-
dion erfüllt von der Vision schneller TV-Schnitte, eines entrückten Startums, mit so 
etwas wie Metrosexualität5 sowie einer „Digitalisierung“ des Fußballs (vgl. Theweleit 
2004). Dies vollzieht sich in einem Umfeld steriler, anonymer gewordener Stadionar-
chitektur, markt- d.h. renditeorientierter, kundengruppenspezifischer Angebote und 
einer widersprüchlichen Regulierung zur Antidiskriminierung (Allgemeines Gleichbe-
handlungsgesetz). 

Die Folge: War man als organisierter Fan in den 1980ern überwiegend eher Proll, 
betreibt man 2013 vielmehr ein habituelles Code-Switching. Krawatte wird zeitweise 
gegen Fanschal eingetauscht. Prollig oder derbe benehmen geht dabei immer noch. 
Es geht darum, den ganzen kleinen Hass abzulassen. Dies imaginiert sich zu einer 
Dressur-, Kompensations- oder Katharsismaschine zur Verarbeitung eines diszipli-
nierenden, rollenüberhäuften Alltags. Zumindest verspricht das der mythologisierte 
Ort Fußball – und Fan glaubt daran. 

Auch im Hinblick auf seine organisierten Fankulturen wird das so umrissene soziale 
System Fußball durch die zunehmende „Sportifizierung“ der Gesellschaft eingerahmt 
(vgl. Horkheimer/Adorno 1997 & Bott 1998), in der die Symbolik und Logik des 
Sports im Sinne von Ellenbogenmentalität, also u.a. von Leistung, Effizienz und 
Durchsetzungsvermögen als Teil einer inkorporierten Wachstumslogik auf unter-
schiedliche Lebensbereiche übertragen wird: Die Symbolhaftigkeit des Fußballs als 
Trainingsfeld für Statussicherung im Kapitalismus zu Beginn des 21. Jahrhunderts. 

All diese Entwicklungen vollziehen sich im Verbund mit den modernistisch verkleide-
ten, „alten Werten“6, d.h. mit den schon erwähnten Elementen von hegemonialer 
Männlichkeit, Klassismus (Barone, 2007)  bzw. Sozialchauvinismus, Autoritarismus 
und Überlegenheitsdenken – auf der Folie von Halt, Bindung und Selbstbeweisung 
des Individuums über eine verschworene Gemeinschaft in der anonymen, gleichför-
migen Masse. Diese sich wie zu einem Gebräu vermengenden Denkmuster sind 
auch ein Treiber für „Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ (GMF) (vgl. Heit-
meyer 2007) und als bewusstseinsimmanentes Wissensarchiv von Abgrenzungs- 
und Durchsetzungsformeln in den Menschen auf unterschiedlichen Niveaus soziali-
siert und abrufbereit. 

Die vielseitige Aufladung des Fußballs innerhalb seines Regelsystems durch ein Re-
gime von Befehl, Strafe und Gehorsam hin zu dem schon erwähnten, binären, ab-
wertenden, aggressiv ausgelegten Figurationensystem von „Wir und Die Anderen“ 
prägt weiterhin auf subtile Weise den Diskurs. Dieses Konstrukt verstärkt sich in der 
                                            
5  „Metrosexual man, the single young man with a high disposable income, living or working in the city 

(because that’s where all the best shops are), is perhaps the most promising consumer market of 
the decade.“(Simpson, 1994) 

6  Hier handelt es sich um einen direkt aus der Fan- und insbesondere Hooliganszene entlehnten 
Begriff zur vereinfachenden Zusammenfassung neokonservativer Wertmuster. 
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wettbewerbs- und leistungsfixierten Teamordnung auf dem Feld und auch 
territorialisiert über die Fankurven. Eine einerseits ritualisierte, andererseits (grup-
pen-)dynamische soziale Performanz des „Wir und Die Anderen“ verfestigt sich in 
der erfundenen, historisch betrachtet noch sehr jungen Anderswelt des Fußballs und 
seinen Fankulturen.Qualitative Studien und auch die sozialethnografische Arbeit ent-
lang der Projekte des Autors seit 1994 lassen den Schluss zu, dass sich die „Deut-
schen Zustände“, d.h. die Bestandsaufnahme dessen, was die Gesellschaft in 
Deutschland zusammenhält und was sie auseinander treibt, bezugnehmend auf die 
langjährigen Forschungen des Instituts für Konflikt- und Gewaltforschung (IKG) um 
Wilhelm Heitmeyer an der Universität Bielefeld, durchaus im Fußballkontext in spezi-
fischer Weise spiegeln. GMF unter dem Dach der von Heitmeyer so benannten 
„Ideologie der Ungleichwertigkeit“ lassen sich im Fan- aber auch im institutionalisier-
ten Diskurs um und über den Fußball beobachten. 

Wenn Schnittmengen eines Wissensbestands von unterschiedlichen Abwertungs- 
und Ausgrenzungstechniken im Rahmen der o.g. „alten Werte“ sich situativ und tem-
porär potenzieren, kann GMF handlungsleitend werden. Dabei ist Neonazismus an 
den Rändern nur ein radikal zugespitztes Resultat einer Verdichtung von GMF, so-
zusagen die Spitze des Eisbergs, in dem neonazistische Akteure in der sich situative 
verhaltenden Menge aufgehen können. Neonazis, die mit ihnen Sympathisierenden, 
aber auch Fans die affin sind für GMF, passen sich erst einmal an die fanszeneinter-
nen Rangordnungen der Pejorisierungen und Diskriminierungen an, bevor sie selbst 
eine Marke setzen. Im Kontext Diskriminierung sagte ein Fan mit persönlichen Über-
scheidungen zur Lebenswelt der „Autonomen Nationalisten“ in einem Gespräch mit 
dem Autor einst: „Wenn ich in die Kurve gehe, dann schaue ich immer erst mal nach 
dem kleinsten gemeinsamen Nenner.“ Man geht subtil vor, betont „alte Werte“ und 
will so eine implizit eine kulturelle Hegemonie (Antonio Gramsci) im Mikrokosmos des 
Fußballstadions herstellen. 

Wenn bspw. ein bekannter Neonazi in der Kurve auftaucht und als Fan akzeptiert 
wird, kann allein seine Anwesenheit schon zu einer ausreichenden Botschaft und 
Türöffner werden. Seine Akzeptanz, die örtliche und zeitliche Trennung seiner neo-
nazistischen Identität von der vereinszentrierten Fanidentität bildet ein Problem, das 
womöglich größer ist als die zehn bis einhundert organisierten Neonazis selbst, die 
es in allen deutschen Stadien sicher gibt. Mit ihnen befassen sich immerhin staatli-
che Organe, Medien, evtl. Sozialpädagog_innen, bürgerliche Demonstrationen und 
Antifa-Gruppen. Die Zentrierung auf diesen Rand kann aber auch eine verkürzende 
Reduktion sein, in der nicht auf den „Extremismus der Mitte“ (vgl. Lipset 1958) ver-
wiesen wird. Es wird dann nicht verwiesen auf die große Masse, die mit ihren, sich 
selbst bezeichneten Nichtrassisten und Nichtneonazis eben Rassist*innen und Neo-
nazis toleriert, anstatt sich aus demokratischer Notwendigkeit aktiv dagegen zu posi-
tionieren. Die Losung Keine Politik im Stadion – Football without Politics wird zur „re-
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pressiven Toleranz“ (vgl. Marcuse 1966) und schützt Neonazis, während sie zivilcou-
ragierte Fans zu Nestbeschmutzern macht und ihnen die Legitimität als Fans ab-
spricht. Sie machten in Politik, die anderen nur in vermeintlich entpolitisierten „alten 
Werten“. 

 

 

9.3 Die Ultras als Reaktion auf die Gentrifizierung 

In Anbetracht der größten deutschen Fanvereinigung „Unsere Kurve“ und des Ge-
samtaufkommens der Stadionbesucher bilden Ultras als Teil organisierter Fanszenen 
in Deutschland eine quantitativ eher kleine Gruppe. Dennoch können sie als Grad-
messer, als Seismograph für die Entwicklung der Zusammensetzung der Zuschauer 
in den Stadien und ihres Habitus gelten (vgl. Verma 2006, Pilz et al. 2006, Gabriel 
2009, Gabler 2009 und 2010, Sommerey 2010). Dies wird deutlich, wenn die Ultras 
vor dem Hintergrund der Gentrifizierung des Fußballs und des in medialen Wellen 
auftretenden, moralpanischen Sicherheitsdiskurs betrachtet werden. 

Die in den 1990er Jahren aufkommenden, sich demografisch grob zwischen 13 und 
40 Jahren bewegenden Ultras in Deutschland waren primär zunächst als eine intrin-
sisch motivierte Reaktion auf stagnierende Hingabe und die leidende Stimmung in 
den Stadien zu begreifen. Mehr als ihre Vorgängerszenen bildungsbürgerlich geprägt 
(vgl. Gabriel 2009: 38), entwickelten sie „eine immer größere Sensibilität für ihre ei-
gene Anwesenheit“ (Pilz/Wölki 2010: 7), die viel mit dem Verlust von identitätsstiften-
den Angeboten der Vereine und einem damit einhergehenden, romantisierenden 
Wunsch nach Authentizität, nach einem Rückzugsort gegen die empfundene Auflö-
sung sozialer Milieus und stringenter Biografieverläufe (Ulrich Beck, Wilhelm Heit-
meyer) zu tun hat. Im Zuge des Booms der Bundesligen, hat die Kommerzialisierung, 
d.h. die Kommodifizierung des Fußballs „ein Vakuum an lokaler Identität geschaffen“ 
(FAZ, 29.9.2011). Die sich entsprechend wandelnden Vereine konnten und können 
den Wunsch nach einem Konstrukt von Authentizität, nach etwas Höherem als das 
als klein empfundene Selbst, nicht mehr so bündeln, wie noch am Anfang der Ge-
schichte ihrer Zuschauerkulturen (vgl. Lindner/Breuer 1978: 89 ff.). Das Bedürfnis 
von Fußballfans nach Identifikation mit einem Stammverein ist aber weiterhin stark 
ausgeprägt. Während Spieler und Trainer kommen und gehen, bleiben die Ultras. 
Sie erheben sich deswegen selbst zum Leitbild und können somit als ein indirektes 
Produkt einhergehender Entfremdungstendenzen, des sukzessiven Wandels von 
Vereinen zur Marke im Spannungsfeld von o.g. „alten“ und antidiskriminierenden, 
d.h. emanzipatorischen Werten begriffen werden. 
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9.4 Ultras: Erfindung von Gruppe und Gemeinschaft mit 
androzentrischem Vorzeichen 

Das Gefühl von Halt und Bindung in einer Gemeinschaft sowie „Stimmung gestalten“ 
und „Emotionen erleben“ sind stets die zuerst genannten Treiber für die Ultras. Dies 
funktioniert  über ein empfundenes Aufgehen in der Masse und die Entladung über 
gemeinschaftliche Rituale als erfahrenes Emotionserleben. Ultras bedienen sich 
hierbei des Konstruktes einer kollektiven Identität (vgl. Riedl 2006: 158 ff.)7. Diese 
Idee bzw. Illusion einer kollektiven Identität ist diffus, ja simuliert, da sie in inkohären-
ter Weise ein Nebel aus Vereins- und Selbstbild bedeutet: „Da es sich um kommuni-
kativ erzeugte Identitäten sozialer Systeme oder anderer sozialer Zusammenhänge 
handelt“, so Lars Riedl, „ist auch klar, dass die Mitglieder, die sich mit diesen Syste-
men identifizieren, weder identisch mit der kollektiven Identität sind noch ihre indivi-
duelle Identität völlig aufgeht“ (Riedl 2006: 159). „Nach innen wird Gemeinschaft vor 
allem durch die Kommunikation von Solidarität, Nähe, Loyalität, Reziprozität erzeugt. 
Dadurch entstehen sich intern stabilisierende Erwartungsbündel und eine Grenze 
nach außen“ (Riedl 2006: 163). Für das Individuum ist davon auszugehen, dass mit 
dieser Konstruktion die Idee einer gesellschaftskompensatorischen, kathartischen 
Funktion verbunden ist (vgl. Endemann/Dembowski 2010: 23). 

Die Möglichkeit der Entladung ist laut Elias Canetti „der wichtigste Vorgang, der sich 
innerhalb der Masse abspielt“ (Canetti 2003: 16), in der alle Individuen ihren Trotz in 
fiktiver Gleichheit (vgl. ebd: 63) empfinden wollen. Eine stadion- bzw. fangruppen-
übergreifende Öffentlichkeit, in der man sich dazu exponiert bewegen kann, spielt 
dabei einen grundlegenden Repräsentationsrahmen. Die Repräsentation der Gruppe 
nach außen und die Reproduktion der Binarität des Fußballs mit „Wir und Die Ande-
ren“, bekräftigt mit eigenen Symbolen, sind dabei die konstituierenden Elemente. 
Ultras fallen durch ein ausgeprägtes, identitäres Gruppendenken mit einem, diesem 
Denken stets innewohnenden Freund-Feind-Schema auf, parallel zur Binarität des 
Fußballs und seinem schon erwähnten Regime aus Strafe – Befehl – Gehorsam. 
Diesem Zusammenhang mit der Abgrenzung und dem Verteidigen der eigenen 
Gruppe und ihrer Symbole (Schals, Banner, Territorium), gehören einerseits Ehre, 
Stolz, Würde und Ruhm der eigenen Gruppe genauso dazu, wie andererseits Parti-
zipationsideen, „Solidarität, Respekt, Toleranz, Selbstreflexion, Ehrlichkeit und Hin-
gabe“ (Gabler: 2010: 187), in Sinne einer widersprüchlichen Mischung von „alten“ 
und potentiell emanzipatorischen Werten. 

 

                                            
7  Eine ausführliche Ausarbeitung zur Illusion kollektiver Identitäten bei Ultras und den damit ver-

knüpften ritualisierten Handlungen ist an anderer Stelle geplant. Gleiches gilt für einen ausführ-
lichen Blick auf Frauen als Ultras, Gewaltförmigkeiten bei Ultragruppen und dem Spannungsfeld 
Ultras – Polizei. 
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Konstruktivistisch8 verdoppeln sie Gegenwart und Gemeinschaft (vgl. Becker/Pilz 
1988: 38 f.). Eine solche Gruppenkohäsion kann für viele Mitglieder zum Lebensmit-
telpunkt bzw. zentralen Lebensinhalt werden (vgl. Linkelmann/Thein 2011: 50). Mehr 
als spezifische Fankulturen zuvor postulieren sie die Idee 'Ultra' als täglich tragfähi-
gen Lebensstil und -gefühl, als Familienersatz, als Liebe zu ihrer Idee vom Verein9. 

Was die Ultras dabei eint, ist der Wille zur betonten Inszenierung der eigenen Grup-
pe und des dazu gehörigen Fußballklubs. Angesichts der akribischen Vorbereitung 
und des Timings von (Massen-) Choreografien, Bannern und sog. Doppelhaltern, 
Sprechchören, der illegalen Pyrotechnik, des Material- und Kostenaufwands, der On-
line-Vernetzung z.B. über Foren und Fanzines übertreffen sie in ihrer Hingabe, aber 
auch im Willen, Zeit und Geld zu investieren, die vorangegangenen Fan- und Stim-
mungskulturen in deutschen Fußballstadien. Ultras mieten Hallen zur Vorbereitung 
von Massenchoreografien, betreiben eigene Jugendräume, sammeln Gelder für 
wohltätige Zwecke, organisieren Auswärtsfahrten und Fanturniere, helfen sich bei 
der Bewältigung des Alltags z.B. durch Nachhilfeunterricht und Bewerbung schrei-
ben, bewegen sich mit inklusiven Aktionen auf  Geflüchtete zu, sind bedeutend zur 
zumindest vordergründigen Durchsetzung eines antirassistischen Kontextes10 in 
zahlreichen Ultragruppen, etc. 

So wird sich sichtbar traditionsbewusst hinter eine eigene Idee des Vereins gestellt 
und von derb bis ironisch-distanziert das gegnerische Team und dessen Fans be-
grüßt. Darüber hinaus haben Ultras als kritische Masse parallel ein instrumentelles 
Verhältnis zum Verein entwickelt (vgl. Gabriel 2009: 39). Sie inszenieren in der Art 
eines Patchwork mit eigenen jugend- und protestkulturellen Ansprüchen in erster Li-
nie sich selbst (vgl. Verma 2006: 106). Ultras basteln sich ihre Leitbilder selbstrefe-
rentiell zusammen, wenn Gesellschaft bzw. der Fußball keine adäquat ausfüllenden 
(mehr) anbietet. 

Im Hinblick auf die langfristige Entwicklung des Individuums, sind sich Forschende 
und Szenebeobachtende zum größten Teil einig, dass Ultragruppen durchaus Ele-
mente des Erlernens demokratisch-partizipatorischer Prozesse und einer Entwick-
lung von Skepsis und gesellschaftskritischem Hinterfragen befördern. Parallel bestä-

                                            
8 Wie George Herbert Mead (1973) herausstellt, schaffen Menschen eine soziale Wirklichkeit, die 

ihren Nachkommen dann als objektive Wirklichkeit erscheint. 
9 Entsprechende Formulierungen tauchen immer wieder in Erklärungen zum Selbstverständnis der 

meisten Ultragruppierungen in Deutschland auf. Ein Beispiel: „Jeder, der Borussia liebt, kann ein 
Ultra sein. Bei uns gibt es Straßenarbeiter wie Lehrer – alle sind vereint in der Liebe zu Borussia. 
Es hat etwas von Religion für uns.“ (www.rp-online.de/sport/fussball/borussia/wir-ultras-sind-eine-
subkultur-aid-1.3103032; abgerufen am 15.4.2014) 

10 Zwar gibt es in einigen Gruppierungen auch antinationale, antihomophobe, gar antisexistische 
Bemühungen. Solche Bemühungen stehen aber in einer Hierarchie von Diskriminierungsformen 
hinter den antirassistischen, besonders in Anbetracht von subtilen Formen von Sexismus und der 
Bestätigung hegemonialer Männlichkeiten. 
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tigen sie jedoch das Fankulturen-Umfeld als Einübungsfeld hegemonialer Männlich-
keit, Gewaltakzeptanz und anderer Versatzstücke der o.g. „alten Werte“ mit entspre-
chenden, z.T. aufgabenspezifischen Rangordnungen, in denen Frauen – besonders 
in exponierten Positionen – stark unterrepräsentiert sind. Innerhalb dieser setzen 
sich Ultras eigene Regeln, die reformierbar und von Gruppe zu Gruppe durchaus 
unterschiedlich sein können. Die Wichtigkeit, eigene Regeln zu finden, liegt z.T. be-
gründet im ausgeprägten, vor allem bei Jugendlichen und jungen erwachsenen Men-
schen üblichen, intrinsisch motivierten Gestus des Aufrührers, der zunächst nicht 
unbedingt an einer politisch klar definierten Motivation ausgerichtet sein muss. 

Eingebettet in das System der Rangordnungen und das Geflecht hegemonialer 
Männlichkeit war und ist es besonders für die wenigen Frauen immer schwer in den 
fankluborientierten Szenen eigene (Gruppen-)Identitäten zu entfalten. Frauen galten 
oft als Anhängsel. Bis heute müssen sie – wie auch junge Männer – durch die dis-
kursive Schule – wie oben bereits expliziert – hegemonial männlich vorgeprägter 
Fanstrukturen, um sich zu etablieren. Mit dem Unterschied zu Männern, dass Frauen 
meistens Fans auf Bewährung bleiben: Ihr Interesse droht ständig auf der Folie einer 
konstruierten Authentizität hinterfragt und überprüft zu werden. Im Gegensatz dazu 
steht die „patriarchale Dividende“ (Connell 2006: 100) der Männer, deren Interesse 
für den Fußball als naturalisiert gilt. In zahlreichen Fanklubs gab es Aufnahmestopps 
für Frauen und bis heute werden Frauen aus paternalistischem Schutzdenken und 
wegen des Gruppenansehens bei den sog. Ultramärschen zum Stadion immer mal 
wieder aus den vorderen Reihen verbannt. Dennoch fügen sich zahlreiche Frauen 
heutzutage nicht mehr einer ihnen zugetragenen, potentiellen Opferrolle. In organi-
sierten Fanszenen versuchen sie mit unterschiedlichen Herangehensweisen klassi-
sche wie subtile (Hetero-)Sexismen zu enttarnen und Alternativen zu schaffen (vgl. 
Sülzle 2011). Sie besetzen den Ort Fußball zunehmend selbstbewusst, während sie 
je nach Situation weiterhin auf sozial konstruierte Zuschreibungen wie Mildtätigkeit 
und Friedfertigkeit, zur „Mutter der Kompanie“ oder zum Sexualobjekt reduziert wer-
den können. Somit bleiben Ultras in ihrer Entwicklung insgesamt betrachtet stets 
ambivalente Gruppen, die „alten Werte“ und Traditionsbewusstsein einbinden kön-
nen. 

Die interne Gruppenhierarchie setzt vor allem auf die Einschätzungen sich nach An-
sicht der Gruppe verdient gemachter, erfahrener Mitglieder, mitunter in einem perso-
nell beschränkten „dirretivo“, also im Sinne einer leitenden Funktion. Dabei ist es 
wichtig, dass die einzelnen Meinungen im Plenum eingebracht und diskutiert werden 
können, was einer gefühlten Gleichberechtigung bzw. Parität untereinander gleich-
kommt. Da aber davon ausgegangen wird, dass letztendlich die eigenen Gruppen-
mitglieder „das Gleiche fühlen“ und „für den Verein das Beste“ wollen 
(Linkelmann/Thein 2011: 44), wird nach außen stets der Gruppenkonsens verteidigt. 
Jannis Linkelmann und Martin Thein zitieren einen Ultra: „Ultra ist für mich persönlich 
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einfach die kompromisslose Loyalität gegenüber der Gruppe. Was aber nicht heißen 
soll, dass man eigene Meinungen (...) deswegen aufgeben muss (...). Sondern man 
(...) macht das praktisch automatisch, dass man hier und da sein eigenes Ding so ein 
wenig zurückfährt, (...) um eben der Gruppe einen eigenen Antrieb oder in einer be-
stimmten Situation ein besseres Standing, etc. zu geben. Also die gnadenlose innige 
Liebe zur Gruppe“ (ebd.). Die vielfältig unterschiedlichen, indifferenten Einstellungen 
einzelner Ultras (vgl. Linkelmann/Thein 2011 und Gabler 2010) zeigen, dass dieses 
„Gleiche“ eine manifeste, nahezu leerformelhafte Annahme ist, die nicht näher über-
prüft bzw. reflektiert wird. 

Zusammenfassend: Während soziale Aushandlungsprozesse, Selbstregulierungs-
mechanismen, Self-Empowerment und die Ausdrucksformen von Ultras sich in ei-
nem ständigen Fluss befinden, bleiben die Strukturen im Kern androzentrisch ge-
prägt, bis hin zu scheinmodernisierten Männlichkeitstrends (vgl. Dembowski/Bott 
2006: 218 ff.), die z.B. als „weicher“ assoziierte Männlichkeitsformen integriert sind. 
Diese Scheinmodernisierung funktioniert über die Hinzufügung einer Facette in der 
Angebotspalette von „Männlichkeiten“, die in unterschiedlichen Kontexten gewech-
selt werden können. Trotz Berücksichtigung der Existenz und Versuche des Enga-
gements von Frauen in Ultraszenen kann konstatiert werden, dass die Ultrabewe-
gung ihrem Wesen nach eine genuin, im tradierten Sinne männliche ist. 

 

 

9.5 Zur Wertepermutation der Ultras 

„In vielen Städten – unabhängig von der Lizenzzugehörigkeit – ist ohne weiteres der 
Eindruck zu gewinnen, dass die Ultras die zur Zeit größte und attraktivste jugendliche 
Subkultur darstellen und immer mehr fußballferne Jugendliche, die die über den 
Fußball hinausgehenden kulturellen Ausformungen der Szene attraktiv finden, sich 
den Gruppen anschließen“ (Gabriel 2009: 39). Auch die Frankfurter Allgemeine Zei-
tung konstatiert: „Ultras haben sich zu einem bedeutenden Teil der deutschen Ju-
gendkultur entwickelt, sie haben sich längst von den Interessen der Vereine gelöst 
und verfolgen ihre eigenen Ziele“ (FAZ, 29.9.2011), die sie im Gegensatz zur kom-
merziellen Tendenz der Vereine als die ursprünglichen des Fußballs postulieren. 

Um die Intensität ihres dahin gerichteten Supports und den so erwünschten Zusam-
menhalt vor sich selbst rechtfertigen zu können, entsteht ein „Fetischismus des verlo-
renen Objekts“ (Baudrillard 1982: 113 f.). Ultras berufen sich auf längst im Zerfall be-
findliche Vereinsrealitäten, auf Ideen von Tradition und fanhistorischem Herkunfts-
bewusstsein. In Überhöhung und Verklärung der eigenen historisch außerordentlich 
kurzen Vereinsgeschichte kritisieren sie insbesondere sog. „Retortenklubs“ wie die 
VfL Wolfsburg, TSG 1899 Hoffenheim oder RB Leipzig und positionieren sich „gegen 
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den modernen Fußball“11. Sie mahnen diesen so empfundenen Werteverfall nicht nur 
an, sondern versuchen, sich selbst und der eigenen Gruppe die damit aus ihrer Sicht 
positiv zu erhaltenen „alten Werte“ unter den ideologischen Vorzeichen der Postmo-
derne selbst aufzuerlegen. 

In der Überhöhung solcher Werte sehen sie sich als wahre Hüter von Stimmung und 
Tradition im Fußball. Sie ziehen Personen als Helden und Erfolgsdaten mit Helden-
status aus der Vereinsgeschichte heran und halten sie – im wahrsten Sinne des Wor-
tes auf Bannern – in ikonischer Weise dem Team und dem Verein vor. Im Verlauf der 
Entwicklung der Ultras hat es sich zu einem zentralen Moment entwickelt, dass sie 
den Vereinen und Verbänden auf vielerlei Art und in Situationen zu verstehen geben, 
dass diese ihr identifikatorisches Potential zunehmend verspielt haben. Ultras sind 
ein vorläufiges, posttraditionelles Ergebnis (vgl. Klein/Meuser 2008: 9 ff.) eines Ab-
nabelungsprozesses des Fußballs von seinen Fans. Sie tun alles für den Verein, so 
wie sie ihn sich in ihrem Identitätskonstrukt eklektizistisch zusammenbauen. Dabei 
sind rabiat wirkende Unmutsäußerungen verbaler und physischer Art nie so ange-
legt, dass sie die Erfindung der Fan-Identität, des Konstrukts des eigenen und des 
anderen Vereins sowie eine Sicht auf Fußball als etwas Richtiges im Falschen gene-
rell umwerfen. 

Im Vergleich zu früheren Phänomenen der Zuschauerkulturen hat die Abfolge der 
Ultragesänge im Stadion oftmals nichts mit dem eigentlichen Spielgeschehen auf 
dem Rasen zu tun. Der Vorsänger, genannt Capo, sitzt auf dem Zaun, demonstrativ 
mit dem Rücken zum Spielgeschehen. „Wichtiger“, als die Begeisterung für den 
Fußball, so Jonas Gabler, „ist vielmehr ihre eigene Leistung: Wie gut war die Chore-
ografie? Wie laut, kreativ und ausdauernd war der Support?“ (Gabler 2010: 56). Auch 
in der Dokumentation „Gate Eight. Fußball im Gleichgewicht - Ultras Nürnberg“ von 
Christian Mößner verdoppelt ein Ultra Leistungs- und Wettbewerbsgedanken: „Wir 
können den Verein erst kritisieren, wenn wir selbst unsere Leistung gebracht haben“ 
(www.youtube.com/watch?v=EfGQWH607GU, Abruf am 15.4.2014). 

In seltenen, öffentlich gern überbetonten Fällen, steht der Platzsturm durch einige 
Wenige oder die Einschüchterung von Spielern durch symbolische Aktionen12, Bus-
blockaden und direktes Zur-Rede-Stellen. Hinzu kommt, dass das Songrepertoire 
bereits bei Vortreffen abgestimmt werden kann. Am Ende kann dem Verein die sym-
bolische, so gut wie nie eingelöste Warnung suggeriert werden, die Ultras auf einem 
Banner einmal klar formulierten: „Wir könnten auch ohne euch!“ 

                                            
11  Womit sie den sich weiter kommodifizierenden Fußball und seine sich beschleunigende 

Gentrifizierung insbesondere seit 1992 meinen. 
12  Bei Dynamo Dresden hoben 2008 Fans des Nachts elf Gräber auf dem Stadionrasen aus, um Leis-

tung anzumahnen. 
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Jannis Linkelmann erklärt, „dass wir es mit einer Jugendkultur mit eigentlich konser-
vativen Werten zu tun haben“. (...) „Freundschaft ist zentraler Wert, dazu kommt ein 
stark ausgeprägter Heimatpatriotismus: für unsere Mannschaft, für unseren Verein, 
für unsere Stadt, für unsere Gruppe“ (zit. nach FAZ, 29.9.2011). Was Ultras eint, ist 
ihre territorial (selbst-)bestimmende Ausrichtung, da die Manifestation von Orten – 
einer gefühlten Region, der sich ein Ultra zugehörig fühlt – zumindest in ihrem Etikett 
ein unveränderliches Kennzeichen ist. Auch wenn Vereine ständig ihre personelle 
Zusammensetzung, die Trikotfarben oder das Klubwappen ändern, wenn ein Stadi-
onname durch das Werbeinteresse von Konzernen mehr als nur einmal gewechselt 
oder gar ein neues Stadion für den eigenen Verein in einem anderen Stadtteil errich-
tet wird: die Stadt mit ihren identitär von den Ultras angeeigneten, z.T. überhöhten 
Merkmalen bleibt am gleichen Fleck. Als personifiziertes Pendant dazu gestalten sich 
die Ultras. Dabei kann es zu einem regelrechten Pfadfindertum kommen: Ultras an-
derer Städte wird angesagt, an welchen Orten der gegnerischen Stadt sie sich bes-
ser nicht sehen lassen sollten. Auch jenseits von Spieltagen werden Ultras anderer 
Städte in der Öffentlichkeit von heimischen Ultras aufgefordert, ihre ultraaffine Klei-
dung, die eine Anhängerschaft zu einem „falschen“ Verein kennzeichnet, abzulegen. 
Wird die eigene Fahne gestohlen, sollte sich die ihrer „Ehre“ und ihrem Identitätskern 
bestohlene Gruppe auflösen. 

Über die Erfindung einer eigenen 'community' mit eigenem Leistungssystem – also 
im vielschichtigen Wettstreit mit anderen Ultras – eignet sich eine Ultragruppe den 
Fußball konstruktivistisch an: sie erfindet für sich den Verein neu. Eine Ultragruppe 
bildet also eine Gemeinschaft gegen einen unscharf definierten „modernen“, d.h. sich 
weiter kommodifizierenden Fußball und stellt ihre ausdiskutierten Regeln gegen die 
der etablierten, definitionsmächtigeren Ordnung. Ultras sind also nicht nur eine Reak-
tion auf, sondern auch ein symbolisches Aufbäumen gegen die  scheinbar unaufhalt-
same Kommerzialisierung (vgl. Klein/Meuser 2008: 11), ein möglicher Seismograf, 
der präsente und zukünftige Folgen dieser Entwicklung ausmalen kann. 

 

 

9.6 Aspekte der Ultras als „Temporäre Autonome Zone“ 
(Hakim Bey) 

Ultras formieren eine sozial-evolutionäre Jugendsubkultur. Sie agieren mal mehr und 
mal weniger bewusst mit dem Gespür für und dem Wissen um unterschiedliche Fan-, 
aber auch Jugend(sub)kulturen. So wird die eigene Existenz intuitiv eingebettet in 
das soziale Wissen um die Kultur- und Gefühlsgeschichte der Jugendbewegungen. 
Wie eine Jugend(sub)kulturmaschine können Ultras bedürfnisorientiert laufend neue 
Erscheinungsformen und Aussagen aufgreifen und z.T. ungeachtet von klassisch 
politischen „Schubläden“ in ihre Formierung als Gruppe einarbeiten. Auch das Phä-
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nomen, dass sich auf den Rängen seit langem Fußballinteressierte aus unterschied-
lichen Jugendkultursegmenten individuell mischten und es spätestens seit Anfang 
der 1970er Jahre Anleihen in der Pop- und Schlagermusik gibt, entwickeln die Ultras 
erheblich weiter. 

Ultras nehmen stilbewusst Anleihen z.B. im Hip-Hop, im Punk, in der Grafitti-Szene, 
in Gangkulturen, gar in Wechselwirkung mit Ausdrucksformen von Teilen der auto-
nomen Linken genauso wie der „Autonomen Nationalisten“ (vgl. Suermann 2011). 
Vielerorts formulieren Ultras also eine Art Crossover aus Jugend(sub)kulturen, der in 
Form und Inhalt wandlungsfähig sein kann. Es herrscht ein regelrechter Update-
Druck: Wer die brandneuen Choreografien, die diversen Vorfälle bei Spielen und die 
entsprechenden Online-Forendiskussionen über all das stets verfolgt, ist gut dabei. 
Mit dem Blick auf ihre ausgeklügelte Organisation kann von einer Professionalisie-
rung und einer hoch technisierten Jugendkultur gesprochen werden. 

Die aus anderen, jüngeren Jugend(sub)kulturen bekannten Kategorien „Fame“ 
(Ruhm im Hinblick auf den Ruf) und „Respekt“ sind im Fußballumfeld sichtbarer hin-
zugekommen. Ultragruppierungen haben „Respekt“ für die beeindruckende Choreo-
grafie oder das soziale Engagement von ansonsten als Kontrahenten definierten 
Fangruppen, solange das eigene Territorium nicht entehrt wird. Entehrung über 
Schal- und Bannerklau sowie ein Betreten symbolisch aufgeladener Orte – durchaus 
mit körperlichen Auseinandersetzungen und gezielten Überfällen auf andere Ultra-
gruppen – gehören inzwischen zum Identitätsrepertoire von Ultras. 

Der Einsatz von illegaler Pyrotechnik im Stadion unterstützt den Gestus einer sol-
chen Gruppeninszenierung. Sie ist Teil einer männlich-geprägten, tribalistisch-
territorialen Repräsentanz und symbolischen Eroberung des gegnerischen Terrains. 
Sog. 'Pyros' sind das Signal, dass man präsent und wirkungsvoll bereit zum 'Support' 
des eigenen Teams und der eigenen Gruppe ist. Es ist eine symbolische Drohung, 
dass man den 'Support' eindrucksvoller gestalten wird, als die gegnerische Gruppe in 
der Fankurve gegenüber. Da vor allem auswärts gezündelt wird – nicht nur, weil man 
dort weniger fürchtet, vom Ordnerdienst aufgegriffen zu werden – ist es ebenso eine 
Entweihung der gegnerischen Arena, eine Demonstration, dass man es geschafft 
hat, das illegale Material trotz hoher Sicherheitsstandards hereinzuschmuggeln. Im 
öffentlichen Sicherheitsdiskurs hat sich die „Fackel“ von allen Seiten symbolisch 
überhöht aufgeladen, besonders in der bis zum 12.12.2012 gipfelnden Moralpanik 
entlang des DFL-Papiers „Sicheres Stadionerlebnis“. Ultras befürchteten mit viel Pa-
thos das Ende der Fankultur und leiteten unter dem Motto „12:12 – Ohne Stimme 
keine Stimmung“ den wohl weitläufigsten Fanmassenprotest in der Geschichte des 
Fußballs an. 

Soziale Evolution in jugendaffinen Protestformen bedeutet in Ultragruppen, sich reak-
tiv wie pro-aktiv mit dem Bestehenden auseinanderzusetzen, um Entwicklung zu ge-
währleisten. Dabei werden zwangsläufig Spielräume geltender Normen ausgelotet, 
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Gewaltförmigkeiten sind inhärent13, auch aufgrund der eigenen Einbindung in gesell-
schaftliche Machtverhältnisse und die Reproduktion dieser Verhältnisse z.B. durch 
eigene Hierarchie-Konstrukte. Getragen wird dies von der Fortschreibung hegemo-
nialer Männlichkeit, der Zementierung eines „Wir und Die Anderen“. Äquivalent zur 
Heterogenität der Ultraszenen in Deutschland ist ihr Gewaltbegriff uneinheitlich bzw. 
ambivalent (vgl. Sommerey 2010: 130). „Es gibt praktisch keine Ultragruppe, die der 
Gewalt grundsätzlich abschwört“ (Gabler 2010: 124) oder sich ausreichend von ge-
waltaffinen Mitgliedern distanziert. In zahlreichen Ultragruppen haben sich sog. 
„Ackergruppen“ herausgebildet. In zahlenmäßig minimaler wie loser Zusammenset-
zung lösen sie sich im Stile einer Arbeitsgruppe regelmäßig aus den hauptsächlichen 
Ultrakontexten heraus, um sich z.T. auch unabhängig von Spielen zu körperlichen 
Auseinandersetzungen mit Gleichgesinnten aus anderen Ultragruppen in beiderseiti-
gem Einverständnis körperlich gewalttätig zu messen. Zwischen 2012 und 2014 lässt 
sich für zahlreiche Ultragruppen sagen, dass die Reflexion über die eigene Positio-
nierung zur Gewalt eher nachgelassen hat. 

Zusätzlich hat sich gegenseitig ein Feindbild Polizei – Ultras bzw. Ultras – Polizei 
hochstilisiert, in der fortlaufende Dialoge und Konfliktschlichtung bis 2014 erheblich 
schwieriger geworden sind. Wenn Ultras und Polizei in brenzliger Situation zusam-
mentreffen, können sich besonnene Ultras mit gewaltaffinen solidarisieren – so wie 
es ebenso die Polizist*innen innerhalb ihrer Gruppe tun. Definitionsohnmächtig ge-
genüber einer als entfremdend empfundenen Kommerzialisierung des Fußballs mit 
seinen immer weniger werdenden Identitätsangeboten, entwickelte sich bei der 
Mehrheit der Ultras eine „resistance identity“ (vgl. John M. Hagedorn 2008: xxvii ff.)14 
mit organisierter Provokation als soziale Technik. In der „resistance identity“ erleben 
Ultras ihre gewaltförmigen Ausprägungen im Hinblick auf die Polizei gegensätzlich zu 
den Hooligans als reaktiv. Während bei den Hooligans Gewalt eher als überzeichne-
ter Ausdruck von Leistung, Effizienz und Utilitarismus zu werten ist, formiert sie sich 
in den situativen Ausbrüchen von Ultras eher als Ausdruck der Kommerzialisierung 
mit ihrer einhergehenden Freiraumbedrohung und dem Erleben von Polizeieinsätzen 
als empfundene Willkür und Repression. Während Hooligans die Polizei als gegeben 
akzeptierten und auf einer hegemonial männlichen Ebene respektierten, nehmen 
Ultras eine politische Protesthaltung gegenüber der Polizei ein und kritisieren organi-
siert polizeiliche Vorgehensweisen. 

                                            
13  Der 2011 veröffentlichte Jahresbericht der polizeilichen Zentralen Informationssammelstelle Sport 

(ZIS) zeigt allerdings, dass nur 0,005% der Stadionbesuchenden durch Fangewalt oder bei Poli-
zeieinsätzen verletzt werden, erheblich weniger als wenn Deutschlands Schützenfeste oder Wo-
chenend-Kneipenschlägereien als Szene betrachtet würden. 

14  Im Gegensatz zu den von Hagedorn untersuchten Jugendgangs handelt es sich bei Ultras zu-
nächst um domestizierte Widerstände, da sie als eher bildungsbürgerlich beeinflusste Gruppierun-
gen sich frei gewählt in repressive Situationen bringen und die Wahl haben, außerhalb des Fuß-
ballumfeld als vorwiegend weiße, deutsche Männer relativ privilegiert leben zu können. 
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Ultragruppen werden in der öffentlichen Debatte zu „folk devils“ (Stanley Cohen) 
stigmatisiert, obwohl die Fallzahlen gegenseitiger sog. „Fangewalt“ sehr niedrig 
sind15. Es führt zu einer Atmosphäre, in der Ultras sich als gemachte Störenfriede 
bestätigt fühlen können. In diesem Zusammenhang sollten gewaltförmige Provokati-
onen gegen die Polizei als gruppenhistorisch eingeschriebene Reaktionen auf die 
rigide Wahrnehmung durch und Erfahrungen mit der Ordnungsmacht sowie gegen-
seitige Kommunikationsdefizite – und nicht nur als das Ergebnis einer sich mit ge-
sellschaftlichen Normen und Gesetzen befindlichen Jugendbewegung – analysiert 
werden. 

Auch wenn sich Ultras nach außen weitgehend von den sog. Kuttenfans und Hooli-
gans abgrenzen lassen: Betrachtet man frühere Studien und Feldbeobachtungen der 
sozialpädagogischen Fanprojekte und Forschenden im Fan- bzw. Kuttenfanmilieu, 
lässt sich feststellen, dass Ultragruppierungen deren wesentlichen Elemente (und in 
mancher Hinsicht auch einige der sog. Hooligans) in Sachen Reise, Kleidung aktuali-
täts- und nutzenbezogen fortentwickeln und in Sachen Protestkultur (vgl. Dembowski 
2004) lediglich eloquenter formulieren sowie aktiver und mit mehr Traute vorbringen. 
In vielerlei Hinsicht sind sie eine sozial-evolutionäre Quintessenz aus vorangegange-
nen Fanstilen. 

Aufgrund der empfundenen Missverhältnisse in Bezug auf den Verein und z.B. das 
Verhalten der Polizei steht eher die Vertretung fanpolitischer Interessen als primär 
verhandelt werden. Hinter dem radikal sich gebärdenden Habitus bzw. Widerstands-
potential der Ultras geht es nicht darum, Hierarchien aufzulösen und durch ein herr-
schaftsfreies Modell zu ersetzen. Langfristig geht es ihnen darum, dass System, dem 
man sich unter hegemonial männlichen Trends grundsätzlich unterwerfen will, parti-
zipatorischer und lebensweltnaher zu gestalten. Es handelt sich nicht um revolutionä-
re Ideen, sondern um Rebellion, die wohlportioniert am Spieltag ihr scharmützelndes 
Ventil findet. Dadurch, dass Ultras sich jedoch die ganze Woche über mit den ent-
sprechenden Themen frei gewählt beschäftigen und ihr Auftreten diesbezüglich de-
tailliert vorbereiten und über reflektierende Momente weiter entwickeln, können sich 
bleibende, skeptische, hinterfragende Charakterelemente – also grundlegende Be-
standteile einer gelebten Demokratie – als Extrakt aus dieser lebensphaseorien-
tierten „resistance identity“ (vgl. Hagedorn : xxvii ff.) für den weiteren Lebensverlauf 
festigen. 

 

                                            
15 „Der Teil der vorläufig fest- oder in Gewahrsam genommenen Fans lag 2011 bei 0,039 Prozent und 

ist damit im Vergleich zum Vorjahr (0,035 Prozent) trotz des gleichzeitig gestiegenen Zuschauer-
durchschnitts nur geringfügig höher. Ähnliches gilt für die Zahl der eingeleiteten Strafverfahren  
(von 0,031 auf 0,043 Prozent) und der Verletzten: Pro Spieltag gab es durchschnittlich weniger als 
1,6 Verletzte.“ (http://www.spiegel.de/sport/fussball/statistik-zur-gewalt-im-fussball-polizei-zahlen-
zur-abschreckung-a-868231.html; abgerufen am 15.4.2014). 
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Im Sinne von Elias Canetti können die Ultras als eine Spielart, als eine sublimierte 
Form der „Verbotsmasse“ (vgl. Canetti 2003: S. 62ff) betrachtet werden: „Alle wei-
gern sich zu tun, was eine äußere Welt von ihnen erwartet. (...) An der Bestimmtheit 
ihrer Weigerung ist ihre Zusammengehörigkeit zu erkennen. Das Negative des Ver-
bots teilt sich dieser Masse vom Augenblick ihrer Geburt an mit und bleibt, solange 
sie besteht, ihr wesentlichster Zug“ (ebd.). Sublimiert insofern, als dass ihr weigern-
der Charakter und das damit zusammenhängende Leiden und Sich-Ausgegrenzt-
Fühlen ein selbst erwählter Zustand ist. Andere benachteiligte Gruppierungen in der 
Gesellschaft und z.B. Jugendgangs in Südamerika oder den USA sind Reaktionen 
auf existentielle, soziale Ausgrenzung und Diskriminierung im Alltag. Der Protest von 
Ultras folgt nicht einer Bedrohung ihrer sozialen Existenz oder gar ihres Lebens als 
Menschen. Außerhalb des Fußballs können sie als vorwiegend Weiße, autochthone 
Männer – zahlreich aus der bürgerlichen Mittelschicht – erheblich weniger benachtei-
ligt, als manch andere marginalisierte Gruppe in ihrem Alltag in Deutschland – exis-
tentiell unbedroht leben. Es sollte analysiert werden, inwiefern die Konstitution der 
Ultras „ein Teil von dem großen Spiel“ ist, wie ein Ultra bestätigt (Verma 2006: 123). 
Es wäre zu untersuchen, inwiefern sie einen simulierten Protest im Sinne einer 
Selbstmarginalisierung, eines gewählten, sozusagen optionierten Widerstands for-
mieren, der sich sukzessive in soziale Modernisierungsfaktoren auflösen kann, um 
an einem bestimmten Umkipppunkt dann wiederum von einer weiteren Jugend(sub)-
kultur abgelöst zu werden. 

All die o.g. Merkmale verdeutlichen: Es macht Sinn, Ultras weniger als eine Gruppe, 
sondern vielmehr als „temporäre autonome Zone“ (Hakim Bey) zu begreifen. Ultras 
lernen anlass- und tendenzbezogen, auf ihr Äußeres adäquat zu reagieren und neue 
und alte Formen zum Erhalt ihrer „Freiheit“ einzuspielen. Bliebe man bei den einge-
führten, seit jeher stark verkürzenden Polizeikategorien A (konsumorientiert), B (ver-
einszentriert und situativ zur Gewalt neigend) und C (erlebnisorientiert, Hooligans)16, 
so könnte man sagen, die Verteilung dieser Kategorien bildete sich innerhalb einer 
Ultragruppe noch einmal wie unter einem Brennglas als Mikrokosmos ab. Ultragrup-
pen können Masken je nach Tagesform und auf die Außensituation reagierend 
wechseln – z.T. können das ihre einzelnen Mitglieder als Individuen. Ultras haben 
gelernt sich in ihrem Auftreten und Verhalten kreativ zu verformen, können positiv 
wie negativ verstärkend wie das innere Rädchen eines Kugellagers adäquat auf die 
Bewegungen des äußeren Rades aus den funktionstragenden Institutionen wie Ver-
ein, DFB und DFL, Politik und Polizei innovativ reagieren und teilweise antizipieren. 
So gesehen bleibt der Weg organisierter Fanszenen mit Ultragruppen als seismogra-
fischer Faktor in der Zukunft ein weiterhin wandelbarer. 

 

                                            
16 Diese, auf Wilhelm Heitmeyer und Ingo Peter (1988) zurückgehenden Definitionen müssen aus 

Platzgründen an dieser Stelle leider arg verkürzt bleiben. 
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9.7 „Alte Werte“ vs. Antidiskriminierung 

Im Vergleich zu Kuttenfanklubs und Hooligan-Gruppierungen sind Ultras in erhebli-
chem Maße nachwuchsorientierter. Ihre Anschlussfähigkeit und Sympathiepunkte bei 
jungen Leuten erklären sich erheblich aus ihrem, auf ein ständiges Update ausge-
richteten, jugendaffinen Habitus und einer politischen Unschärfe mit Aufrührergestus. 
Einige Forschende und Szenebeobachtende schließen, dass die Losung „Keine Poli-
tik im Stadion“ über den gruppendynamischen Diskurs mit kulturell-hegemonialen 
Mechanismen einen Schub in Richtung Antirassismus unter dem einigenden Grup-
pendach bringen kann. Fans würden erst einmal in ihrem vereinszentrierten Fanda-
sein als Jugend- und Freizeitverhalten akzeptiert und nicht von vornherein „überfor-
dert“, sondern dort mitgenommen, wo sie stünden, wie es häufig heißt. Sicher ist, 
dass der Hang zum Mitläufertum und Style-Fixierung in Anhängerschaft für die eige-
ne Gruppe gewendet werden kann. 

Ebenso gibt es Vertreter, die eine solche Gruppenhaltung als Einfallstor für rechtes 
Gedankengut und den Erhalt o.g. „alter Werte“ halten. Dabei setzten sich antirassis-
tische Aussagen und Verhaltensweisen nicht unbedingt mit innerer Haltung gleich. 
Partizipative Aushandlungen befinden sich im ständigen Balancekampf mit den auf-
fälligen, durchsetzungsfähigen Köpfen der Gruppe und finden häufig auf der Folie 
hegemonialer Männlichkeit und Heteronormativität statt, inklusive ihrer scheinmoder-
nisierten Facetten sog. „weicher“ und trendqueerer Männlichkeiten (vgl. Dembowski 
2011).  

Einerseits ist es für manche Gruppen bemerkenswert, wie von Ultras nicht selten ein 
beachtliches Engagement für den Holocaust-Gedenktag ausgehen kann und auch 
Aktionen gegen Diskriminierung stattfinden können. Andererseits können solche 
Tendenzen über ein weiterhin stets abrufbares Klima von GMF ebenso in eine Anru-
fung „alter Werte“ im modernistischen Gewand bzw. in die Rechtsradikalität kippen. 
Auch aktuell ist der Fußball mehrheitlich weit von einem antihomophoben und anti-
sexistischen Konsens entfernt und die Akzeptanz menschenfeindlicher Positionen 
einzelner Gruppenteile zeigt sich immer wieder. Dies belegt exemplarisch die ge-
genwärtige Entwicklung von mehr als 15 Gruppen. Homophobe Sprüche und Banner 
werden z.T. gezielt als „Humor“ getarnt, z.B. wenn die „rechtsoffene“ Aachener Ult-
ragruppe Karlsbande im Jahre 2013 in Anspielung auf den Namen „Karl-Liebknecht-
Stadion“ des SV 03 Babelsberg ein großes Blockbanner spannt: „Euer Karl ist unser 
Liebesknecht“. Mit Hilfe der zweifelhaften Losung „Keine Politik im Stadion“ als Tot-
schlagargument lassen sich demokratisches bzw. menschenrechtsorientiertes Enga-
gement als (partei-)politisch abqualifizieren und zivilcouragierte Menschen als lin-
ke/“linksextreme“ Nestbeschmutzer in die Ecke stellen. Schnell passiert dann eine 
Täter-Opfer-Verkehrung – die zivilcouragierten Ultras stören einen imaginären Kon-
sens „alter Werte“ und damit die hegemonial männlich, „Weiße Ruhe“ in der organi-
sierten Fanszene. Sie werden nicht nur von Neonazis und ihren unmittelbar Sympa-
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thisierenden marginalisiert, bedroht und in einigen im Fußball- sowie auch in ihrem 
privaten Umfeld körperlich angegriffen. Entstehen kann ein temporärer Schulter-
schluss von Anhänger*innen „alter Werte“, die den Fußball eben Fußball sein lassen 
wollen. Dazu bringen sie auffällig gern einen schwulen oder ausländischen Freund 
und pauschale, selten konkret anlassbezogene Bekundungen für „Toleranz“ und 
„gegen Extremismus“ als Kennzeichen ihrer weltoffenen Position vor. Unter dem 
Dach des Vereins bedrohen die in der Regel zahlenmäßig unterlegenen antidiskrimi-
nierenden Ultras aus ihrer Sicht das Machtverhältnis in der Kurve und stören „die 
Einheit der Kurve“ unter dem vermeintlich gleichmacherischen Dach des gemeinsa-
men Vereins. 

Als Reaktion auf popkulturelle Einflüsse einer kommerzgesteuerten Gesellschaft, als 
Rekrutierungsstrategie sowie als Reaktion auf zunehmende Verbote und Ächtung 
plakativer Ausdrucksformen des Neonazismus, haben auch in und um die Stadien 
subtilere Gesänge, Parolen und Dresscodes von Rechtsaußen Einzug erhalten. 
Wenn offen rassistische Gesänge und Sprechbanner innerhalb der Bundesligastadi-
en eher nicht mehr vorkommen, heißt es nicht, dass es dort niemanden mehr gibt, 
der neonazistisches Gedankengut parat hat oder gar handlungsleitend gruppenbe-
zogen menschenfeindlich agieren kann. Neonazis, die mit ihnen Sympathisierenden 
und Schnittmengen mit Fans, die unterschiedlich ausgeprägt GMF tragen, können 
temporär andocken, wenn sie sich in erster Linie vereinsloyal und nicht offen rechts-
extrem verhalten. Zumindest individuelle und/oder temporäre Verbindungen zu ein-
zelnen „Autonomen Nationalisten“ sind aber möglich: Man kennt sich womöglich – 
auch wenn man sich möglicher Weise nach außen plakativ von Rassismus distan-
ziert. 

Viel bedeutender als Unterwanderungsversuche sind jedoch diejenigen im Stadion, 
die als junge Menschen zunächst Fan ihres Vereins werden, sich als solche in einer 
Fangruppe etablieren und im Verlaufe ihrer organisierten Fanphase gruppenbezoge-
ne menschenfeindliche Einstellungsmuster sukzessive mit rechtsextremen bzw. neo-
nazistischen Einstellungspartikeln und Äußerungen anreichern. Stets bestätigende 
und triggernde Elemente können hierbei die aggressive Auslegung des im Fußball 
generell akzeptierten Freund-Feind-Denkens sowie in der eigenen Fangruppe geleb-
te Spielarten von Autoritarismus, Sozialdarwinismus, (Weißem) Überlegenheitsden-
ken und „hegemonialer Männlichkeit“ – oben als bewusstseinsimmanentes Wissens-
archiv von Abgrenzungs- und Durchsetzungsformeln bezeichnet – sein. 

Während innerhalb der Fangruppen das alle erfassende Dach des Vereins politisch 
Rechtsgerichtetes verschleiern kann, evoziert die Fanszene einen, Spiel für Spiel 
existenten Kontakthof und individuelle Bekanntschaften, der zumindest temporäre 
Schnittmengen zu organisierten Neonazis und Grauzonen bieten kann. Auch Ge-
waltaffinität im Umfeld von Fußballspielen kann ein weiteres Puzzleteil sein, um Kon-
takte und eine Grundlage für situative Bündnisse, aber auch für Konflikte zwischen 
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gruppenbezogenen menschenfeindlichen, eher rechtsorientierten Fans, Neonazis, 
Einzelpersonen der sog. Türsteher- und Rockermilieus, Kickboxern und Alt-
Hooligans legen. 

Zu einem prägnanten Beispiel erwuchs 2012 der Konflikt in Aachen, wo die Aachen 
Ultras sich mit  antidiskriminierenden Aussagen und entsprechender Aufklärungs-
arbeit zivilcouragiert engagierten. Dies führte dazu, dass einzelne ihrer Mitglieder 
mehrfach von Mitgliedern der von ihnen als „rechtsoffen“ bezeichneten Karlsbande 
Ultras im Verbund mit organisierten Rechtsextremen und Alt-Hooligans im Umfeld 
von Spielen der Alemannia körperlich angegriffen, vereinzelt zuhause aufgesucht 
und bedroht wurden. Auch die damals einzige Mitarbeiterin des sozialpädagogischen 
Fanprojekts sah sich Bedrohungen durch Neonazis bzw. die mit ihnen Sympathisie-
renden ausgesetzt. Die Aachen Ultras galten schnell als Nestbeschmutzer, von fan-
szenebezogener, wirkmächtiger Seite sprach man ihnen die Legitimität ab, „richtige“ 
Alemannia-Fans zu sein. Man warf ihrer Zivilcourage vor, Politik in den Fußball zu 
tragen, während sie mit demokratischen und antidiskriminierenden Mindeststandards 
auf eine vorhandene gesellschaftspolitische Atmosphäre im Fan- und Vereinsumfeld 
reagierten. Frustriert von den gewährenden Reaktionen der breiten Fanmasse und 
der Hilflosigkeit einiger funktionstragenden Institutionen gaben die Aachen Ultras im 
Januar 2013 auf und verließen das Stadion auf bislang unbestimmte Zeit. 

In Dortmund schafften es im August 2012 einige Neonazis, auf den Rängen das 
Banner „Solidarität mit dem NWDO“ zu entrollen – gemeint war der damals soeben 
vom nordrhein-westfälischen Innenministerium verbotene „Nationale Widerstand 
Dortmund“. Zuvor wurde bereits das Banner „Rico Malt – unvergessen“ für den 
gleichnamigen, 2007 verstorbenen Chemnitzer Neonazi und Kampfsportler bei einem 
Pokalspiel gezeigt. Auch der in den 1980er Jahren bekannt gewordene, neonazisti-
sche Fanklub „Borussenfront“ operierte wieder über Anwesenheit, mit T-Shirts und 
Bannern. Im Dezember 2012 schlug ein Bericht bei „Spiegel Online“ Wellen, als de-
zidiert von rassistischen und sexistischen Auffälligkeiten bei einzelnen Ordnern im 
Dortmunder Stadion die Rede war. Immer wieder zeigten sich in Dortmund oben be-
schriebene, situative Verzahnungskonstellationen unterschiedlicher Fans, die gleich-
zeitig dem Kampf- und Fitness-Sportmilieu und /oder dem Umfeld von Neonazis und 
„Autonomen Nationalisten“ angehörten, z.B. aus dem Fanklub „Northside“. 

Auch Mitglieder der Ultragruppe „Desperados“ wurden immer wieder in Verbindung 
mit „rechtsoffenem“ Denken, „Autonomen Nationalisten“ und entsprechenden Aktio-
nen erwähnt. Anknüpfungspunkte von „Desperados“-Mitgliedern zu handlungsleitend 
werdender GMF ist unbestritten: Bezugnehmend auf eine durchaus politisch zu deu-
tenden Fehde mit sich zivilcouragiert einsetzenden Bremer Ultras von „Infamous  
Youth“ und den damaligen „Racaille Verte“ im März 2012 zogen sie im Spiel gegen 
Werder Bremen bspw. das Banner auf: „Lieber 'ne Gruppe in der Kritik – als  
Lutschertum und Homofick“. 
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Medial wurde neben Aachen und Dortmund z.B. explizit in diesem Kontext über Teile 
der aktiven Szenen in Berlin („Crimark“/Union), Braunschweig, Bremen, Chemnitz, 
Cottbus, Essen, Düsseldorf, Duisburg, Mönchengladbach, Leizpig, Saarbrücken, 
Nordhausen berichtet – dem Autor sind auf verschiedenen Eskalationsstufen von 
Ausdifferenzierungsprozessen noch weitere Beispiele aus unterschiedlichen Ligen 
bekannt. Einzelne Beispiele von politisch rechtsaffinen oder diskriminierenden Äuße-
rungen wurden in der Saison 2012/13 z.B. aus Fangruppen von Dynamo Dresden, 
des 1. FC Frankfurt/Oder, des Halleschen FC und Karlsruher SC und RW Ober-
hausen heraus beobachtet. 

 

 

9.8 Ausblick 

Besonders seit 2011 häufen sich Beobachtungen in einer zunehmenden Zahl von 
Ultragruppen, aber auch insgesamt in Fanszenen, in denen ein offener Aushand-
lungs- und Ausdifferenzierungsprozess um antirassistische Grundkonsense und 
„rechtsoffene“ oder sozialdarwinistische Positionen entbrannt ist. Immer wieder  
mischen dabei auch (Alt-)Hooligangruppen mit, die nie verschwunden, sondern nur 
weniger auffällig waren – und fingen an, symbolische Machtfragen gegenüber eini-
gen Ultragruppen zu stellen. Im Verlaufe solcher Prozesse sind in den letzten zwei 
Jahren verstärkt ultragruppeninterne Konflikte, neue (Ultra-)Gruppen begründende 
Abspaltungen und Gruppenaustritte Einzelner zu beobachten. Parallel zu hoffähiger 
werdender, handlungsleitender GMF ist eben auch eine eher zunehmende Zahl von 
Ultragruppen nennenswert, die sich auf unterschiedlichen Niveaus gegen unter-
schiedliche Formen von Diskriminierung einsetzen. 

Solche Abspaltungen können auch einen fanszeneinternen, symbolisch territorialen 
und auch physischen Kampf entfachen. Darin geht es um eine oft mystifizierte, em-
pathisch betonte, nur vage formulierte „Ultra-Mentalität“ und um die Vormachtstellung 
einer (Ultra-)Gruppe in der eigenen Vereinsfanszene in Wechselwirkung mit politi-
schen Motiven. Schnell sortieren sich Gruppen dann gegenseitig in „rechtsoffen“ und 
„linksoffen“ oder „linksextrem“, Diskussionen polarisieren sich. Und von dezidiert poli-
tischer Zuordnung schon weit entfernt werden symbolische Binnengrenzziehungen 
von „Wir und Die Anderen“ innerhalb der eigenen Fanszene zementiert. 

Wenn dazu eine Mehrheit der Ultras generell eine „harte Linie“ der Politik, Polizei, 
DFB und DFL und Weisen der Dialogführung gegen sich empfindet, können Aus-
handlungs- und Ausdifferenzierungsprozesse um Radikalität noch verstärkt werden. 
Innerhalb von Teilen der organisierten Fanszene hat nach der Ablehnung der Ultras-
Initiative „Pyrotechnik legalisieren – Emotionen respektieren“ durch DFB und DFL im 
Jahre 2011 sowie der öffentlich schwelenden „Moralpanik“ (Stanley Cohen) um Ult-
ras von 2011 bis Ende 2012 eine „Jetzt erst Recht“-Mentalität auf mehreren Ebenen 
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begünstigt. Die dementsprechende Sicherheitsdebatte, aufgeheizt durch einen in 
qualitativer Hinsicht fragwürdigen Jahresbericht der Zentralen Informationsstelle 
Sporteinsätze (ZIS) bei der Polizei NRW, fehlende versachlichende Erstreaktionen 
von Sport- und Innenpolitkern sowie Fußballinstitutionen und die häufig einherge-
hende Pauschalisierung von Ultras als Gewalttäter, hat den Verhandlungswilligen, 
den eher Gemäßigten unter den Ultras zeitweilig den Boden entzogen und die Stim-
mungsmache von Hardlinern unter den Ultras begünstigt. Hinzu kommt, dass die 
kommerzialisierten Vereine besonders seit der Verstärkung der Gentrifizierung ab 
1992 eher weniger bzw. nur noch äußerst niedrigschwellige Identitätsangebote  
liefern. Und noch dazu können auch Ultras das Überleben in der Gesellschaft als 
Leben in Zeiten sozialer „Entsicherung“ – mit anomischen Anteilen wahrnehmen. All 
dies kann indirekt auch die ideologischen Angebote „einfacher Lösungen“ von politi-
schen Rechtsaußen unterstützen, da es ein Zurückgeworfen-Sein auf sich selbst als 
Gruppe, die Einigelung auf Basis einer „resistance identity“ einzelner Ultras sowie die 
oben beschriebenen multiplen Freund-Feind-Beziehungen bestärkt und das o.g. be-
wusstseinsimmanente Wissensarchiv von Abgrenzungs- und Durchsetzungsformeln 
als Büchse der Pandora weiter öffnen kann. 
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Abb. 9.1 Dipl.-Sozialwiss. Gerd Dembowski vom Institut für Sportwissenschaft 

der Leibniz-Universität Hannover in Wuppertal. 

 

 

Abb. 9.2 Vertiefendes Gespräch nach Abschluss des 91. Sicherheitswissen-
schaftlichen Kolloquiums zwischen Dipl.-Sozialwiss. Gerd Dembowski, 
Prof. Dr. Ralf Pieper und Dipl.-Psych. Melanie Ebener (v.l.n.r.).  
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10 Psychische Belastungen bei der Arbeit aus 
Arbeitnehmersicht (KLAUS PICKSHAUS) 

 

92. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 4. Juni 2013 
in Wuppertal 

 

Klaus Pickshaus 
IG Metall, Bereichsleiter „Arbeitsgestaltung und Qualifizierungspolitik“  

beim Vorstand der IG Metall, Frankfurt am Main 

 

 

Zu Beginn des Jahres 2013 boomte das Thema: „Mit Paragraphen gegen das  
Burnout. Ursula von der Leyen sagt psychischen Belastungen am Arbeitsplatz den 
Kampf an“, titelt die Frankfurter Allgemeine Zeitung am 9.1.2013. Und am 29. Januar 
2013 führte das Bundesarbeitsministerium unter dem Titel „Psychische Gesundheit 
in der Arbeitswelt – wir machen es zum Thema“ einen Kongress in Berlin durch, der 
von BDA und DGB gleichermaßen unterstützt wurde. Anlässlich dieses Kongresses 
legte die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin einen „Stressreport 
Deutschland 2012“ vor, der ein enormes Medienecho erzielte und künftig ein zentra-
ler Bezugspunkt der Debatte darstellen wird (Lohmann-Haislah 2013). 

 

 

10.1 Zunahme von Arbeitsstress – Defizite bei der Prävention 

Trotz dieser medialen Aufmerksamkeit bleiben die Defizite bei der Prävention von 
arbeitsbedingtem Stress und Gefährdungen aus psychischer Belastung bei der  
Arbeit unübersehbar. Auch wenn die Arbeitgeberverbände mittlerweile bereit sind, 
solche Defizite zu registrieren, bemühen sie sich nach wie vor, die Dimension dieser  
Gefährdungen aus der Arbeit zu verharmlosen und die arbeitsbedingten Verur-
sachungsfaktoren zu relativieren. 

Dabei ist die Korrelation von psychischen - wie physischen - Gesundheitsproblemen 
und psychischen Belastungen in der Arbeitswelt wissenschaftlich gut belegt und 
kann nicht ernsthaft bestritten werden (Hasselhorn/Portuné 2010). Immerhin konnte 
in langwierigen politischen Verhandlungen zwischen Arbeitgeber- und Gewerk-
schaftsverbänden schon 2004 zu diesem Thema ein Konsens erreicht werden. In der 
Europäischen Sozialpartnervereinbarung zu arbeitsbedingtem Stress wird mit Bezug 
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auf die EU Rahmenrichtlinie 89/391 zu Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit die 
Präventionsverpflichtung akzeptiert, „Probleme des arbeitsbedingten Stresses inso-
fern mit ein(-zubeziehen), als sie eine Gefährdung für die Gesundheit und Sicherheit 
nach sich ziehen“.  

Darüber hinaus werden auch konkrete arbeitsbedingte Faktoren als Präventionsauf-
gabe identifiziert: „wie  

� Arbeitsorganisation und Arbeitsabläufe (Arbeitszeitregelungen, Handlungs- und 
Entscheidungsspielraum, Übereinstimmung von Fähigkeiten des Beschäftigten 
und Anforderungen, die die Tätigkeit stellt, Arbeitsbelastung usw.),  

� Arbeitsbedingungen und Arbeitsumgebung (auffallendem Verhalten, Lärm, Hitze, 
Gefahrstoffen usw. ausgesetzt sein),  

� Kommunikation (Unklarheiten hinsichtlich der Arbeitserwartung, beruflichen  
Perspektiven oder bevorstehenden Veränderungen usw.),  

� subjektive Faktoren (emotionaler und sozialer Druck, das Gefühl mit etwas nicht 
fertig zu werden, die Wahrnehmung nicht ausreichend unterstützt zu werden 
usw.).“ (dokumentiert in Kamp und Pickshaus 2011: 29/30) 

 

Diese Erkenntnisse sind mittlerweile auch weithin in der Fachwelt akzeptiert. So hat 
etwa der 115. Deutsche Ärztetag vom 22.5. bis 25.5.2012 beschlossen: „Chronischer 
psychischer Stress am Arbeitsplatz macht krank. Die Arbeitsbedingungen müssen 
sich ändern.“ In der Begründung wird u.a. ausgeführt: „In der EU gibt es seit 2004 die 
‚Sozialpartnervereinbarung psychosozialer Stress am Arbeitsplatz’. Die meisten EU-
Länder – nicht jedoch Deutschland – haben gesetzliche Regelungen zum Schutz vor 
gesundheitsgefährdendem psychischen Stress am Arbeitsplatz eingeführt und mit 
den Risiken von Lärm, Licht, Vibration, Toxinen etc. gleichgestellt.“1 

Die Befunde des DGB-Index Gute Arbeit aus der Repräsentativumfrage 2012 be-
legen, dass solche psychischen Belastungen in der Arbeit zugenommen haben 
(DGB-Index Gute Arbeit 2013): 

� Die Arbeitsintensität ist für vier Fünftel der Beschäftigten in Deutschland weiter 
gestiegen; für insgesamt mehr als die Hälfte sogar in beträchtlichem Ausmaß. 

� 2012 ist der Anteil der Beschäftigten, die bei der Arbeit sehr häufig oder oft het-
zen müssen, auf insgesamt 56 Prozent gestiegen. 

                                            
1  http://www.bundesaerztekammer.de/downloads/115Beschlussprotokoll20120702final.pdf 

(hier S. 313) 
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� Leer und ausgebrannt fühlen sich insgesamt 44 Prozent der Beschäftigten sehr 
häufig oder oft nach der Arbeit. Auffällig sind dabei folgende Zusammenhänge: 
75 Prozent sind es unter den Beschäftigten, die sehr häufig gehetzt arbeiten 
müssen; 71 Prozent unter jenen, die einer Steigerung der Arbeitsintensität in 
sehr hohem Maße ausgesetzt sind; 69 Prozent der Beschäftigten, die sehr häufig 
unter Anforderungen arbeiten, die schwer zu vereinbaren sind. 

 

Der schon erwähnte „Stressreport Deutschland 2012“, der auf einer repräsentativen 
Befragung von ca. 20 000 Erwerbstätigen basiert und insofern das fundierteste aktu-
elle Datenmaterial generiert, stellt zusammenfassend fest: „Spitzenreiter bei den An-
forderungen aus Arbeitsinhalt und -organisation sind die Merkmale ‚verschiedenarti-
ge Arbeiten gleichzeitig betreuen’ (im Folgenden auch Multitasking genannt), ‚starker 
Termin- und Leistungsdruck’, ‚bei der Arbeit gestört, unterbrochen’ (im Folgenden 
auch Arbeitsunterbrechungen genannt), ‚sehr schnell arbeiten müssen’ sowie ‚stän-
dig wiederkehrende Arbeitsvorgänge’ (im Folgenden auch Monotonie genannt). Zu-
gleich haben die im Zusammenhang mit der Arbeit häufig auftretenden gesundheitli-
chen Beschwerden überwiegend zugenommen. Und je mehr Beschwerden angege-
ben werden, desto höher fallen dabei auch die mit Arbeitsintensität assoziierten An-
forderungswerte z.B. für ‚starken Termin- und Leistungsdruck’ oder Multitasking aus. 
Gleichzeitig werden mit zunehmenden Beschwerden auch weniger Ressourcen an-
gegeben.“ (Lohmann-Haislah 2013: 164) 

Die Gefährdungsbeurteilung ist das präventive Zentralinstrument des Arbeitsschutz-
gesetzes. Aber gerade hier zeigt sich eine sehr lückenhafte Anwendung in den Be-
fragungsergebnissen der Beschäftigten nach dem DGB-Index Gute Arbeit 2012: 

� Nur 28 Prozent aller Beschäftigten wissen zu berichten, dass ihre Arbeit einer 
Gefährdungsanalyse unterzogen wurde. Auch wenn manche Gefährdungsbeur-
teilung nur an exemplarischen Arbeitsplätzen durchgeführt worden sein mag, ist 
dies ein Hinweis auf eine sehr mangelhafte Einbeziehung der Betroffenen. 

� Nur 33 Prozent der Beschäftigten, deren Arbeit überhaupt einer Gefährdungs-
beurteilung unterzogen wurde, wurden dabei nach Stressfaktoren befragt, die sie 
psychisch belasten, und das heißt: 

� Nur insgesamt 9 Prozent aller Beschäftigten wurden im Rahmen einer Gefähr-
dungsbeurteilung gefragt, ob sie sich bei ihrer Arbeit z.B. einem Übermaß an  
Arbeitsmenge und Arbeitsintensität, Zeitdruck oder problematischem Führungs-
verhalten ausgesetzt sehen. 
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Die Befunde weisen auf erhebliche Defizite bei der Prävention hin. Im Übrigen wer-
den solche Defizite auch durch die Evaluationserhebung zur „Gemeinsamen Deut-
schen Arbeitsschutzstrategie“ bestätigt. (Vgl. Anhang in: Schröder/Urban 2013: 252-
256) Nach einer Befragung der Geschäftsleitungen – also nicht der Beschäftigten – 
führen nur etwa die Hälfte der Betriebe eine Gefährdungsbeurteilung durch; die größ-
ten Mängel sind im KMU-Bereich festzustellen. Und bei der erfragten Qualität der 
durchgeführten Gefährdungsbeurteilungen geben die Verantwortlichen zu 44 Prozent 
an, nicht nach Faktoren der Arbeitsorganisation – also den zentralen Stressauslösern 
– gefragt zu haben, und dies über alle Betriebsgrößenklassen hinweg. 

In der WSI/PARGEMA-Betriebsrätebefragung 2008/2009 benennen die befragten 
Betriebsräte folgende Faktoren als Hemmnisse (Ahlers 2011: 46): 

� Das Thema „psychische Arbeitsbelastungen“ ist schwierig zu handhaben 
(89 Prozent der Befragten). 

� Kaum jemand weiß, wie eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen ist 
(69 Prozent der Befragten). 

� Das Thema „Gesundheit“ fällt hinter andere betriebliche Erfordernisse immer  
wieder zurück (64 Prozent der Befragten). 

� Unklare Verantwortlichkeiten beim Arbeitgeber (54 Prozent der Befragten).2 

 

Insbesondere die letzte Angabe der Betriebsräte verweist auf eine entscheidende 
Blockade: die zögerliche Haltung oder auch die Blockade durch die Unternehmer. Es 
gibt mehrere Hinweise, die auf die mangelnde Bereitschaft der Arbeitgeber schließen 
lassen, sich dem Thema zuzuwenden, es sei denn, es gibt eine klare gesetzliche 
Verpflichtung. Diese These wird auch durch die Ergebnisse einer von der Europäi-
schen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz in Auftrag ge-
gebenen Unternehmensbefragung bestätigt.3 Das Hauptmotiv für das Management 
aus deutschen Betrieben, sich im Bereich Sicherheits- und Gesundheitsschutz bei 
der Arbeit zu engagieren, bildet die „Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen“. Dies 
gaben 90 Prozent der befragten Managementvertreter an. Der „Druck durch die Ar-
beitsschutzaufsicht“ wird von 80 Prozent als Motiv angegeben und die „Forderung 
von Beschäftigten oder ihren Vertretern“ von 77 Prozent. 

                                            
2  Zu den gesamten Befragungsergebnissen vgl.: 

http://www.pargema.de/files/faltblatt_ergebnisse_wsi_pargema_stand090609.pdf 
3  ESENER – European Survey of Enterprises on New and Emerging Risks 2009; 

http://osha.europa.eu/en/riskobservatory/enterprise-survey/enterprise-survey-esener 
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Bei den Motiven, sich konkret auch mit psychosozialen Risiken im Unternehmen zu 
beschäftigen, nennen die befragten Managementvertreter zu 55 Prozent die gesetz-
liche Verpflichtung, zu 48 Prozent den Druck der Belegschaftsvertreter und nur zu 20 
Prozent die Aktivität der Arbeitsschutzaufsicht. Offenbar ist der Verpflichtungsdruck 
beim Gefährdungsbereich durch psychische Belastungen weitaus geringer als all-
gemein beim Gesundheitsschutz. Im Umkehrschluss heißt das für das strategische 
Vorgehen: Erst wenn Managementvertreter durch gesetzliche Vorschriften zur 
Durchführung oder Unterlassung einer Maßnahme verpflichtet werden und deren 
Umsetzung auch von der Arbeitsschutzaufsicht kontrolliert wird, entsteht in den Un-
ternehmen ein wirksames Handlungsmotiv im Bereich von Sicherheit und Gesund-
heit. 

Es wird deutlich, dass ein solcher Verpflichtungsdruck hierzulande nur unzureichend 
ausgestattet ist und die bisher nur beispielhafte Aufzählung einiger psychischer Be-
lastungsfaktoren in § 5 Arbeitsschutzgesetz sowie die generelle Verpflichtung der 
Arbeitgeber, Gefährdungsbeurteilungen durchzuführen, nicht ausreichen. 

 

 

10.2 Regelungslücke psychische Belastung 

Schaut man sich nun die Struktur des deutschen Arbeitsschutzrechts an, so muss 
konstatiert werden, dass bisher der Gesetzgeber den Bereich der psychosozialen 
Risiken nahezu unreguliert den betrieblichen Akteuren überlässt. In anderen Gefähr-
dungsbereichen wird das Arbeitsschutzgesetz durch zahlreiche untergesetzliche 
Verordnungen konkretisiert, etwa durch die Arbeitsstättenverordnung, die Gefahr-
stoffverordnung, die Lärm- und Vibrations- Arbeitsschutzverordnung oder die Ver-
ordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge. In diesen Verordnungen finden sich 
konkretisierende Anforderungen an Arbeitgeber, wie etwa eine Arbeitsstätte zu ge-
stalten ist, wie laut es am Arbeitsplatz sein darf oder wie mit Gefahrstoffen umzuge-
hen ist, damit Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit gewährleistet sind. Diese 
Verordnungen sind wiederum durch konkretisierende Technische Regeln untersetzt 
(siehe Abbildung 1). 
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Abb. 10.1 Regelungslücke „Psychische Belastungen” 
Quelle: Schröder/Urban 2012:34 

 

Bemerkenswerterweise - wie die Abbildung auch zeigt - findet sich eine solche Struk-
tur für die psychosozialen Risiken nicht wieder: Es gibt bisher keine Verordnung zum 
Schutz vor Gefährdungen aus psychischer Belastung in der Arbeit und somit auch 
kein die Verordnung untersetzendes Regelwerk. Entsprechend gering sehen sich die 
Arbeitgeber in der Pflicht, arbeitsgestalterische Maßnahmen zur Verringerung psy-
chischer Beeinträchtigungen umzusetzen. Auch die Arbeitsschutzaufsicht ist bei der 
Ausführung ihrer Aufgaben mit Problemen konfrontiert, wenn nicht konkret dargelegt 
ist, welche Belastungskonstellationen unter Gesundheitsschutzaspekten zulässig 
sind und welche ggf. verändert werden müssen. 

Angesichts der zugespitzten Gefährdungssituation der Beschäftigten verursacht die-
ses Regelungsdefizit ein Handlungsdefizit und damit – und das ist das eigentliche 
Problem – ein Schutzdefizit für die Beschäftigten. Zweifellos führt eine weitere Vor-
schrift allein noch nicht zwingend zu gesundheitsgerechten Arbeitsbedingungen. Sie 
vermag aber – und dies darf nicht gering geschätzt werden – die Verbindlichkeit und 
den Verpflichtungsgrad für Arbeitgeber und andere Arbeitsschutzakteure zu erhöhen. 
Deshalb scheint eine rechtliche Regulierung auf diesem Feld unerlässlich. Auch die 
Tatsache, dass es zu „arbeitsbedingtem Stress“ keine EU-Richtlinie gibt, sondern 
„nur“ die erwähnte Sozialpartnervereinbarung, vermag als Gegenargument nicht zu 
überzeugen. Denn die Bundesregierung ist nach § 18 Arbeitsschutzgesetz jederzeit 
ermächtigt, Verordnungen zu erlassen. Im Falle der Arbeitsmedizinvorsorgeverord-
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nung hat sie im Jahre 2008 von diesem Recht auch Gebrauch gemacht. Diese Ver-
ordnung kann sich (ebenfalls) nicht auf eine EU-Richtlinie stützen. 

Es kommt hinzu: Die Evaluierung der erwähnten Sozialpartner-Vereinbarung zu  
arbeitsbedingtem Stress durch die EU-Kommission hat ergeben, dass in vielen EU-
Ländern auf dieser Basis eine Nachbesserung gesetzlicher Regelungen stattgefun-
den hat. Insgesamt wird allerdings im Evaluierungsbericht festgehalten, dass „die 
Ergebnisse in Bulgarien, Tschechien, Deutschland und Estland … schlechter als  
erwartet“ sind.4 Nicht gerade ein Kompliment für das oft hoch gelobte deutsche  
Arbeitsschutzsystem. 

Eine Verordnung zum Schutz vor Gefährdungen aus psychischer Belastung in der 
Arbeit müsste das Rad nicht neu erfinden, sondern könnte an dem vorhandenen 
„Fundus“ anknüpfen: hierbei wären die Normenreihe DIN EN ISO10075 zu psychi-
scher Arbeitsbelastung und das im Rahmen der Gemeinsamen Deutschen Arbeits-
schutzstrategie (GDA) abgestimmte „Portal Gefährdungsbeurteilung“5 ,das auch psy-
chosoziale Gefährdungsfaktoren beinhaltet, ganz wesentlich zu berücksichtigen. 
Auch für die zentrale Frage des „Wie“ der Gefährdungsbeurteilung böten sich hier 
sinnvolle Anknüpfungspunkte. Die Evaluierung bisheriger Erfahrungen erfolgreicher 
ganzheitlicher Gefährdungsbeurteilungen bietet hierfür eine Fülle von Hinweisen 
(Langhoff/Satzer 2010). Die erforderlichen Aktivitäten zur Reduzierung psychischer 
Fehlbelastungen könnten mit Hilfe regulatorischer Maßnahmen durch den Gesetz- 
oder Verordnungsgeber gebündelt und mit neuer Schubkraft bearbeitet werden. Pro-
duktive Hinweise ergeben sich ferner aus den legislativen Lösungen, die in anderen 
europäischen Ländern erarbeitet wurden (Kamp/Pickshaus 2011).  

Der Erfolg zukünftiger Präventionsansätze im Umgang mit psychischer Belastung 
und Beanspruchung wird wesentlich von den rechtlichen Regularien sowie von 
handhabbaren Instrumenten und eindeutigen Gestaltungshinweisen abhängen. Eine 
Verordnung zum Schutz vor Gefährdungen aus psychischer Belastung in der Arbeit  
sowie ein konkretisierendes Regelwerk können eine zentrale Voraussetzung dafür 
bilden, dass es flächendeckend zu betrieblichen Aktivitäten kommt. Die Bilanz zur 
Umsetzung ganzheitlicher Gefährdungsbeurteilungen nach 15 Jahren Arbeitsschutz-
gesetz und die Ergebnisse des Evaluierungsberichts der EU-Kommission zu den 
Maßnahmen zur Reduzierung von arbeitsbedingtem Stress in Deutschland lassen 
kaum eine andere Schlussfolgerung zu. Die Verbindlichkeit für Arbeitgeber, auch auf 
diesem Feld ihren Verpflichtungen nachzukommen, kann auf diese Weise deutlich 
gestärkt werden. Freilich bedarf es ergänzend ebenso einer stärkeren Transparenz 
über das „Wie“ der Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung auch weiterer  
arbeitswissenschaftliche Forschungen auf diesem Gebiet. 

                                            
4  Siehe: http://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=en&catId=89&newsId=995&furtherNews=yes 
5  Siehe: http://www.gefaehrdungsbeurteilung.de/de/gefaehrdungsfaktoren/psychische_belastung 
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10.3 Die politische Auseinandersetzung um die Regelungslücke 

Die IG Metall hat als erste Gewerkschaft im September 2010 das Thema der Rege-
lungslücke aufgegriffen und unter dem Tenor „Gute Arbeit braucht klare Regeln“ eine 
Anti-Stress-Verordnung eingefordert. Nach einem Fachgespräch mit Experten im Mai 
2011 hat die IG Metall dann im Juni 2012 einen eigenen Entwurf einer solchen Ver-
ordnung zum Schutz vor Gefährdungen aus psychischer Belastung in der Arbeit vor-
gelegt. (Fergen 2012) Der DGB, aber auch die Oppositionsparteien im Bundestag 
schlossen sich dieser Forderung an. Seitdem hat die Debatte einen sehr dynami-
schen Verlauf genommen. 

Am 25. Oktober 2012 diskutierte erstmals der Bundestag auf der Grundlage von An-
trägen der Fraktionen der Linken und der Grünen über die IG Metall-Forderung nach 
einer Anti-Stress-Verordnung. Diese Forderung wurde in der Debatte auch vom 
Sprecher der SPD-Fraktion unterstützt.  

Das zuständige Bundesarbeitsministerium bezog zu diesen Forderungen eine ableh-
nende, wenngleich moderat formulierte Position. In einem Interview mit den Kieler 
Nachrichten vom 1. August 2012 antwortete Bundesarbeitsministerin Ursula von der 
Leyen auf die Frage „Die IG Metall … fordert eine Anti-Stress-Verordnung. Was hal-
ten Sie davon?“ wie folgt: „Ich will die Tür nicht zuschlagen. … Es muss zuvor klar 
sein, welchen Weg wir gemeinsam wollen, um Risiken … zu minimieren … Dann 
kann man das Ergebnis durchaus in einer Verordnung fassen.“ 

Das Arbeitsministerium verweist insbesondere darauf, dass es innerhalb der Ge-
meinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA) und im Entscheidungsgremium 
der Nationalen Arbeitsschutzkonferenz gelungen sei, das Thema „Schutz vor psychi-
schen Gefährdungen“ in der nächsten Strategieperiode ab dem Jahre 2013 als eines 
der drei wichtigsten Ziele zu verankern. Dies ist zweifellos ein großer Erfolg, da die 
Arbeitgeberverbände dies bislang verhindern wollten. Zudem wurde angekündigt, in 
der weiteren Ausgestaltung der GDA-Politik auch den Bedarf neuer regulatorischer 
Maßnahmen zu prüfen. Kooperationen auch über die GDA-Träger hinaus etwa mit 
Akteuren wie Krankenkassen, Rentenversicherung, Selbsthilfegruppen und anderen 
werden in diesem Kontext angestrebt. 

Der politische Druck auf die Bundesregierung, die Schutzlücke bei psychischen Be-
lastungen auch regulatorisch zu schließen, erhöhte sich im letzten Quartal des Jah-
res 2012 durch Initiativen der Bundesländer. Die Bundesländer Nordrhein Westfalen, 
Hamburg, Bremen und Brandenburg erarbeiteten einen eigenen Entwurf einer Anti-
Stress-Verordnung, der von der Grundtendenz mit dem IG Metall-Entwurf überein-
stimmte. In einem Fachexperten-Workshop am 11. Oktober 2012 wurde dieser Ent-
wurf konstruktiv diskutiert und einer weiteren Bearbeitung zugeführt. Am 28./29.  
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November 2012 fasste dann die Arbeits- und Sozialministerkonferenz auf Initiative 
des Bundeslandes Hamburg einen einstimmigen Beschluss, der die Bundesregie-
rung auffordert, die Regelungslücke zu schließen. 

Das Bundesarbeitsministerium sah sich angesichts des zunehmenden politischen 
Drucks genötigt, dem gewachsenen Gewicht des Themas psychischer Belastung in 
der Arbeit dadurch Rechnung zu tragen, dass das Arbeitsschutzgesetz in zwei Fra-
gen ergänzt werden soll: Diese Änderungen sollen klarstellen, dass sich die Gefähr-
dungsbeurteilung auch auf Gefährdungen aus psychischen Belastungen bei der Ar-
beit bezieht und der Gesundheitsbegriff neben der physischen auch die psychische 
Gesundheit der Beschäftigten umfasst. Das Bundeskabinett beschloss diese Ände-
rungen am 19. Dezember 2012 und leitete dies an den Bundesrat weiter. Ferner be-
steht die Absicht, in einzelnen bestehenden Arbeitsschutz-Verordnungen analoge 
Ergänzungen vorzunehmen. 

Im ersten Halbjahr 2013 gewann der politische Prozess an Dynamik. Am 3. Mai be-
schloss der Bundesrat den Länder-Entwurf einer Anti-Stress-Verordnung und forder-
te die Bundesregierung auf, diese zu erlassen. Am 13. Mai 2013 tagte der Bundes-
tagsausschluss Arbeit und Soziales und beriet über die Anträge der Oppositionspar-
teien zu einer Anti-Stress-Verordnung sowie über einen erst spät eingereichten eige-
nen Antrag der CDU/CSU-Fraktion, in dem zwar eine Verstärkung der Prävention 
gefordert, aber eine eigene Verordnung nach wie vor abgelehnt wurde. Am 27. Juni 
2013 beschloss dann der Bundestag die skizzierte „Klarstellung“ im Arbeitsschutzge-
setz. 

Während die Arbeitgeberverbände vehement die Forderung nach einer eigenen Ver-
ordnung ablehnten, konnten sie sich mittlerweile mit der Nachbesserung im Arbeits-
schutzgesetz anfreunden. Demgegenüber werteten die Gewerkschaften diese Nach-
besserung im Arbeitsschutzgesetz als einen ersten kleinen Schritt in die richtige 
Richtung, die aber eine eigenständige Anti-Stress-Verordnung nicht überflüssig 
machten. 

Auch wenn zu diesem politischen Prozess6 erst eine Zwischenbilanz gezogen wer-
den kann, zeigen sich schon jetzt beachtliche Erfolge, die einerseits auf den enor-
men Handlungsdruck in den Betrieben sowie auf das große mediale Echo des The-
mas zurückzuführen sind, anderseits aber vor allem mit einem konsequenten strate-
gischen Vorgehen der Gewerkschaften verbunden sind. 

                                            
6 Vgl. hierzu auch: Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluss des Bundesrates zum  

Entwurf einer Verordnung zum Schutz vor Gefährdungen durch psychische Belastung bei der  
Arbeit [BMAS mit Schreiben vom 11. März 2014; Bundesrat zu 315/13(B) Beschlussdrucksache  
vom 12.03.2014; URL: http://www.bundesrat.de/bv.html?id=0315-13]. 
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10.4 Anti-Stress-Initiative als Mehrebenen-Strategie 

Die gewerkschaftliche Strategie einer Anti-Stress-Initiative war von vorneherein da-
rauf angelegt, unterschiedliche Handlungsdimensionen miteinander zu verzahnen. 

Neben der Aufnahme von Impulsen auf der EU-Ebene (siehe europäische Sozial-
partnervereinbarung zu arbeitsbedingtem Stress) spielte vor allem die aktive Mitwir-
kung in den Aushandlungsprozessen der GDA die zentrale Rolle. Daraus ergaben 
sich Kooperationsstrukturen, die dann in eine immer breitere Allianz für eine Anti-
Stress-Verordnung mündeten. 

Selbstverständlich gehört zu dieser Mehrebenen-Strategie vor allem auch die be-
triebliche Ebene. Und dies in mehrfacher Hinsicht: 

Als erstes ist festzuhalten, dass selbstverständlich auch die Erarbeitung von konkre-
ten Regeln einer möglichen Anti-Stress-Verordnung nicht am grünen Tisch zu erledi-
gen ist, sondern die praktischen Erfahrungen aufarbeiten muss, die in den Betrieben 
trotz des insgesamt unbefriedigenden Umsetzungsstandes von Gefährdungsbeurtei-
lungen gesammelt werden konnten. Insbesondere diejenigen ganzheitlichen Gefähr-
dungsbeurteilungen, bei denen es gelang, die Beschäftigten selbst in den Prozess 
der Ermittlung von Belastungen und Erarbeiten von Maßnahmen einzubeziehen, sind 
dabei von besonderem Wert. Der Hinweis von Dieter Sauer, dass das früher vorherr-
schende Vorgehen, vorwiegend „stellvertretend für die Beschäftigten Normen und 
Regularien auszuhandeln und durchzusetzen“, immer weniger erfolgversprechend 
erscheint, gilt auch für diesen Themenbereich (Sauer 2011: 45/46). 

Umso wichtiger ist es deshalb, aus solchen betrieblichen Praxiserfahrungen heraus 
Leitplanken und Haltegriffe zu definieren, die in der Umsetzung gemeinsam mit den 
Beschäftigten tatsächliche Präventionsschritte zu arbeitsbedingtem Stress erleich-
tern. Hier gilt es dem Leitgedanken zu folgen, dass wirksame Regulierung konden-
siertes Erfahrungs- und Gestaltungswissen aufnehmen und wiedergeben muss. Die-
ses Wissen wird zu einem großen Teil in den betrieblichen Umsetzungsvorhaben 
generiert. 

Klare Regeln für gute Arbeit können dann in der betrieblichen Praxis helfen. Dennoch 
gibt es die Erfahrung, dass bei einer marktzentrierten Unternehmens- und Arbeitsor-
ganisation oftmals die Beschäftigten selbst bestehende Schutzvorschriften unterlau-
fen. Dies kann nicht den Wert von Regulierung infrage stellen, verlangt aber von den 
Gewerkschaften und Interessenvertretungen „ein neues Verhältnis von Mobilisierung 
und Regulierung in interessenpolitischen Auseinandersetzungen“ herzustellen (Sau-
er 2011: 46). Eine gewerkschaftliche Anti-Stress-Initiative wird diese Herausforde-
rung annehmen müssen, um auf der politisch-regulativen Ebene als einer relativ ei-
genständigen Auseinandersetzungsarena und gleichzeitig auf der betrieblichen Um-
setzungsebene voran zu kommen. 
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Allein schon die Erarbeitung konkreter Entwürfe einer Anti-Stress-Verordnung und 
ihre breite Diskussion können neue Impulse in die betriebliche Praxis vermitteln. Der 
Arbeitsrechtsexperte Prof. Dr. Björn Gaul wies in einer Ausarbeitung der wirtschafts-
nahen Zeitschrift „Der Betrieb“ (Nr.1/2-2013, S. 64) zum Thema „Leistungsdruck, 
psychische Belastung & Stress“ darauf hin, dass „einzelne Gesichtspunkte …, die 
sich in §§ 6 ff. der ‚Anti-Stress-Verordnung‘ der IG Metall finden“ lassen, für die prak-
tische Umsetzung von Gefährdungsanalysen hilfreich sein können. In diesen Para-
grafen werden von der IG Metall konkrete Beurteilungskriterien und Gestaltungs-
maßgaben bezüglich der Arbeitsaufgabe, der Arbeitsorganisation, der sozialen Be-
ziehungen, der Arbeitsplatz- und Arbeitsumgebungsbedingungen sowie der Arbeits-
zeitgestaltung angegeben. (Fergen 2013: 65ff.) 

Auch im Kontext einer Mehrebenen-Strategie bleiben alle Bemühungen, in den Be-
trieben Präventionsaktivitäten zum arbeitsbedingten Stress und psychischen Belas-
tungen zu stärken, vornehmste Aufgabe gewerkschaftlicher Gesundheitsschutz- und 
einer erweiterten Arbeitspolitik. Dazu gehören auch neue Ansätze, um vor allem un-
ter Bedingungen marktzentrierter Steuerungsformen die Beschäftigten selbst in den 
Prozess der Ermittlung von psychischen Gefährdungsfaktoren und Maßnahmen der 
Arbeitsgestaltung einzubeziehen (vgl. Becker u.a. 2011). Der Betrieb ist und bleibt 
die Arena, in der sich auch Fortschritte auf anderen Handlungsfeldern – wie etwa der 
GDA oder vor allem auch der regulatorischen Ebene – bewähren müssen. Wenn das 
gelingt, helfen Vorschriften tatsächlich bei psychischer Belastung in der Arbeit. 
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Abb. 10.2 Ralf Pieper (Bergische Universität Wuppertal), Klaus Pickshaus  
(IG Metall, Frankfurt/Main) und Horst G. Appelt (Appelt Unternehmens-
beratung, Wuppertal) im Anschluss des 92. Kolloquiums (v.l.n.r.). 
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11.1 Blick aus der Sicht der Kleinbetriebe 

Die BG BAU betreut als Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft insbesondere 
Klein- und Mittelbetriebe, 98,5% der versicherten Betriebe haben weniger als 50 Mit-
arbeiter. Auch beschäftigen diese Betriebe in der Regel keine hauptberuflichen Ar-
beitsschutzexperten. Mit den Anforderungen des Gefahrstoffrechts sind diese Klein-
betriebe meist restlos überfordert. Die BG BAU hat deshalb seit vielen Jahren schon 
ein Unterstützungs- und Beratungssystem aufgebaut, um diesen Betrieben konkrete 
Hilfen zur Beurteilung der verwendeten Bauchemikalien und der Auswahl der erfor-
derlichen Schutzmaßnahmen an die Hand zu geben. Angesichts der Veränderungen 
in der europäischen Chemikalienpolitik stellt sich nun die Frage, wie diese Kleinbe-
triebe von diesen Veränderungen betroffen sind und ob es positive Auswirkungen für 
den Arbeitsschutz gibt. 

 

 

11.2 Neues Gefahrstoffrecht 

Das deutsche Arbeitsschutzrecht war in den letzten Jahren von europäischen Richt-
linien geprägt, die erst in das deutsche Recht umgesetzt werden mussten, so bei-
spielsweise die EG-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz (Richtlinie 89/391/EWG) in das 
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) und die Stoff- und Zubereitungs-Richtlinien (Richtli-
nien 67/548/EWG und 1999/45/EG) in die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV). Mit 
den neuen europäischen Verordnungen zu GHS und REACH sind Rechtsakte hinzu-
gekommen, die in all ihren Teilen verbindlich sind und unmittelbar in jedem Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union gelten. An der Rechtform der europäischen Ver-



Rainer Dörr 

130 

ordnung erkennt der Experte schon, dass es sich nicht um Arbeitsschutzvorschriften 
handeln kann, denn im Arbeitsschutz kann Europa nur Richtlinien erlassen. Im Sinne 
des europäischen Produktrechtes wurden Vorschriften über die einheitliche Vermark-
tung von Chemikalien geschaffen. Den Hintergrund für diese Vorschriften bilden aber 
auch die Gefährdungen durch Chemikalien für die Umwelt, den Verbraucher und die 
Beschäftigten, sowie das bisherige mangelhafte Wissen über die gefährlichen Eigen-
schaften dieser Chemikalien. 

 

 

11.3 Verordnung (EG) Nr. 1271/2008 – GHS 

Aufgrund einer internationalen Vereinbarung der Vereinten Nation (UN) soll ein Glo-
bal Harmonisiertes System (GHS) zur Einstufung und Kennzeichnung von Chemika-
lien geschaffen werden. In der Europäischen Union wird diese UN-Vereinbarung 
durch die GHS/CLP-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 1271/2008) umgesetzt. Die 
Verordnung zur Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Chemikalien (CLP - 
Classification, Labelling and Packaging of Chemicals) trat am 20. Januar 2009 in 
Kraft und findet schrittweise bis zum 1. Juni 2015 volle Anwendung. Für den Ver-
wender von Chemikalien ändert sich eigentlich wenig, am auffälligsten ist noch der 
Wechsel von den orange-schwarzen Gefahrensymbolen zu den neuen rot-weiß-
schwarzen Gefahrenpiktogrammen. Von der etwas genaueren Kennzeichnung merkt 
der Laie in der Regel wenig. Die Betriebe der Bauwirtschaft als Verwender von Che-
mikalien müssen daher die neue Kennzeichnung nur in das Gefahrstoffverzeichnis 
aufnehmen. Erst wenn aus der veränderten Einstufung und Kennzeichnung neue 
Gefährdungen für die Tätigkeiten erkennbar werden, muss die Gefährdungsbeurtei-
lung überarbeitet werden. 

 

 

11.4 Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 – REACH 

Am 1. Juni 2007 ist die europäische REACH-Verordnung[1] (Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006) in Kraft getreten. Die Buchstaben REACH stehen dabei für das (engli-
sche) Ziel der Verordnung: Registration, Evaluation, Authorisation and Restriction of 
Chemicals, auf Deutsch also Anmeldung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung 
von Chemikalien. 

Eine Kernanforderung der REACH-Verordnung ist Anmeldung von produzierten oder 
importierten Stoffen, abhängig von der Stoffmenge stufenweise bis zum Jahr 2018.  
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Mit der Anmeldung sind auch Daten über die gefährlichen Eigenschaften und die  
sichere Verwendung der Stoffe vorzulegen. Damit betrifft diese Pflicht in erster Linie 
die Produzenten und Importeure von Chemikalien, die anfangs den gewaltigen Auf-
wand der Verordnung beklagten. 

 

 

11.5 Industrie-Szenario – Angebliche Auswirkungen 

In den Jahren vor dem Beschluss im Europäischen Parlament wurden von Seiten der 
Industrie weniger der Nutzen von REACH als die Kosten und die möglichen negati-
ven Auswirkungen in den Vordergrund gestellt. Zum Teil wurden wahre Horrorszena-
rien prognostiziert[2]: 

� Die Umsetzung der Ideen des Weißbuches [REACH-Entwurf] wird für die deut-
sche Gesamtwirtschaft einen Bruttowertschöpfungsverlust zwischen 0,4 und 6,4 
Prozent bewirken. 

� Ein Verlust an Arbeitsplätzen in gleicher prozentualer Höhe ist zu erwarten. Es 
ergibt sich für die gesamte deutsche Wirtschaft ein Verlust von etwa 150.000  
Arbeitsplätzen, beim Szenario „Hurricane“ 2.350.000 Arbeitsplätze. 

� Die zusätzliche kostenmäßige Belastung führt zu einem erheblichen Wegfall von 
Stoffen auf dem Markt. 

� Die reduzierte Produktion in Deutschland wird auch zu einer Verringerung der 
deutschen Exporte führen. 

Vier Jahre nach dem Inkrafttreten der REACH-Verordnung sah es allerdings anders 
aus. Laut einer Pressemitteilung[3] des Verbandes der Chemischen Industrie e.V. 
(VCI) peilte die deutsche Chemie-Industrie 2011 ein Rekordjahr an. In den ersten 
sechs Monaten stieg die Produktion im Vergleich zum Vorjahr um 6,5 Prozent. Der 
Umsatz legte um 12 Prozent auf 90,5 Milliarden Euro zu. 

 

 

11.6 REACH-Utopien  

Aber auch die Heils-Erwartungen an REACH waren utopisch. Wenn die Anforderun-
gen der REACH-Verordnung zu 100% umgesetzt und eingehalten würden, müssten 
ja die folgenden Auswirkungen zu erwarten sein: 

� Alle relevanten Eigenschaften aller Stoffe wären bekannt. 

� In den Sicherheitsdatenblättern würden die gefährlichen Eigenschaften des  
Produkts und aller Inhaltsstoffe sowie alle notwendigen Schutzmaßnahmen  
beschrieben. 
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� Diese Schutzmaßnahmen würden in den Betrieben vollständig eingehalten. 

� Wenn alle Schutzmaßnahmen eingehalten werden, gäbe es keine Erkrankungen 
und Unfälle durch Gefahrstoffe mehr. 

� Gefahrstoffstoff-Experten würden damit überflüssig, da in den Sicherheitsdaten-
blättern für den Anwender nachvollziehbar beschrieben wäre, wie er sich schüt-
zen könnte. 

Da das Interesse an der REACH-Verordnung seit 2007 wieder abgeflaut ist und sich 
in den Betrieben nicht so viel beim Umgang mit Gefahrstoffen geändert hat, lohnt 
sich nun ein Blick auf die Realität. 

 

 

11.7 Unsere Kenntnisse waren bisher sehr beschränkt 

Die Kenntnisse über die gefährlichen Eigenschaften von Chemikalien waren bisher 
sehr beschränkt. Dieses mangelhafte Wissen war ja auch einer der Anstöße für die 
REACH-Verordnung. 

� Technisch verwendet werden über 100.000 Stoffe. 

� Ca. 30.000 Stoffe werden in der Größenordnung von über 1 Tonne pro Jahr pro-
duziert. 

� Etwa 3.000 Stoffe sind bisher als gefährliche Stoffe eingestuft worden, oft nur auf 
Basis des Flammpunktes und anderer physikalischer Daten. 

� Für etwa 350 Stoffe existieren Arbeitsplatzgrenzwerte, nimmt man Grenzwerte 
aus anderen Ländern hinzu, gibt es etwa 1.000 Stoffe mit Grenzwerten 

� Zu etwa 140 Stoffen waren vor REACH alle relevanten Daten bekannt, daher 
waren eigentlich nur für 140 Stoffe gesundheitsbasierte Grenzwerte – Arbeits-
platzgrenzwerte (AGW) – möglich. 

 

 

11.8 Probleme durch fehlende Stoffdaten 

Stoffe, die als gefährliche Stoffe eingestuft sind, tragen zumeist ein Gefahrensymbol 
oder nach GHS einen Gefahrenpiktogramm und der Anwender erhält somit eine  
erste Warnung. Außerdem müssen diese Stoffe im Sicherheitsdatenblatt aufgeführt 
werden. Stoffe, zu denen keine Daten bekannt waren, wurden nicht als gefährliche 
Stoffe eingestuft. Die Folge zeigte sich dann in vielen Sicherheitsdatenblättern. Zum 
Beispiel waren bisher bei Abbeizern häufig nur 20 – 30% der Inhaltsstoffe im Sicher-
heitsdatenblatt aufgeführt. 70 – 80% der Inhaltsstoffe waren nicht eingestuft und 
mussten deshalb auch nicht erwähnt werden. Aber bedeutet „nicht eingestuft“ auch 
zugleich auch, dass der Stoff nicht gefährlich ist? Viele Anwender von Chemikalien 
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waren und sind der irrigen Annahme, dass ein nicht eingestufter Stoff zugleich unge-
fährlich ist. Fast niemand hatte aufgrund der fehlenden Daten Probleme, allgemein 
galt: „No data, no problems“.  

Durch die REACH-Verordnung kam es hier zu einem tiefgreifenden Systemwechsel. 
Jetzt dürfen Chemikalien nur verkauft werden, wenn sie angemeldet wurden und zu-
gleich die relevanten Stoffda-ten durch den Hersteller überprüft und veröffentlicht 
wurden. Es gilt jetzt der Grundsatz: „No data, no market“. 

 

 

11.9 Auswirkungen auf die Inhaltsstoffe von Abbeizern 

Am Beispiel von Inhaltsstoffen von Abbeizern lassen sich die ersten Auswirkungen 
von REACH aufzeigen. Bisher wurde in manchen Abbeizern der Stoff N-Methyl-2-
pyrrolidon (NMP) verwendet. Bereits vor Einführung der REACH-Verordnung wurde 
der Stoff überprüft und neue Daten wurden bekannt. Dadurch wurde dieser Stoff 
2009 als „Fruchtschädigend (Repr. Cat. 2)“ eingestuft. Folglich müssen Abbeizer, die 
NMP als Inhaltstoff in einer Größenordnung von 5 % oder mehr enthalten, ebenfalls 
als fruchtschädigend (R 61) gekennzeichnet werden und das Gefahrensymbol T (To-
tenkopf) tragen. Durch diese Kennzeichnung haben derartige Abbeizer auf dem 
Markt kaum mehr eine Chance. 

Ein Teil der Hersteller fand einen geeigneten Ersatzstoff, der sehr ähnliche physikali-
sche und chemische Eigenschaften besitzt: N-Ethyl-2-pyrrolidon (NEP). Obwohl sich 
auch die chemische Struktur nur in einer Ethyl-Gruppe von N-Methyl-2-pyrrolidon 
unterscheidet, ist N-Ethyl-2-pyrrolidon bisher nicht auf europäischer Ebene harmoni-
siert eingestuft worden (Stofflisten in Anhang VI der GHS/CLP-Verordnung, Verord-
nung (EG) 1272/2008). In der Regel kennzeichnen die Hersteller NEP als ge-
sundheitsschädlich, manche Hersteller geben auch den Warnhinweis „Kann vermut-
lich das Kind im Mutterleib schädigen“. Aber auch dieser „Verdacht auf eine Frucht-
schädigung“ führt dann im Produkt Abbeizer höchstens zur Kennzeichnung mit dem 
Gefahrensymbol Xn (Andreaskreuz). 

Durch die REACH-Verordnung wurden die Europäische Chemikalien-Agentur  
(ECHA) geschaffen und mit gewissen Rechten ausgestattet. Die Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union haben nun die Möglichkeit die ECHA anzurufen, um eine har-
monisierte Einstufung und Kennzeichnung zu erreichen[4]. Die ECHA führte von 
März bis November 2011 eine öffentliche Konsultation zu N-Ethyl-2-pyrrolidon durch 
und das Committee for Risk Assessment (RAC) der ECHA veröffentlichte Ende No-
vember 2011 als Ergebnis eine „Opinion“ (Meinung)[5], NEP ebenfalls als „Frucht-
schädigend (Repr. Cat. 2)“ einzustufen. Ohne REACH hätte es früher Jahre  
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gebraucht, um eine derartige, qualifizierte Aussage zu erhalten. Es bleibt aber abzu-
warten, wie lange es dauert bis diese Meinung der ECHA in eine harmonisierte Ein-
stufung in der CLP/GHS-Verordnung umgesetzt wird. 

 

 

11.10 Probleme: Stoffdaten – Gemische 

Die REACH-Verordnung regelt im Wesentlichen die Anmeldung und Bewertung von 
Stoffen, daher liegt auch ein Hauptaugenmerk auf den Daten der angemeldeten Stof-
fe. Reine Stoffe werden aber eigentlich nur in der chemischen Industrie verarbeitet. 
In der Bauwirtschaft werden dagegen fast ausnahmslos Gemische (früher als Zube-
reitungen bezeichnet) verarbeitet. So bestehen Abbeizer in der Regel aus 3 - 7 Ein-
zelstoffen. In der REACH-Verordnung wird zwar auch die Weitergabe der Daten in 
der Lieferkette geregelt, hier bestehen aber noch große Mängel in der Umsetzung 
durch die Hersteller der Gemische. 

 

 

Abb. 11.1 Mögliche Lieferkette 

 

Abb. 1 zeigt eine einfache Lieferkette zur Herstellung eines Abbeizers. Der Hersteller 
des Abbeizers verarbeitet mehrere Lösungsmittel von verschiedenen Stoff-
Herstellern. Er erhält zu jedem Stoff die relevanten Stoff-Daten und muss diese Da-
ten in ein Sicherheitsdatenblatt umsetzen. Wenn die beabsichtigte Verwendung des 
Gemisches nicht mit den Daten des Stoff-Herstellers übereinstimmt, dann muss der 
Hersteller des Abbeizers diese Verwendung an den Stoff-Hersteller zurückmelden. 
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In der Praxis zeigen sich bei Abbeizern vielfältige Mängel bei den Angaben in den 
Sicherheitsdatenblätter. Die Hersteller von Gemischen – oft handelt sich hier auch 
um kleinere Betriebe – sind vielfach kaum in der Lage die Daten der Stoff-Hersteller 
auszuwerten und die mögliche Wechselwirkungen bei der Anwendung in einem Ge-
misch zu erkennen. Das war aber auch schon vor REACH der Fall. Und die Anforde-
rungen an die Erstellung von Sicherheitsdatenblättern wurden bei der Übernahme in 
die REACH-Verordnung nicht grundsätzlich verändert. Somit liegt hier kein grund-
sätzliches Problem von REACH vor, sondern der Mangel beruht auf der unzurei-
chenden Beratung und Überwachung der Gemisch-Hersteller durch die staatlichen 
Überwachungsbehörden. 

 

 

11.11 Wechselwirkungen – Unfall mit einem Abbeizer 

Die Schwierigkeiten bei der Bewertung eines Gemisches von Stoffen können anhand 
eines Unfalls mit einem Abbeizer aufgezeigt werden. Im Januar 2008 berichtete P.L. 
Stollwerck auf einem Kongress über eine „Chemische Verbrennung beider Hände 
durch Abbeizerlösung“[6]. Bei Reinigungsarbeiten an einer Farbspritzpistole ohne 
Schutzhandschuhe erfolgte während etwa 30 Minuten ein direkter Hautkontakt mit 
einer Abbeizerlösung. Bereits kurze Zeit später traten brennende Schmerzen auf. In 
der Klink wurde eine Verätzung der gesamten Handinnenfläche mit einer deutlichen 
Hautaufweichung festgestellt. Trotz Spülungen und klinischer Behandlung bildeten 
sich dann Blasen an der Hand, die am nächsten Tag unter Narkose abgetragen wur-
den. 

Als Inhaltsstoffe des verwendeten Universal-Abbeizers wurden folgende Stoffe auf-
geführt: 

� n-Butylacetat  25-50 % 

� Entaromatisiertes Testbenzin  <2,5 % 

� C12-C14 Alkoholpolyglykolether  <1,5 % 

 

Von diesen Inhaltsstoffen gehen eigentlich nur Brandgefährdungen aus, die entstan-
dene Verätzung erscheint damit auf den ersten Blick unerklärlich. Aufgrund der auf-
geführten Mengenangaben der Stoffe konnte aber von der BG BAU das Produkt er-
mittelt werden. Ein neueres Sicherheitsdatenblatt aus dem Jahr 2011 führt jetzt einen 
weiteren Inhaltsstoff auf: 

� Dimethylsulfoxid (DMSO)  30-60 % 
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Diese zusätzliche Nennung erfolgte nachdem die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG) im Jahr 2008 einen MAK-Wert für Dimethylsulfoxid aufgestellt hatte. Vorher 
musste DMSO als nicht eingestufter Stoff nicht aufgeführt werden. 

Die Nennung von DMSO führte zu einem ersten Verdacht, wie die Verätzung ent-
standen sein könnte. Die BG BAU kennt nämlich einige Fälle von Verätzungen durch 
Abbeizer, bei denen Dimethylsulfoxid andere Stoffe tief in die Haut eingeschleppt 
hatte. Man spricht hier von einer Carrier-Funktion (Träger-Funktion). Dokumentiert 
sind Fälle bei denen Ameisensäure mitgeschleppt wurde. Normalerweise verätzt 
Ameisensäure nur die oberste Hautschicht, in diesen Fällen wurden aber auch tiefere 
Hautschichten verätzt. Es kam dabei zu Blasenbildungen und schlecht heilenden 
Wunden. 

 

 
 
Abb. 11.2 Verätzung durch DMSO und Ameisensäure (Foto BG BAU) 

 

Im vorliegenden Fall war aber kein ätzender Stoff vorhanden, auch wenn die genann-
ten Symptome mit den bekannten DMSO-Ameisensäure-Unfällen übereinstimmten. 
Erst eine Recherche im Gefahrstoffinformationssystem[7] der DGUV (GESTIS-
Stoffdatenbank) brachte dann die entscheidenden Hinweise auf die toxikologische 
Wirkungsweise. Im Abschnitt Stoffwechsel und Ausscheidung findet man bei n-
Butylacetat folgende Angaben: „Offensichtlich wird n-Butylacetat aber sehr schnell 
verstoffwechselt. Der erste Metabolisierungsschritt ist die hydrolytische Spaltung des 
Esters in n-Butanol und Essigsäure.“ Es handelt sich also höchstwahrscheinlich um 
eine Verätzung durch Essigsäure. 
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Dieser Fall offenbart somit die Grenzen des REACH-Systems, Wechselwirkungen 
zwischen Stoffen werden nur unzureichend erfasst. Und der Stoff-Hersteller hat oft-
mals keine Informationen, mit welchen anderen Stoffen sein Stoff in einem Erzeugnis 
(z.B. einem Abbeizer) vermischt wird. 

� DMSO wird in den Datenbanken der ECHA als nicht eingestufter Stoff („not 
classified“) geführt, das bedeutet, dass in den Anmeldedaten keine Hinweise auf 
gefährliche Eigenschaften vor-handen sind. Die Carrier-Funktion wird nicht als 
gefährliche Eigenschaft gewertet. 

� Der schnelle Abbau von n-Butylacetat zu n-Butanol und Essigsäure führt zu kei-
ner besonderen Einstufung, da n-Butylacetat als reiner Stoff die menschliche 
Haut nur im geringen Maße durchdringen kann. 

� Der Hersteller des Abbeizers müsste also schon über ein spezielles toxikologi-
sches Wissen verfügen, um zu erkennen, dass er mit seiner Mischung eine  
Essigsäure-Verätzung in tieferen Hautschichten auslösen kann. 

 

Die BG BAU rät daher von der Verwendung von Abbeizern ab, die DMSO enthalten. 
Diese Warnung gilt noch verschärft für Mischungen von DMSO und n-Butylacetat, da 
bisher keine Chemikalienschutzhandschuhe bekannt sind, die mehr als 60 Minuten 
lang gegen diese Mischung stabil sind. 

 

 

11.12 DNEL – Neue Maßstäbe für die Beurteilung der inhalativen 
Aufnahme 

In der ersten Anmelderunde bis zum 01.12.2010 mussten die Stoffe angemeldet 
werden, die von mindestens einem Hersteller in einer Größenordnung von 1000 
Tonnen und mehr pro Jahr produziert werden. Für diese Anmeldung mussten u.a. 
schädliche Wirkungen auf die Gesundheit des Menschen ermittelt und DNELs 
(Derived No Effect Level) abgeleitet werden. Ein DNEL ist die Expositionskonzentra-
tion eines Stoffes, bei der keine gesundheitsschädliche Wirkung für den Menschen 
besteht. Es handelt sich um keinen staatlichen Grenzwert, sondern um einen Maß-
stab zur Gefährdungsbeurteilung, der im Sicherheitsdatenblatt erwähnt werden 
muss. Im Gegensatz zu bisherigen Grenzwerten (AGW, MAK) sollen DNELs für un-
terschiedliche Gruppen (Verbraucher, Arbeiternehmer), Aufnahmewege (inhalative, 
dermal, oral), Wirkungen (lokal, systemisch) und Expositionszeiten (Akut, Langzeit) 
abgeleitet. Daher können für einen einzelnen Stoff mehrere DNELs existieren. Um 
einen direkten Vergleich mit den AGW zu haben, sollen hier nur die DNELs für die 
Langzeitinhalation bei Arbeitnehmern betrachtet werden. 
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Mit Stand vom 31.05.2012 vermeldete die ECHA 5328 registrierte Stoffe. Da es auch 
ein paar Ausnahmen gibt, nicht für jeden Stoff muss auch ein DNEL angeleitet wer-
den, kann man davon ausgehen, dass nun für über 4000 Stoffe neue Maßstäbe für 
die Bewertung der inhalativen Gefährdung am Arbeitsplatz vorliegen. Im Vergleich zu 
der Zahl von ca. 350 Arbeitsplatzgrenzwerten (AGW) kann somit eine ungleich grö-
ßere Zahl von Stoffen bewertet werden. 

Die verschiedenen DNELs können auf der Webseite[8] der ECHA abgerufen werden. 
Da die Suche auf dieser Webseite etwas kompliziert ist, hat das Institut für Arbeits-
schutz (IFA) der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung auf Anregung der BG 
BAU eine Liste[9] mit DNEL-Werten für den Arbeitsschutz veröffentlicht. Hier findet 
sich beispielsweise für die Beurteilung der inhalativen Gefährdung von Arbeitneh-
mern für Benzylalkohol der DNEL von 90 mg/m³ als Wert für die Langzeitexposition. 

 

 

11.13 Abbeizen: Expositionen gegenüber Benzylalkohol 

Eine Reihe von Abbeizern enthalten Benzylalkohol als wesentlichen Inhaltsstoff.  
Bisher war es nicht möglich, Tätigkeiten mit diesen Abbeizern zu bewerten. Da für 
Benzylalkohol kein Arbeitsplatzgrenzwert (AGW) festgelegt wurde, fiel die Entschei-
dung schwer, ob beim Abbeizen mit diesen Produkten auf Atemschutz verzichtet 
werden kann. 

Die BG BAU verfügt nun über Messdaten von Abbeiz-Tätigkeiten mit Abbeizern auf 
der Grundlage von Benzylalkohol. Maximal wurde hier eine Exposition von 55 mg/m³ 
gemessen, das 95. Perzentil der Messwerte liegt bei 39 mg/m³ oder darunter. 

 

 

Tab. 11.1 Expositionen gegenüber Benzylalkohol beim Abbeizen - 
Messdaten der BG BAU 

 

Entsprechend der TRGS 420[10] wird hier für die Beurteilung der Exposition das 95. 
Percentil der Messwerteverteilung herangezogen. Ein Vergleich mit dem DNEL für 
die inhalative Langzeitexposition von 90 mg/m³ zeigt, dass bei diesen Tätigkeiten 
nicht einmal die Hälfte des DNEL erreicht wird. Daher kann in der Regel beim Abbei-
zen mit Benzylalkohol-basierten Abbeizern auf Atemschutz verzichtet werden. Die 
BG BAU empfiehlt deshalb derartige Abbeizer. 
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11.14 Tätigkeiten im Straßenbau – Expositionen gegenüber  
Bitumen 

Eine andere Situation besteht im Straßenbau, hier kann bei vielen Tätigkeiten mit 
Bitumen der DNEL nicht eingehalten werden. Zwar haben frühere Untersuchungen 
gezeigt, dass Dämpfe und Aerosole aus Bitumen nicht krebserzeugend sind, sie  
haben aber auch aufgezeigt, dass es bei hohen Konzentrationen zu Reizungen der 
Atemwege kommen kann. Daraufhin wurde von den Herstellern ein sehr niedriger 
DNEL für Bitumen abgeleitet: 

 

 

Tab. 11.2 Auszug aus einem Sicherheitsdatenblatt für Bitumen 

 

Asphalt ist hier der englische Begriff für Bitumen, die DNELs beziehen sich auf 
Dämpfe und Aerosole aus Bitumen, wie sie beim Verarbeiten im Straßenbau auftre-
ten können. Der Wert von 2,9 mg/m³ bezieht sich auf einen anderen Analysenstan-
dard, als er in Deutschland üblich ist. Bezogen auf die deutschen Methoden ent-
spricht dies einem Wert von ca. 2 mg/m³. 

Obwohl es bei der Verarbeitung von Bitumen schon gewaltige Verbesserungen ge-
geben hat – früher waren beim Einbau von Gussasphalt Expositionen von 60 mg/m³ 
üblich – zeigen umfangreiche Messdaten der BG BAU nun, dass bei fast allen 
Asphaltarbeiten die Expositionen über 2 mg/m³ liegen. 

Daraufhin hatte sich die BG BAU schon frühzeitig im Gesprächskreis BITUMEN mit 
den Herstellern in Verbindung gesetzt, um eine gemeinsame Lösung zu erarbeiten. 
Möglich wurde dies, da es sich bei dem DNEL nicht um einen staatlichen Grenzwert 
handelt, bei dessen Überschreitung zwingend Persönliche Schutzausrüstung zu tra-
gen ist oder sogar die Arbeiten einzustellen sind. Der DNEL muss bei der Gefähr-
dungsbeurteilung berücksichtigt werden, unter Abwägung von weiteren Erfahrungen 
und begleitet von bestimmten Überwachungsmaßnahmen ist dann sogar eine Fort-
setzung der bisher üblichen Arbeitsverfahren ohne Tragen von Atemschutz zu recht-
fertigen. 
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Abb. 11.3 Konzentrationen von Dämpfen und Aerosolen aus Bitumen (DNEL 
2mg/m³) 

 

Diese Beurteilung wurde im Gesprächskreis BITUMEN diskutiert und die folgende 
Vorgehensweise wurde gemeinsam beschlossen[11]: 

� Alle Erfahrungen aus den arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen der BG 
BAU in den letzten Jahrzehnten sprechen dafür, dass die Beschäftigten, die un-
ter Bitumen-Expositionen bis ca. 12 mg/m³ (siehe Abb. 5) arbeiten, keine ge-
sundheitlichen Schäden erleiden. 

� Die bisher üblichen Arbeitsverfahren können fortgesetzt werden. 

� Begleitet wird diese Vorgehensweise durch regelmäßige spezielle arbeitsmedizi-
nische Untersuchungen der Asphaltarbeiter im 2-Jahres-Rhythmus. Nur unter 
dieser Voraussetzung darf weiter gearbeitet werden. 

� Zunächst gilt diese Vorgehensweise für 6 Jahre. In diesem Zeitraum werden die 
Ergebnisse der Untersuchungen erfasst und ausgewertet, um mögliche gesund-
heitliche Folgen bei Tätigkeiten mit Bitumen besser beurteilen zu können. 

 
 

11.15 Beurteilung von krebserzeugenden Stoffen 

Die REACH-Verordnung hat auch einige positive Auswirkungen auf Tätigkeiten mit 
krebserzeugenden Stoffen, auch wenn diese Stoffe bisher für unverzichtbar gehalten 
wurden. Im Straßenbau wird die Güte von Straßenbelägen in speziellen Asphaltlabo-
ratorien während des Baus begleitend überprüft. Dazu werden Proben aus dem Be-
lag mit Trichlorethylen (andere Bezeichnungen: Trichlorethen, Tri) behandelt, um Bi-
tumen vom Gestein zu trennen und so die prozentualen Anteile bestimmen zu kön-
nen. Bis Anfang der 2000er Jahre galt Trichlorethylen noch nicht als krebserzeugend 
und es gab damals noch einen MAK-Wert von 270 mg/m³. Dieser Wert konnte mit 
den üblichen Analyseverfahren in Asphaltlaboratorien eingehalten werden.  
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Mit der Einstufung als krebserzeugend wurde 2004 ein TRK-Wert 165 mg/m³ aufge-
stellt. In der Begründung zum TRK-Wert wurde ausdrücklich auf die Verwendung in 
Asphaltlaboratorien hingewiesen und ausgeführt, dass Versuche zum Ersatz durch 
ein anderes Lösemittel bislang fehlgeschlagen seien. 2005 wurden dann alle TRK-
Werte im Zuge der Neufassung der Gefahrstoffverordnung zurückgezogen, somit 
gab es zwischenzeitlich keinen Beurteilungsmaßstab mehr.  

Im Zuge der REACH-Verordnung wurden Trichlorethylen im Juni 2010 in die Kandi-
datenliste der besonders besorgniserregenden Stoffe (SVHC) aufgenommen. Somit 
sind Beschränkungen (Zulassungsverfahren, Verwendungsverbot) für diesen Stoff zu 
erwarten. Diese Entwicklungen brachten dann eine zusätzliche Motivation für die Su-
che nach Ersatzstoffen. Und 2012 berichtete schließlich das Deutsche Asphaltinstitut 
über ein erfolgreiches Forschungsvorhaben[12] zur Entwicklung eines alternativen 
Analyseverfahrens auf der Basis von Caprylsäuremethylester. Damit sind die Tage 
von Trichlorethylen im Asphaltlabor gezählt. 

 

 

11.16 Zusammenfassung – REACH-Realität 

� Nach 2018 werden die gefährlichen Eigenschaften von ca. 30.000 Stoffen 
bekannt sein. 

� Die erforderlichen Schutzmaßnahmen werden für dann für diese Stoffe 
beschrieben sein. Ob dann für alle Gemische die notwendigen Angaben 
vorhanden sein werden, bleibt abzuwarten. 

� Mit den DNELs gibt es neue Kriterien für die Beurteilung von vielen Tätigkeiten 
mit Gefahrstoffen, man muss sich nur trauen, diese Werte auch zu verwenden. 

� In den Sicherheitsdatenblättern gibt es neben den DNELs weitere Informationen. 

� Fraglich ist weiterhin, ob die jeweiligen Verantwortlichen in den Anwenderbetrie-
ben die Sicherheitsdatenblätter verstehen und nachvollziehen können. 

� Insbesondere Klein- und Mittelbetriebe brauchen deshalb weiterhin Unterstüt-
zung durch Fachleute, durch ihre Verbände und die Unfallversicherungsträger. 

� Es gibt aber viele erfolgversprechende Entwicklungen. 
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Abb. 11.4 Dipl.-Chem. Rainer Dörr (BG BAU) und Prof. Dr. Ralf Pieper (BUW) im 
fachlichen Austausch vor dem 93. Kolloquium in Wuppertal (v.l.n.r.). 
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Abb. 12.1 Prof. Oliver Sträter (Universität Kassel), Prof. Ralf Pieper (Bergische 
Universität) und Bereichsleiter Harald Gröner (RWE Generation SE, 
Essen) bei der Abschlussdiskussion des 94. Kolloquiums (v.l.n.r.). 
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Brüssel 

 

Anforderungen an das betriebliche Arbeitsschutzrecht aus Arbeitgebersicht 
17. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 24. Januar 2006 in Wuppertal 
RA Saskia Osing 
Referentin bei der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), 
Berlin 

 

Netzwerke für Sicherheit und Gesundheitsschutz: Theorie und Praxis 
18. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 31. Januar 2006 in Wuppertal 
Dr. Kai Seiler 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter bei der Landesanstalt für Arbeitsschutz  
Nordrhein-Westfalen (LAfA NRW), Düsseldorf 
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Sicherheitsrechtliches Kolloquium im Sommersemester 2006 

 

Duales Arbeitsschutzsystem in Deutschland -  
Stand der Debatte aus Sicht des staatlichen Arbeitsschutzes 
19. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 25. April 2006 in Wuppertal 
Dr. Eleftheria Lehmann 
Vorstandsvorsitzende vom Verein Deutscher Gewerbeaufsichtsbeamter e.V. 
(VDGAB), Berlin 

 

Aktuelle Fragen der Gefahrstoffverordnung 2005 
20. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 16. Mai 2006 in Wuppertal 
Dr. Henning Wriedt 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter der Beratungs- und Informationsstelle  
Arbeit und Gesundheit, Hamburg (BAG), Hamburg  

 

Neue Qualität der Arbeit: Strategie, Schwerpunkte, Perspektiven 
21. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 30. Mai 2006 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. André Große-Jäger 
Leiter des Referates III b 7 „Fachaufsicht BAuA, Arbeitswissenschaft,  
Branchenspezifische Fragen des Arbeitsschutzes“ beim  
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Bonn 

 

CE-Kennzeichnung von Maschinen - Aktuelle Handlungshilfen 
22. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 20. Juni 2006 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. Andrea Lange 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin beim Berufsforschungs- und Beratungsinstitut  
für interdisziplinäre Technikgestaltung e.V. (BIT), Bochum 

 

Sifa was nun? Rahmenbedingungen und zeitgemäße Anforderungen  
an die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
23. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 4. Juli 2006 in Wuppertal 
Dr. Lutz Wienhold 
Geschäftsführer der Gesellschaft für Systemforschung und  
Konzeptentwicklung mbH (Systemkonzept), Köln 
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Sicherheitsrechtliches Kolloquium im Wintersemester 2006/07 

 

Zur Systematik der Sicherheitswissenschaft 
24. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 24. Oktober 2006 in Wuppertal 
Univ.-Prof., Dr. rer. pol. Volker Ronge 
Professor für Allgemeine Soziologie und Rektor der Bergischen Universität  
Wuppertal, Wuppertal 

 

Der Arbeitskampf - Historische und aktuelle Aspekte eines Grundtatbestands  
der Arbeitsbeziehungen 
25. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 5. Dezember 2006 in Wuppertal 
Univ.-Prof. em., Dr. jur. Michael Kittner 
em. Professor für Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialrecht an der Universität Kassel  
und langjähriger Justitiar der IG Metall, Kassel 

 

Integrierte Services zum Themenbereich Beschäftigungsfähigkeit –  
Neues Arbeiten in NRW: Erfahrungen und Ausblick 
26. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 12. Dezember 2006 in Wuppertal 
RGD Dipl.-Ing. Michael Deilmann 
Referent im Referat II 2 „Übergreifende Fragen des Arbeitsschutzes, Arbeits-
organisation, Arbeitsschutzrecht, Arbeitsrecht“ Ministerium für Arbeit, Gesundheit  
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW), Düsseldorf 

 

Betriebliches Management von Sicherheit und Gesundheitsschutz –  
Aktuelle Aktivitäten der Berufsgenossenschaften 
27. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 16. Januar 2007 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. Josef Merdian 
Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gaststätten (BGN), Nürnberg 

 

Ziele, Entwicklung und Ergebnisse des Entgelt-Rahmen-Abkommens (ERA) 
28. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 23. Januar 2007 in Wuppertal 
Dipl.-Psych. Axel Hofmann 
METALL NRW - Verband der Metall- und Elektro-Industrie  
Nordrhein-Westfalen e.V., Düsseldorf 

 

Europäische Chemikalienpolitik (REACh) –  
Erfahrungen aus betrieblichen Beratungen 
29. Sicherheitsrechtliches Kolloquium am 6. Februar 2007 in Wuppertal 
Dipl.-Chem. Kerstin Heitmann 
Institut für Ökologie und Politik GmbH (Ökopol), Hamburg 
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Sommersemester 2007 

 

REACh: Eigenverantwortung als Regulierungskonzept –  
Spannungsverhältnis zum Anlagen- und Wasserrecht? 
30. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 17. April 2007 in Wuppertal 
Prof., Dr. jur. Martin Führ 
Hochschule Darmstadt, Sonderforschungsgruppe Institutionenanalyse (sofia),  
Darmstadt 

 

Seveso, Bhopal, Toulouse keine Ende abzusehen?  
Stand und Erwartungen an eine zeitgemäße Störfallvorsorge 
31. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 22. Mai 2007 in Wuppertal 
Dr. Hans-Joachim Uth 
Umweltbundesamt (UBA), Fachgebiet Anlagensicherheit, Störfallvorsorge, Dessau 

 

Arbeitshygiene - Ein Handlungsfeld für Sicherheitsingenieure 
32. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 5. Juni 2007 in Wuppertal 
Dr.-Ing. Frank Hamelmann 
Mitglied des Vorstandes der Deutschen Gesellschaft für Arbeitshygiene e.V. (DGAH), 
Köln 

 

Das neue Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
33. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 19. Juni 2007 in Wuppertal 
Prof., Dr. jur. Olaf Deinert 
Universität Bremen, Fachbereich Rechtswissenschaft, Bremen 

 

Methodischer Ansatz für ein interdisziplinäres Konzept der Sicherheitstechnik 
34. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 10. Juli 2007 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. Wolf-Dieter Pilz 
Leiter des VDI Arbeitskreises Technische Sicherheit, Düsseldorf / München 
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Wintersemester 2007/08 

 

Menschengerechte Arbeitszeitgestaltung 
35. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 6. November 2007 in Wuppertal 
WissD’in Dr. Beate Beermann 
Leiterin der Gruppe 1.2 „Politikberatung, Soziale und wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen“ der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA),  
Dortmund 

 

Der Wuppertaler Schwebebahnunfall aus juristischer Sicht –  
Verantwortung und Haftung 
36. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 27. November 2007 in Wuppertal 
RA Andreas Klett 
Kanzlei Prellwitz, Klett & Kollegen, Langenfeld 

 

Altersgerechte Montage in der Automobilindustrie 
37. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 4. Dezember 2007 in Wuppertal 
Prof., Dr. phil. Ekkehart Frieling 
Universität Kassel, Institut für Arbeitswissenschaft und Prozessmanagement, Kassel 

 

Sicherheit und Gesundheit in den mittel- und osteuropäischen  
Beitrittsstaaten – Erfahrungen aus Twinningprojekten 
38. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 15. Januar 2008 in Wuppertal 
Dr. rer. nat. Bernhard Brückner  
Hessisches Sozialministerium (HSM), Wiesbaden 

 

Arbeitsschutz im Umbruch –  
Eine Zeitreise von den 1980er Jahren bis in die Gegenwart 
39. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 22. Januar 2008 in Wuppertal 
Staatssekretär Rudolf Anzinger 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Berlin 

 

Sicheres und gesundes Lernen, Lehren und Forschen  
an der Bergischen Universität Wuppertal 
40. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 29. Januar 2008 in Wuppertal 
Universitätskanzler Hans Joachim von Buchka  
Bergische Universität Wuppertal, Wuppertal 
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Sommersemester 2008 

 

Neue Entwicklungen in der sicherheitstechnischen und  
betriebsärztlichen Betreuung 
41. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 22. April 2008 in Wuppertal 
Dipl.-Ing Gerhard Strothotte 
Abteilung Sicherheit und Gesundheit in der Deutschen Gesetzlichen  
Unfallversicherung (DGUV), Sankt Augustin 

 

Risikofaktor Arbeitszeit 
42. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 20. Mai 2008 in Wuppertal 
Prof., Dr. Friedhelm Nachreiner 
Carl von Ossietzky Universität Oldenburg, Oldenburg 

 

Unsichere Produkte und Strategien der Marktüberwachung 
43. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 17. Juni 2008 in Wuppertal 
Dir. und Prof. Dr. Karl-Ernst Poppendick 
Leiter des Fachbereichs 2 „Produkte und Arbeitssysteme“ der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA), Dortmund 

 

Aktuelle Aktivitäten des Bundesministerium für Arbeit und Soziales  
im Bereich Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 
44. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 24. Juni 2008 in Wuppertal 
MR Michael Koll 
Leiter der Unterabteilung Arbeitsschutz im  
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Bonn 

 

Methoden zur Ermittlung und Beurteilung von arbeitsbedingten Beschwerden 
und Erkrankungen des Muskel-Skelett-Systems sowie Präventionskonzepte 
45. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 1. Juli 2008 in Wuppertal 
Dipl.-Ing., M. Sc. André Klußmann 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter beim Institut für Arbeitsmedizin, Sicherheitstechnik 
und Ergonomie e.V. (ASER) an der Bergischen Universität Wuppertal, Wuppertal 
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Wintersemester 2008/09 

 

Die Ursachen der juvenilen Adipositas in der modernen Gesellschaft 
46. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 28. Oktober 2008 in Wuppertal 
Dr. Michael M. Zwick 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Institut für Sozialwissenschaften  
der Universität Stuttgart, Stuttgart 

 

Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie – Anforderungen an das  
staatliche Aufsichtshandeln im Arbeitsschutz 
47. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 18. November 2008 in Wuppertal 
Dr. jur. Jörg Windmann 
Leiter der Abteilung 5 „Justiziariat, Fahrpersonalrecht“ im  
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hannover, Hannover 

 

Gefährdungsfaktor Lärm – Aktuelle Aspekte der Prävention 
48. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 9. Dezember 2008 in Wuppertal 
WissD Dr. Patrick Kurtz 
Leiter der Gruppe 2.6 „Emission von Maschinen, Lärm“ der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA), Dortmund 

 

Die neue Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge 
49. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 13. Januar 2009 in Wuppertal 
MinR’in Rita Janning 
Leiterin des Referats „Arbeitsschutzrecht, Arbeitsmedizin, Prävention nach dem  
SGB VII“ im Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Bonn 

 

Arbeitsschutz in der Krise – Rechte der Beschäftigten 
„S“. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 3. Februar 2009 in Wuppertal 
apl. Prof., Dr. rer. pol. Ralf Pieper 
Leiter des Fachgebiets Sicherheits- und Qualitätsrecht in der  
Abteilung Sicherheitstechnik im Fachbereich D der  
Bergischen Universität Wuppertal, Wuppertal 
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Sommersemester 2009 

 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin –  
Aufgaben und Perspektiven 
50. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 28. April 2009 in Wuppertal 
Präsidentin und Prof. Isabel Rothe 
Präsidentin der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA),  
Dortmund / Berlin / Dresden 

 

Prozessorientierte Produkterstellung mit dem Leitfaden für Hersteller  
zur Anwendung des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes 
51. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 12. Mai 2009 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. Christof Barth 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter der Gesellschaft für Systemforschung  
und Konzeptentwicklung GmbH (Systemkonzept), Köln 

 

Vibrationen – Gefährdungen, Maßnahmen, Handlungshilfen 
52. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 26. Mai 2009 in Wuppertal 
Dr.-Ing. Gerhard Neugebauer 
Leiter der Fachstelle „Lärm und Vibrationen“ in der Präventionsabteilung  
der Maschinenbau- und Metall-Berufsgenossenschaft, Düsseldorf 

 

Geräte- und Produktsicherheitsgesetz: Aktuelle Entwicklungen 
53. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 9. Juni 2009 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. Dirk Moritz 
Referent im Referat III c 6 „Geräte- und Produktsicherheit“ des  
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS), Bonn 

 

Lebensmittelüberwachung in Wuppertal – Ein Beitrag zum Verbraucherschutz 
54. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 30. Juni 2009 in Wuppertal 
Dr. Günter Brengelmann 
Leiter des Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamtes der Stadt Wuppertal,  
Wuppertal 
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Wintersemester 2009/10 

 

Gesundheitsrisikoinformationen für Produkte: 
Ein wichtiger Baustein des Verbraucherschutzrechts 
55. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 27. Oktober 2009 in Wuppertal 
Prof., Dr. Günter Borchert 
Lehrstuhl für Arbeits- und Sozialrecht der Schumpeter School of Business and  
Exonomics der Bergischen Universität Wuppertal 

 

Arbeit(s)(nehmer)schutz: Integraler Bestandteil oder Fremdkörper im Betrieb? 
56. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 15. Dezember 2009 in Wuppertal 
Dr. Joachim Larisch 
Zentrum für Sozialpolitik (ZeS) der Universität Bremen 

 

Simulatorkrankheit bei der Nutzung von Flugsimulatoren in der Luftwaffe 
57. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 12. Januar 2010 in Wuppertal 
PD, Dr. Michael Stein 
Flugmedizinisches Institut der Luftwaffe, Abteilung Ergonomie, Manching  

 

Reformbedarf bei überwachungsbedürftigen Anlagen?  
Erfahrungen aus Sicht der hessischen Arbeitsschutzaufsicht 
58. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 26. Januar 2010 in Wuppertal 
MinR, Dipl.-Ing. Thomas Just 
Hessisches Ministerium für Arbeit, Familie und Gesundheit, Referat III 4B  
„Produkt- und Betriebssicherheit“, Wiesbaden 

 

Gesundheitscampus NRW:  
Chancen für eine nachhaltige Gesundheitspolitik in NRW 
59. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 2. Februar 2010 in Wuppertal 
PD, Dr. Andreas Meyer-Falcke 
Leiter des Strategiezentrums Gesundheit des Gesundheitscampus  
Nordrhein-Westfalen, Bochum  
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Sommersemester 2010 

 

Atypische Beschäftigung – Entwicklung Muster und Regulierungsprobleme  
60. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 27. April 2010 in Wuppertal 
Dr. Hartmut Seifert 
ehem. Leiter des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts in der  
Hans-Böckler-Stiftung (WSI), Düsseldorf 

 

Konzepte des Arbeitsschutzrechts in Skandinavien und ihr Einfluss auf  
das europäische Recht 
61. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 11. Mai 2010 in Wuppertal 
Ass. jur. Maika Beer 
ehem. wiss. Mitarbeiterin im Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Deutsches  
und Europäisches Arbeits-, Unternehmens- und Sozialrecht  
der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Witten 

 

Überwachungsbedürftige Anlagen – Herausforderungen für den Betreiber  
am Beispiel eines Müllheizkraftwerks 
62. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 18. Mai 2010 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. Holger Rabanus 
Leiter Arbeitssicherheit, Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal (AWG) 

 

Stand und aktuelle Entwicklungen in der Anlagensicherheit 
63. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 1. Juni 2010 in Wuppertal 
Prof., Dr. Christian Jochum 
Vorsitzender der Kommission für Anlagensicherheit (KAS), Bad Soden 

 

Theorie und Praxis der Risikoanalyse 
64. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 6. Juli 2010 in Wuppertal 
Dr., Dipl.-Phys. Helmut Spangenberger 
Gesellschaft für Anlagen- und Betriebssicherheit mbH, Bad Dürkheim 
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Wintersemester 2010/11 

 

Von Zäunen befreit – Mensch-Roboter-Kollaboration 
65. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 9. November 2010 in Wuppertal 
M.Sc. Dipl.-Ing. (FH) Björn Ostermann 
Institut für Arbeitsschutz der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA),  
Sankt Augustin 

 

Arbeitsbedingungen, Arbeitssicherheit und Instandhaltung in den Betrieben  
der Braunkohlenindustrie 
66. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 23. November 2010 in Wuppertal 
Dr. Norbert Roskopf 
Geschäftsführender Gesellschafter der Roskopf Vulkanisation GmbH, Aachen 

 

Die Neufassung der Gefahrstoffverordnung 2010 
67. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 11. Januar 2011 in Wuppertal 
Dr. Helmut A. Klein 
Leiter der Referats III b 3 „Gefahrstoffe, Chemikaliensicherheit,  
Bio- und Gentechnik, Betriebs- und Anlagensicherheit“ im 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Bonn 

 

Zukunft der Arbeit – Entwicklungstrends und Gestaltungsanforderungen  
aus Sicht des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
68. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 25. Januar 2011 in Wuppertal 
Prof. Dr. Rainer Schlegel 
Leiter der Abteilung III „Arbeitsrecht, Arbeitsschutz“ des  
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS), Berlin 

 

Die sicherheitstechnische und betriebsärztliche Regelbetreuung  
nach der DGUV Vorschrift 2 
69. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 1. Februar 2011 in Wuppertal 
Dr. Frank Bell 
Leiter des Referats „Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes“ der  
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung e.V. (DGUV), Sankt Augustin 
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Sommersemester 2011 

 

Sicherheit von Großveranstaltungen –  
Zum Stand der Technik aus Sicht der operativen Gefahrenabwehr 
70. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 12. April 2011 in Wuppertal 
Dr. Jörg Schmidt 
Stabsstelle Städtisches Krisenmanagement & Bevölkerungsschutz  
der Stadt Köln, Köln 

 

Kriterien für die Beurteilung von Gefährdungen durch technische Anlagen 
71. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 10. Mai 2011 in Wuppertal 
Prof. Dr.-Ing. Ulrich Hauptmanns 
ehem. Leiter des Instituts für Apparate- und Umwelttechnik (IAUT) der  
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, Magdeburg 

 

Ermittlung von Kriterien und Erkenntnissen zu Notwendigkeit, Art und  
Umfang sicherheitstechnischer Prüfungen von Arbeitsmitteln  
(einschließlich Anlagen) 
72. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 24. Mai 2011 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. Christof Barth 
Bereichsleitung Technischer Arbeitsschutz der Gesellschaft für Systemforschung  
und Konzeptentwicklung mbH (Systemkonzept), Köln 

 

Forschung für die Prävention – Das Institut für Arbeitsschutz der  
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) 
73. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 7. Juni 2011 in Wuppertal 
Prof. Dr. Helmut Blome 
Direktor des Instituts für Arbeitsschutz der Deutschen Gesetzlichen  
Unfallversicherung (IFA), Sankt Augustin 

 

Manipulation von Schutzeinrichtungen an Maschinen –  
Warum wird manipuliert und was kann man dagegen tun? 
74. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 28. Juni 2011 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. Ralf Apfeld 
Leiter des Referats „Maschinen und Anlagen“ des Instituts für Arbeitsschutz  
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA), Sankt Augustin 
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Wintersemester 2011/12 

 

Fukushima – Unfallablauf und wesentliche Ursachen 
75. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 22. November 2011 in Wuppertal 
Dr. Christoph Pistner 
Öko-Institut e.V., Bereich Nukleartechnik & Anlagensicherheit, Darmstadt 

 

Die Leitmerkmalmethode Manuelle Arbeitsprozesse – LMM MA 
76. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 6. Dezember 2011 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. Ulf Steinberg 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA),  
Gruppe 3.1 „Prävention arbeitsbedingter Erkrankungen“, Berlin 

 

Risikobasierte Methodik zur Ableitung von Prüfpflichten für Arbeitsmittel 
77. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 10. Januar 2012 in Wuppertal 
Prof. Dr. Ralf Pieper 
Bergische Universität Wuppertal, Fachbereich D, Abteilung Sicherheitstechnik, 
Fachgebiet Sicherheitstechnik / Sicherheits- und Qualitätsrecht, Wuppertal 

 

Psychische Belastung bei der Arbeit –  
Stand der Erkenntnisse und Handlungshilfen 
78. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 24. Januar 2012 in Wuppertal 
Dr. Gabriele Richter 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA), Berlin 

 

Sicherheit im Spannungsfeld von Gefahrenabwehr und Freiheitsrechten 
79. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 31. Januar 2012 in Wuppertal 
Dipl. Sozialwiss. Kathrin Wahnschaffe 
Bergische Universität Wuppertal, Fachbereich D, Abteilung Sicherheitstechnik, 
Fachgebiet Sicherheitstechnik / Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe,  
Wuppertal 
heute: Georg-August-Universität Göttingen, Sozialwissenschaftliche Fakultät,  
Institut für Sportwissenschaften, Arbeitsbereich Sportsoziologie, Göttingen 
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Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium im Sommersemester 2012 

 

Sicherheit von Großveranstaltungen –  
Zum Stand der Technik aus Sicht der operativen Gefahrenabwehr 
80. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 24. April 2012 in Wuppertal 
Dr. Lutz Wienhold 
ehem. Gesellschaft für Systemforschung und Konzeptentwicklung mbH  
(Systemkonzept), Köln 

 

Das neu Produktsicherheitsgesetz 
81. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 15. Mai 2012 in Wuppertal 
Dipl.-Ing. Dirk Moritz 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), 
Referat III b 5 „Geräte- und Produktsicherheit“, Bonn 

 

Psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz – Wegschauen oder Handeln?  
82. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 5. Juni 2012 in Wuppertal 
RA Dr. jur. Martin Wolmerath 
Lehrbeauftragter an der TFH Bochum, Lehrbeauftragter an der TU Ilmenau,  
Ehrenamtlicher Richter am LAG Hamm, Rechtsanwaltsbüro, Hamm 

 

Quantitative Risikoanalyse: Methodik und Anwendungsbeispiele 
83. Sicherheitswissenschaftliches Kolloquium am 19. Juni 2012 in Wuppertal 
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